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Nach Ländern und Orten der ganzen Welt geordnetes Verzeichnis von Auskunft- und Inkassostellen, Banken, Spediteuren, Rechtsanwälten, 
Reedereien, Hotels ete. mit Angabe der Einwohnerzahlen, Gerichtsbarkeit, Handelsbehörden, Konsulate aller Staaten, Zollämter, Lagerhäuser, 
Bahn- und Schiffaverbindungen, einem Bezugsquellenverzeichnis, allerhand Tarifen usw. 


Der schnelle Direktdienst für Auskunft und Inkasso im In- und Auslande zu mäßigen Einzelgebühren 
C. REGENHARDT K.-G., BERLIN SW 68, Friedrichstraße 231 Prospekte unverbindlich und kostenfrei 


ALLGEMEINE ELEKTRICITATS-GESELLSCHAFT 


In der heutigen ordentlichen Hauptversammlung ist die Dividende auf dus Grundkapital für das Ge- 
schäftsjahr 1937/38 auf 6% festgesetzt worden. Die Auszahlung erfolgt unter Abzug von 10% Kapital- 
ertragsteuer vom 25. Februar d. J. ab gegen Einreichung des Gewinnanteilscheins Nr. 2 — Ausgabe 


1936 — mit 
RM 5,40 für jede Aktie über RM 100,— 


RM 54,— „ „ A „ RM 1000,— 


bei unserer Hauptkasse oder folgenden Stellen: 


in Berlin: Berliner Handels - Gesellschaft / Bankhaus Dalbrück Schickler & Co. Bankhaus 
Hardy & Co., G. m. b. H. 


Borlin, Aachen, Breslau, Dresden, Frankfurt a. M., Hamburg, Köln, Leipzig, München: 
Commerz- und Privatbank, Aktiengesellschaft Deutsche Bank Dresdner Bank 
Breslau: Bankhaus E. Heimann 
Hamburg: Bankhaus M. M. Warburg & Co., Kommanditgesellschaft 
Käln: Bankhaus Pferdmenges & Co. 
Leipzig: Allgemeine Deutsche Credit-Anstalt 
München: Bankhaus Merck, Finck & Co. 
Die Auszahlung von 3½% Zinsen auf die Genußrechte aus Markanleihan für das Geschäftsjahr 193713B erfolg! 
gegen Einreichung des Gewinnanteilscheins Nr. 7 zur Genußrechtsurkunde gleichfalls vom 25. Februar ab mit 
RM 1,75 für jede Genußrechtsurkunde über RM 50,— 
RM 3,50 „ „ 5 „ RM 100, — 


bei den obigen Stellen. 


Berlin, den 24. Februar 1939 ` N 
Allgemeine Elektricitäts- Gesellschaft 


Bücher Lemcke 


D. R. K. 


DEUTSCHE RECHTS-KARTEI 


Die Entſcheidungs-Sammlung in Karteiform 


Herausgeber: Dr. W. Vogels Dr. Joſef Bühler Oberſtaatsanwali 
Miniſterialrat im Reichsjuſtizminiſterium Leiter des Miniſteramts Dr. Frank 


Die DRK. vermittelt einfach und ſchnell eine Geſamtüberſicht über die 
wichtigſten gerichtlichen Entſcheidungen unter Voranſtellung der grund: 
legenden Leitgedanken und knapper, klarer Wiedergabe der Entſcheidungs⸗ 
gründe. Die Kartei bietet eine ſtändige Unterrichtung über den neueſten 
Stand der Rechtſprechung. — Die bisher erſchienenen Lieferungen, Stand 
1.2.1939 (1440 Karten m. 3907 Entſcheidungen)einſchl. Karteikaſten 37.85 RM. 
Fortlaufende Lieferung (24 Karten u. Ergänzungslieferung) monatl. RM. 2.40 


DEUTSCHER RECHTS-VERLAG ° BERLIN 


Erwerbsunfähig? 
Dienstunfähig? 


„acn EXIStenzfahig 


durch zeitige Vorsorge bei der 


Bayerischen Beamtenversicherungsanstalt 


Allgemeiner Lebensversicherungsverein a. G. 
München, Lenbachplatz 4 


Bitte verlangen Sie unverbindlich Prospakı 
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Wichtige Neuregelung 
im rechtswissenschaftlichen 
Zeitschriftenwesen! 


Beachten Sie bitte unsere Mit- 
teilung, die diesem Heft beiliegt! 


Deutscher Rechtsverlag, Berlin 
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Dic 
Duc 
Allgemcine 

Zcitüng 
zeigt und deutet Ziele und Wege, Zusammen- 
hänge und Hintergründe der großen Politik, 
der Weltwirtschaft und der Kulturen des 
Erdkreises. Sie betrachtet mit Sorgfalt das 


Kunstgeschehen und pflegt mit besonderer 
Liebe die gute Literatur 


Ein Spiegel der Milt 
Überall im Zeitungs handel 


Bestellen Sie die Deutsche Allgemeine Zeitung kostenlos 
und unverbindlich zur Probe beim Verlag, Berlin SW 68, 
Kochstraße 22-26 


Aima 


At 


Hier formen deutsche 
Arbeiter aus deutschem 
Material leistungsstarke 
wirtschaftliche und 
zuverlässige Wagen 


Ford, welterprobi - Ford. deutsches Erzeugnis 


IE 
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dann erinnern Sie sich bite daran, daß die Firma Hermann Bahr 
Ihnen mit ihrer umfassenden juristischen, aleuerrechtlichen und volks- 
wirtschaftlichen Bibliothek und dem dieser angegliederten Archiv auf 
all Ihren Fachgebieten jede nur ardenkliche 


Sie brauchen nicht länger mehr kostbare Zeit zu opfern bei der Suehe 
nach wichtigen Enischeidungen, Erlassen, nach Literatur su brennenden 
Rechtsfragen. Dies alles nimmt Ihnen das Archiv kostenlos ab, wenn Sia 
den entsprechenden Mietauftrag fest erteilen. Dia Mietgebühr ist unübertroffen 
billig. Wann Sie Zeit ersparen müssen, dann wenden Sie sich bitte an das 


Buchhaus Hermann Bahr 


Berlin W 9 x Linkstraße 43, am Potsdamer Platz 
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Dem März-Heft „Deutsches 
Recht“ sind folgende Werbe- 


Der Gesamtauflage: 


Einer Teilauf lage: 


Hilfe leisten kann. 


Auſtrengende Stunden geiſtiger Tätigkeit ſtellen höchſte Anforde 
rungen an die Leiſtungsfähigkeit und Beweglichkeit des Geiſtes 
Tritt ein Nachlaſſen der Kräfte ein, dann helfen die Dextro-Energen⸗ 
Tabletten, ſie beſeitigen die Schwächemomente, geben Friſche und 
Spannkraft und ſtärken Körper und Geiſt, ohne ein Reismittel zu ein 


Einzelheiten über die Vorteile 
die Ihnen die Neuregelung im rechts wissenschaft- 
lichen Zeitschriftenwesen bietet, ersehen Sie aus 
unserer Mitteilung, die diesem Heft beiliegt 


die natürlichen Energieſpender für Körper, Nerven und Geiſt. Zu 
haben in Apotheken, Drogerien und Reformhäusern. Päckchen 30 Bi. 


Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35 


blätter beigefügt: 


Unser 


69. Jahres-Bericht 


über das 
Geschäftsjahr 1938 


1. Landhaus Jungborn, Max 
Naumann, Honig- und 
Reformhaus, Achim, 
Kr. Verden in Hannover 


2. Doppelposikarle „Quar- 
fierbesiellungen zumTag 
des Deutschen Rechts“ 


ist erschienen und steht Jetzt bei allen unseren 
Geschäftsstellen zur Verfügung der Interessenten 


Commerz- und Privat-Bank 


Aktiengesellschaft 


3. Gildemeister & Ries, 
Bremen 


Die DEK verzichtet auf dos Recht der Kündigung 
des .Versicherungsvertrage: wegen starker Inanspruchnahme 
der Versicherungsleistungen, also Versicherungsschutz 
auf Lebenszeit; 
Die DBK verzichtet auf die Beschränkung der tarif- 
lichen Leistungen für Krenkenhilfe, Kronkenhau«behand- 
lung, Operationen und Arzneien für bestimmte Zeit- 
räume, z. B. auf die Daver von 26, 3? oder 52 Wochen; 
sie erfüllt ihre Leistungspflicht bis zur vollständigen 
Ausheilung des Leidens; ` 
Die OBK verzichtet auf jegliche Aussteuerung. Die 
Leistungspflicht fürKrankenhilfe,Kronkenhausbehandlung, 
Operationen und Arzneien wird erfüllt ohne Beschrän- 
a kung auf Jahreshöchstsätze; 5 
bei einer Versiche f d Die DBK gewährt ihren Mitgliedern mithin dauernde Hilfe 
den Tarifen / F, G, in schweren Notfällen. Verlangen Sie eee 
unsere Druckschriften 


Deutsche Beamten-Krankenversicherung V. d. G., Sitz Koblenz a. Rh. 


Deutfches Hecht 


Unter ftändiger Mitarbeit der Reichsgruppenwalter des NSRB. 
Dr. Geffroy J. Singer Dr. Droege Dr. Wolpers 


Reichsgruppenwalte e enen Reichsgruppenwalter 
Richter und Staatsanwälte Rechtspfleg Nechtsa⸗ Notare 
Dr. Mönckmeier Dr. Sturkart Prof. "Dr. Ritterbuſch A. Billig 
Reichsgruppenwalter Reichs gruppenwalte Reichsgruppenwalter Reichsgruppenwalter 
Wirtſchaftsrechtler Rechts wahrer der Bee Hochſchullehrer Junge Rechts wahrer 
herausgegeben vom Reichsführer des 15. Dr. Hans Frank 
feft 5/ - 9. Jahrgang Berlin 15. März 1939 


An die Mitglieder des SNB. 
und der Deutſchen Vechtsftont! 


In der Zeit vom 19. bis 21. Mai 1939 hält der Uational⸗Sozia⸗ 
liſtiſche Redhtswahrer-Bund feine 6. Reichstagung in Leipzig ab. 
Die Neichstagungen des NIRB. find machtvolle Kundgebungen 
des deutſchen KRechtslebens und Nechtsftandes, 

Der 1. Großdͤeutſche Rechtswahrertag, der auch dem Gedenken 
des Tages gewidmet ift, an dem der Führer im Oktober 1928 durch 
feinen Aufruf unfere Kampftruppe für das nationalfozialiftifche 
Redt ins Leben tief, foll erneut die Geſchloſſenheit des deutſchen 
Vechtsſtandes zeigen. Wir wollen ung der Ehre und der Der- 
pflichtung bewußt fein, als Uationalſozialiſten Rechtswahrer des 
Großdͤeutſchen Reiches fein zu können im Dienſte unſeres deut: 
ſchen Volkes und feines nationalſozialiſtiſchen Rechtes. 


Heil unſerem Führer! 


„Tag des deutſchen Rechts“ 


19. bis 21. Mai 1939 


1. Großdeutſcher Rechtswahrertag 
(Programm Auszug) 


Freitag, den 19. Mai 1939 
Vormittag 


Eröffnung der Ausſtellung „Volk und Recht 


Feierliche Eröffnungskundgebung mit dem Reichsführer des 
NSR, Reichsminiſter Dr. Frank, in der Meſſehalle 7 


Nachmittag 


Tagungen der Reichsgruppen 


Richter und Staatsanwälte: Generalſtaatsanwalt taug, Karlsruhe: „Grundzüge des neuen Strafverfahrens“; Ober: 
landesgerichtspraſident, Senator Dr, Rothenberger, Hamburg: „Die Stellung des Richters im Führerſtaat“. 


Notare: Rechtsanwalt und Notar Or. Wilhelm Heckmann, Weimar: „Der deutſche Notar im Wandel der Zeit“. 


Rothtswahrer der Verwaltung: Kh Brigadeführer Staatsſekretär Dr. Stuckart, Reichsgruppenwalter: „Neubau 
des Reiches“; Stellvertr. Reichsgruppenwalter Landrat Dr, Bilke: „Arbeiten und Ziele der Reichsgruppe“. 


Wirtſthaftsrechtswahrer und Neithsberujsgruppe Buth⸗ und Steuerberater: 


A. Die neue Wirtſchaftsordnung. Einleitung: Reichsgruppenwalter Or. Mönckmeier: „Grundſätze des Marktausgleichs“. 
1. Or. Merkel, Reichsnährſtand: „Die Marktordnung im Reichsnährſtand“. 

Or. Metzner, Reichsgruppe Induſtrie: „Die Marktordnung in der Induſtrie“. 

. Dr. Steckhan, Reichsgruppe Handel: „Die Marktordnung im Handel“. 

. Miniſterialdirigent Dr. Michel, Reichswirtſchaftsminiſterium: „Ziele der Rationaliſierung des Rechnungsweſens“. 

. Bigepräfident Dr. Flottmann: „Aktuelle Probleme der Preisbildung“. 

„Dr. Erdmann, Reichswirtſchaftskammer: „Die praktiſche Ausbildung und der Berufseinſatz des Volkswirts“. 

7. Reichsuntergruppenwalter Dr. Ringer: „Die Stellung des Volkswirts in der Wirtſchaftsorganiſation“. 


E 


B. Das Prüfungs⸗ und Treuhandweſen 
8. WP. Dr. Richter, Berlin: „Neuzeitliche Anforderungen an das Rechnungsweſen der Unternehmungen“. 
9. Bücherreviſor Gravenhorſt, Berlin: „Arbeitseinſatz und Arbeitsweiſe der Vuchſtellen im Rahmen der Vereinheit⸗ 
lichung des Rechnungsweſens“. 
10. Prof. Or. Schmaltz, Halle: „Inwieweit ſind die aktienrechtlichen Bewertungsbvorſchriften für alle Unternehmungen 
anzuwenden!“ 
11. WP. Dr. Minz, Köln: „Betriebswirtſchaftlicher, handelsrechtlicher Gewinubegriff“. 
12. Bücherreviſor Mohr, Halle: „Betriebswirtſchaftliche Beratung bei Sanierungen u. Vermögensauseinanderſetzungen“. 
13. Stellvertr. Reichsgruppenwalter Wp. Or. Buwert, Berlin: „Zur Berufspolitik des Prüfungs⸗ und Treuhandweſens“. 
14. WP. Or. van Aubel: „Die unabhängige eigen verantwortliche und fachgerechte Prüfung im neuen Wirtſchaftsrecht“. 


Rechtspfleger: Rechtspfleger Großhans, Stuttgart: „Aufgaben und Geſtaltung der vorſorgenden Rechtspflege“; 
Rechtspfleger Schäfer, Hamburg: „Neuordnung der Zwangsvollſtreckung“. 


Rechtsanwälte: Justizrat profeſſor Or. Noack: „Die Altersverſorgung der Rechtsanwälte“; Rechtsanwalt Or. Fritzſche: 
„Die Aufgaben des Strafperteidigers“. 


Junge Rochtswahrer: Neichsgruppenwalter Heinz Billig: „Der Rechtsſtand und fein Nachwuchs, Rückſchau und Aus⸗ 
blick“; Miniſterialrat Dr. Richter: „Fragen der Juſtizausbildung“. 


Tagungen der angegliederten Verbände 


Reithsfachſthaft für das Sachverftündigenweſen: Reichsfachſchaftsleiter Römer: „Die Entwicklung des Sach⸗ 


verſtändigenweſens im Dritten Reich“. 


Reithsberufsgruppe Nothtsbeiſtände: Reichsberufsgruppenleiter Panſe: „Das Rechtsberatergeſetz und feine Aus⸗ 


wirkungen“. 


Roithsfachſchaft für das Dolmeticher- und Aberſetzerweſen: Meichsfachſchaftsleiter Monien: „Die Reichs⸗ 
organiſation der Dolmetſcher und Überſetzer, eine ſtaatspolitiſche Notwendigkeit“; Prof. Dr. Snyders, Rektor der Handels⸗ 
hochſchule Leipzig: „Die Fremdfprache im Dienſte Deutſchlands“. 


Sonderveranſtaltung der NS⸗Kechtswahrerinnen in Anweſenheit der Reichsfrauenführerin Frau Scholt⸗ 
Klink. Rechtsanwältin Dr. Eben⸗Servaes: „Die heutige Aufgabe des weiblichen Rechtswahrers“; Magiſtratsrätin 
Pauli: „Aus der Arbeit des Jugend⸗ und Wohlfahrtsrechts“; Rechtsanwältin Dr. Galſter: „Fragen der Rechtserneue⸗ 
rung auf dem Gebiete des Jugend- und Wohlfahrtsrechts“. 


Traditionsveranſtaltung der alten Bundesmitglieder 
Kameradſthaftsabende der Gaue 
Feitkonzert der Stadt Leipzig im Gewandhaus (für die Amtswalter des REND). 


Sonnabend, den 20. Mai 1939 
Vormittag 
Tagung der Ehrenrichter des NSN V. und der Deulſchen Nechtsfront. 
Tagung der Reichsuntergruppe Wirtſthaftswiſjenſthaftliche Bothſchullehrer: 


Es ſpricht Staatsſekretär Staatsrat Dr. Neumann. 


Tagung der Reichsuntergruppe Nethtswiſjenſchaftliche gothſchullehrer: 
Prof. Dr. Larenz, Kiel: „Die Rechtsordnung als völkiſche Lebensordnung“; Prof. Dr. Jahrreiß, Köln „Politiſche 
Verfaſſung und völkiſche Lebensordnung“; Prof. Dr. Siebert, Berlin: „Rechtsſyſtem und Studienordnung“. 


Vortrag des Neithspoſtminiſters Dr. Ohneſorge. 


Nachmittag 
Appell der Amtswalter 
Großkundgebung vor dem Reichsgericht 
mit dem Reichsführer des NSR B. 
Tagung der Reichsuntergruppe Rechtswahrer der Wehrmachtgerichte: 
Anſprachen: Reichsführer des NSR B., Reichsminiſter Dr. Frank; Reichsgruppenwalter Richter und Staatsanwälte 


Vizepräſident Dr. Geffroy; 
Präſident des Reichskriegsgerichts General Heitz; Chef der Wehrmachtrechtsabteilung Miniſterialdirektor Dr. Lehmann 


Kundgebung „Jugend und Recht“ vor dem alten Rathaus 


Es ſprechen: der Reichsſtudentenführer; der Jugendführer des Deutſchen Reiches; der Reichsführer des NSR B. 
Feſtworſtellungen im Neuen und Alten Theater. 


Sonntag, den 21. Mai 1939 
Kundgebung der Reithsgruppe goihſthullehrer: „Aber den Beruf unſerer Zeit zur Wiſſenſckaft“ 


Es ſprechen: Reichsdozentenbundsführer Dr. Schultze, profeſſor Ritter buſch, Profeſſor Dahm. 


Feierliche Abſchlußkundgebung des „Tages des deutſchen 
Rechts“ in der Meſſehalle 7 
Festkonzert des Reichsſenders Leipzig im Gewandhaus (für die Amtswalter des NENB). 


(Anderungen der Tagungs folge vorbehalten) 


An unfere Lefer 


Die Zeitfchrift »Deutfches Recht« wird vom 1. April 1939 ab mit den Zeitſchriften »Juriftifche Wochenfchrift« 
und »Deutſche Rechtspflege« vereinigt. Die Zeitfchrift erfcheint künftig in zwei Ausgaben. Die Ausgabe A 
»Deutfches Recht vereinigt mit Juriftifche Wochenfchrift« geht den Beziehern jeweils Sonnabends in der 
gleichen Weite wie bisher die »Juriſtiſche Wochenfchrift« zu. Die Ausgabe B »Deutſches Recht vereinigt mit 
Deutliche Rechtspflege« erlcheint am 15. eines jeden Monats. 

Das »Deutfche Recht«, das Kampfblatt des NSRB., hat fich, nachdem die großen Grundlinien der Erneue- 
rung feſtgelegt waren, bei dem Fortichreiten der Rechtserneuerung ftändig mehr mit fachlichen Einzelfragen 
befaßt. Die »Juriſtiſche Wochenſchrift« andererfeits tft über ihr urfprüngliches Gebiet, Organ der Reichs- 
gruppe Rechtsanwälte, hinausgewachfen und zu einem Fachorgan für das Gebiet Rechtspflege geworden. 

Die neue Zeitfchrift foli nunmehr neben ihrer Aufgabe als Zentralorgan des NSRB. insbefondere Fach⸗ 
zeitfchrift für den praktiſchen Rechtswahrer auf dem weiten Gebiete der Rechtspflege fein. 

Die Wochenausgabe wird deshalb ähnlich wie bisher die »Juriſtiſche Wochenſchrift« Auffätze, kleine Bei⸗ 
träge, Schrifttum und eine ausführliche Rechtfprechungsbeilage bringen. Mit der gleichen Gründlichkeit und 
Zuverläffigkeit wie bisher wird die Zeitfchrift über alle aktuellen und praktiſchen Fragen berichten. Jeder 
Beitrag wird getragen fein von der politiſchen Schwungkrakt der Bewegung und wird auf feinem Sonder- 
gebiet dem kämpferifchen kinfatz für ein neues Volksrecht dienen. So wird die Zeitſchrift ein Spiegelbild 
des Rechtslebens im neuen Reich fein. Wir glauben, daß befonders der praktifche Rechtswahrer dieſe Zu⸗ 
ſammenlegung der Zeitfchriften lebhaft begrüßen wird. 

Die Monatsausgabe wendet ſich vor allem an die Richter, Staatsanwälte und Rechtspfleger und bringt 


gleichfalls Auffäte und eine umfangreiche Rechtſprechungsüberſicht. 


Die Wochenausgabe wird den bis= 


herigen Beziehern der »Juriftifchen Wochenfchrift«, die Monatsausgabe den bisherigen Beziehern der »Deut⸗ 


ſchen Rechtspflege« weitergeliefert. 


Der Bezugspreis der Wochenausgabe beträgt monatlich 2,50 RM., der Vorzugspreis 2,- RM. 
Der Bezugspreis der Monatsausgabe beträgt monatlich 0,50 RM. 


Deutſcher Rechts verlag G. m. b. H. 


Die Schriftleitung 


44.Oberführer Miniſterialdirigent Dr. Werner Beft, Berlin: 


Die ftrafrechtliche und polizeiliche 


Bekämpfung der 


er § 132 des NStGB. bedroht denjenigen, der un- 

befugt fih mit Ausübung eines öffentlichen Amtes 
befaßt oder eine Handlung vornimmt, welche nur kraft 
eines öffentlichen Amtes vorgenommen werden darf, 
mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder 
mit Geldſtrafe. 

Dieſe auffallend geringe Strafandrohung 
läßt erkennen, daß zur Zeit der Entſtehung dieſer 
Strafbeſtimmung dem Vergehen der Amtsanmaßung 
keine beſonders große Bedeutung beigemeſſen wurde. 
Dies ergibt ſich auch aus allen Unterlagen, die über 
die Entſtehung und den Zweck dieſer Strafbeſtimmung 
Auskunft geben können. 

Die Reichstagsverhandlungen 1870 und die Motive 
zu dem geltenden Strafgeſetzbuch enthalten lediglich 
Hinweiſe auf das Preußiſche Strafgeſetzbuch von 1851. 
Dieſes Strafgeſetzbuch iſt ohne große parlamentariſche 
Verhandlungen angenommen worden. Es hat darüber 
lediglich eine Generaldebatte ſtattgefunden, die ſich mit 
den Grundgedanken des Strafgeſetzbuches, nicht aber 
mit einzelnen Vorſchriften beſchäftigte. Ebenſo ſpielte 
die Amtsanmaßung in den Verhandlungen zur Straf⸗ 
rechtsreform feit 1909 keine entſcheidende Rolle. Man 
ſchloß ſich lediglich an das beſtehende Recht an. Nur die 
Kommuniſten forderten in den Jahren 1924—1930 die 
Streichung der Strafbeſtimmung, weil man die Amts⸗ 
anmaßung, die ja doch nur in Konkurrenzfällen mit an⸗ 
deren Delikten auftrete, durch beſonders ſchwere Beſtra⸗ 
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Amtsanmaßung 


fung der anderen Delikte treffen könne. Demgegenüber 
wurde von Vertretern der bürgerlichen Parteien darauf 
hingewieſen, daß die Beſtimmungen über die Beſtrafung 
der Amtsanmaßung mehr bedeuteten und einen beſon⸗ 
deren Schutz der Staatsgewalt bezweckten. Was aber 
hierzu geſagt wurde, war ſehr unbedeutend und abſolut 
unklar (Vgl. namentlich die Ausführungen von Bell 
u. a. in den Verhandlungen des Strafrechtsausſchuſſes 
des Reichstages 1928, 30. Sitzung vom 14. 1. 1929 
S. 10 ff.). Das einzige, was auf ſozialdemokratiſche 
Initiative geſchah, war die Einfügung des Tatbeſtands⸗ 
merkmals „wiſſentlich“ (Verhandlungen des Straf⸗ 
rechtsausſchuſſes des Reichstags 1924, Bd. 1, 49. Sitzung 
v. 19. 1. 1928 S. 3 f.). Aber auch hierzu fanden keine 
größeren Debatten ſtatt; bemerkenswerte Aeußerungen 
fielen ebenfalls nicht. 

Es mag ſein, daß man ſich in erſter Linie darauf 
verließ, daß das Delikt der Amtsanmaßung faſt immer 
in Konkurrenz mit anderen, von ſchwereren Strafen 
bedrohten Delikten — Raub, Freiheitsberaubung u. ä. 
— auftrete, ſo daß der Täter faſt immer einer an⸗ 
gemeſſenen Strafe verfallen müſſe. Aber wenn ſo die 
Schädigung des einzelnen Betroffenen in den Border- 
grund geſtellt und auf ihre ausreichende Beſtrafung in 
erſter Linie Wert gelegt wurde, ſo zeigt dies gerade, 
daß man das Delikt der Amtsanmaßung als ſolches 
nur gering bewertete und für Fälle, in denen die Amts- 
anmaßung nicht mit einer anderen Straftat fon- 


kurriert — z. B. Amtsanmaßung zur Befriedigung der 
Eitelkeit oder zur Erreichung von zunächſt ſtrafloſen 
perſönlichen oder auch politifchen u. ä. Zwecken — eine 
geringe Strafe für die begangene Verletzung der Ord⸗ 
nung und der Autorität öffentlicher Einrichtungen für 
ausreichend hielt. 

Dieſe Auffaſſung entſprach durchaus der damals 
herrſchenden Grundauffaſſung vom 
Staat und von dem Verhältnis des 
Staatsbürgers zum Staate. Alle Einrich⸗ 
tungen des Staates und das Maß und die Form ihrer 
Tätigkeit war für die damals herrſchende individua- 
liſtiſch⸗humanitäre Grundauffaſſung, die alle politiſchen 
und rechtlichen Erſcheinungen von den Individuen ab⸗ 
leitete, nur auf der Grundlage von Geſetzen vorftell« 
bar, die von den Staatsbürgern unmittelbar oder durch 
ihre Repräſentation — das Parlament — beſchloſſen 
waren. Der Staatsbürger ſtand den von ihm ge⸗ 
ſchaffenen öffentlichen Einrichtungen in einem eben⸗ 
falls von ihm durch Geſetze geregelten Verhältnis ſub⸗ 
jektiver öffentlicher Rechte und Pflichten gegenüber, 
die er gegebenenfalls im Wege förmlicher Rechtsver⸗ 
fahren gegen „den Staat“ durchzuſetzen in der Lage war. 

Wenn alſo der einzelne den öffentlichen Einrichtun⸗ 
gen als ſelbſtändige Größe entgegentrat und ſich ihnen 
gegenüber zu behaupten und durchzuſetzen vermochte, 
ſo konnte die Amtsanmaßung eines Unbefugten in dem 
Verhältnis der öffentlichen Einrichtungen zu den 
Staatsbürgern nicht allzuviel Schaden anrichten. Man 
konnte ſich mit Recht darauf verlaſſen, daß der Staats- 
bürger, dem gegenüber eine Amtsanmaßung begangen 
wurde, ſich gegen die meiſt von der Norm abweichenden 
Zumutungen ſelbſt zur Wehr ſetzte und einen Schaden 
von ſich abwandte. So blieb als unerwünſchte Wirkung 
der „reinen“ Amtsanmaßung meiſt nur eine gewiſſe 
„Blamage“ der öffentlichen Einrichtung, in deren 
Namen der Täter zu handeln vorgab, übrig, für die 
Strafen ausreichend erſchienen, wie ſie auch ſonſt für 
ähnliche Reſpektwidrigkeiten gegenüber öffentlichen 
Einrichtungen verhängt wurden. 

Im nationalſozialiſtiſchen Staat wird 
das Verhältnis des einzelnen zum Ganzen grund- 
legend anders geſehen. Alles Recht und alle öffentlichen 
Funktionen werden vom Volk hergeleitet. Der einzelne 
Staatsbürger ſteht nicht mehr dem Staat und ſeinen 
Einrichtungen als ſelbſtändige — nur durch ein Syſtem 
ſubjektiver öffentlicher Rechte und Pflichten verbundene 
— Größe gegenüber, ſondern er wird als eine Zelle 
des Volksorganismus betrachtet, der im Rahmen dieſes 
Organismus aktive und paſſive Funktionen zukommen. 
Welche Funktionen einem Menſchen innerhalb der 
Führungs- und Gemeinſchaftsordnung eines Volkes 
zukommen, wird jeweils von den Trägern höherer 
Funktionen — in letzter Inſtanz von „dem Führer“ 
des Volkes — beſtimmt. Jede Anordnung, durch die 
die Tätigkeit von Trägern aktiver und paſſiver Funk⸗ 
tionen der Volksordnung von zuſtändiger Stelle ge⸗ 
regelt wird, ſchafft verbindliches Recht — auch ohne 
die Form des Geſetzes, deſſen früherer Sinn bereits 
durch die Verlagerung der formellen Geſetzgebung von 
den Staatsbürgern bzw. ihren Repräſentanten zu den 
Spitzen der Staatsordnung grundlegend verändert 
worden iſt. 

Hieraus ergibt fih, daß im völkiſch⸗autoritären Staat 
die Amtsanmaßung andere Wirkungen und eine andere 
Bedeutung haben muß, als in der Vergangenheit. Sie 
bedeutet nicht mehr, daß gegenüber einem ſelbſtändigen 
Staatsbürger, der ſich zur Wehr ſetzen kann, eine 


öffentliche Einrichtung „blamiert“ wird. Gie ift viel⸗ 
mehr ein unbefugtes Eingreifen in Funktionen eines 
lebendigen Organismus, das ſtets Wirkungen auf die 
Geſamtheit aller Funktionen dieſes Organismus hat. 
Denn diejenigen Menſchen, denen gegenüber eine 
Amtsanmaßung ausgeübt wird, ſind ja nicht fremde 
Gegenſpieler des öffentlichen Organs, für das der Täter 
zu handeln vorgibt. Sie ſtehen vielmehr — in aktiver 
oder paſſiver Rolle — in einem organiſchen funk⸗ 
tionellen Verhältnis zu dieſem Organ und durch es 
zu der geſamten Volksordnung. Es kann aber für 
dieſe organiſche Volksordnung nicht gleichgültig ſein, 
ob an irgendeiner Stelle dieſe von höheren Geſichts⸗ 
punkten aus geſchaffenen funktionellen Zuſammenhänge 
mißbraucht und dadurch — mindeſtens ſubjektiv auf 
ſeiten der Opfer des Mißbrauchs — zunächſt einmal 
zerriſſen werden. 

Beſonders deutlich wird dieſe Erkenntnis an dem 
Beiſpiel der Amtsanmaßung auf dem Gebiete der 
Polizei. Die Polizei hat im völkiſch⸗autoritären Staate 
die Aufgabe, über den Beſtand der Volksordnung zu 
wachen und ſie mit jedem geeigneten Mittel gegen 
Störung und Zerſtörung zu ſichern. Zu den erforder⸗ 
lichen Mitteln gehört auch die Aufſtellung beſtimmter 
Regeln für das Verhalten der Volksgenoſſen und die 
Durchſetzung der Einhaltung dieſer Regeln durch Voll⸗ 
zugsmaßnahmen. Die Volksgenoſſen, an die ſich die 
Anordnung der Polizei oder die einzelnen polizeilichen 
Vollzugsmaßnahmen richten, ſind aber nicht paſſive 
Gegenſtände der polizeilichen Tätigkeit, ſondern ſie ſind 
in jedem Falle Mitwirkende an der Erfüllung der 
polizeilichen Funktionen. Der Normalfall iſt, daß der 
Volksgenoſſe durch Befolgung der polizeilichen Vor⸗ 
ſchriften mitwirkt an der Herſtellung und Erhaltung 
des Zuſtandes, den zu ſchaffen die Aufgabe der Polizei 
iſt. Aber ſelbſt der Volksgenoſſe, gegen den mit 
polizeilichen Vollzugsmaßnahmen eingeſchritten werden 
muß, erfüllt noch in dieſem Augenblick — indem er 
ſich überwinden läßt und indem ſein Beiſpiel warnend 
auf andere wirkt — eine paſſive Funktion im Rahmen 
der geſamten polizeilichen Aufgabe. 

Je größer die Aufgabe iſt, die der Polizei geſtellt 
wird, und je machtvoller und nachdrücklicher die Er⸗ 
füllung dieſer Aufgabe durchgeſetzt werden muß, um 
ſo gefährlicher muß ſich auf dieſem Gebiete die Amts⸗ 
anmaßung Unberufener auswirken. Die regelnde und 
lenkende Funktion der Polizei gegenüber den Volks⸗ 
genoſſen, mit denen ſie in der dargeſtellten Wechſel⸗ 
wirkung ſteht, wird zerriſſen und in Frage geſtellt, 
wenn Unbefugte ſich polizeiliche Funktionen anmaßen 
und ſie gegenüber anderen betätigen. Hierdurch aber 
kann eine grundſätzliche Gefährdung der Volksordnung 
— insbeſondere gegenüber allen ihr feindlichen Kräften 
— hervorgerufen werden. 

Aus dieſen Feſtſtellungen ergibt ſich, daß die Amts⸗ 
anmaßung im völkiſch⸗autoritären Staate grundfützlich 
als ein Angriff auf die Struktur und das Beſtehen der 
Volksordnung betrachtet und mit entſprechender 
Schärfe bekämpft werden muß. Der z. Zt. noch gültige 
8 132 des NGtGB. ift hierfür nicht geeignet. Es er- 
ſcheint deshalb dringend erforderlich, daß in dem kom⸗ 
menden Strafgeſetzbuch die Amtsanmaßung unter die 
Angriffe auf die Sicherheit des Volkes und Neiches 
Dr und mit entſprechend hohen Strafen bedroht 
wird. 


Was zur Zeit mit ſtrafrechtlichen Mitteln noch 
nicht erreicht werden kann, das ſucht der Reids- 
führer - und Chef der Deutſchen Polizei zur Sicherung 
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der wichtigen und beſonders gefährdeten polizeilichen 
Funktionen gegen die Amtsanmaßung dadurch zu er- 
reichen, daß auf ſeine Anordnung grundſätzlich 
jede Perſon, die ſich zu Anrecht als 
Beamter oder Beauftragter der Polizei 
ausgegeben hat, unabhängig von einer etwa er- 
folgten Beſtrafung aus präventiv-polizeilichen Gründen 
— „Spezialprävention“ gegen eine Wiederholung der 
Tat durch denſelben Täter und „Generalprävention“ 


Amtsgerichtsrat Dr. Willi Seidel, Berlin: 


zur Abſchreckung aller ſonſt möglichen Täter — in 
Schutzhaft genommen und bis auf wei⸗ 
teres in einem Konzentrationslager 
untergebracht wird. Es iſt zu hoffen, daß dieſes 
polizeiliche Kampfmittel gegen die gefährlichſte Form 
der Amtsanmaßung — die Anmaßung polizeilicher 
Amtsgewalt — ſeinen Zweck erfüllen wird, bis ein 
neues Strafgeſetz durch ausreichende Strafen die er⸗ 
forderlichen allgemeinen Sicherungen ſchafft. 


Der Einſatz des Rechts wahrers 
für die Schulungsarbeit der Partei 


1 


Die Eignung des Rechtswahrers 
für die Schulungsarbeit 


er ſich überhaupt jemals mit Fragen der Schu⸗ 

lung näher beſaßt, insbeſondere darüber nach⸗ 
gedacht hat, inwieweit und in welcher Weiſe ſie ſich von 
der Propaganda unterſcheidet, der kann über ihre 
grundlegende Bedeutung nicht im unklaren 
ſein, der begreift nicht nur die Wichtigkeit der Ordens⸗ 
und Reichsſchulungsburgen und der ſonſtigen großen 
Schulungseinrichtungen, der erkennt darüber hinaus 
auch, wie unentbehrlich und bedeutungsvoll die tägliche 
Schulungsarbeit in den Ortsgruppen iſt. Bei dieſer 
weltanſchaulichen Schulungsarbeit der Partei handelt 
es ſich darum, die breite Maffe der Bolts- und Partei⸗ 
genoſſen anzuſprechen, nationalſozialiſtiſches Gedanken⸗ 
gut bei ihnen zu verbreiten und vor allem zu vertiefen, 
zugleich aber auch nicht nur Wiſſen und Glauben zu 
geben, ſondern auch die Erziehung zu einer entſprechen⸗ 
den tatſächlichen Lebensführung zu fördern. In dieſer 
Front der Schulung — aus der ich vom Standpunkt 
des Ortsgruppenſchulungsleiters aus berichten will — 
iſt die Arbeit aber nicht nur außerordentlich wichtig, ſie 
ift auch meiſt beſonders ſchwierig. Die allgemeine Aus⸗ 
bildung der Volks und Parteigenoſſen, ihre beruflichen 
und ſonſtigen Neigungen, ihre Aufnahmebereitſchaft 
und fähigkeit ſind durchaus verſchieden, und die Schu⸗ 
lungsarbeit muß ſich — wenn ſie einen hohen Wir⸗ 
kungsgrad erreichen will — darauf einſtellen. Es ge⸗ 
nügt auch nicht, das Lehrgebäude des Nationalſozia⸗ 
lismus in großen Zügen und vielen Einzelheiten vor⸗ 
zutragen und in immer neuer Form darzuſtellen Das 
kleine und große Tagesgeſchehen muß eingeflochten, 
ausgewertet und beurteilt werden; der Blick für die 
Notwendigkeiten und großen Linien der künftigen 
Entwicklung muß daran und an dem ſonſtigen Rüſt⸗ 
zeug geſchärft werden. Es gibt letzten Endes kein Ge⸗ 
biet, das von der Schulung nicht erfaßt werden kann 
und ſoll und muß. Die Männer der Schulung müſſen 
daher nicht nur — was ſelbſtverſtändlich iſt — gute 
Nationalſozialiſten fein, fie müſſen zugleich Standort⸗ 
ſicherheit genug haben, um ſtets Stellung nehmen zu 
können; fie müſſen darüber hinaus — was nicht ver- 
kannt werden darf — neben der Luſt und Liebe zur 
Schulungsarbeit die Fähigkeit haben, Menſchen zu 
ſammenzufaſſen, zu behandeln, gedanklich und tatſäch⸗ 
lich zu führen und mitzureißen. Daß ſie ihre weltan⸗ 
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ſchauliche Standortſicherheit und ihre Eignung vor dem 
Einſatz dartun und jeden Tag neu beweiſen müſſen, 
verſteht ſich von ſelbſt. Die beſondere Wichtigkeit dieſer 
Arbeit trägt eben, wie das nun einmal überall zu ſein 
pflegt, zugleich ihre beſondere Schwierigkeit in ſich. 
Gerade das aber reizt denjenigen, der ſich für dieſe 
Arbeit berufen fühlt; gerade darum verſchafft zugleich 
ein Erfolg bei dieſer Arbeit eine ganz beſondere Ge- 
nugtuung. 


Obwohl man meinen ſollte, daß der Rechts⸗ 
wahrer beſonders geeignet ſei, für dieſe 
ſchwierige Aufgabe eigener Art eingeſetzt zu werden, 
habe ich doch in über drei Jahren einer angeſpannten 
Arbeit in der Schulung der Partei die Beobachtung ge⸗ 
macht, daß man unter den Männern der Schulung un⸗ 
gewöhnlich wenige Rechtswahrer findet. Dabei iſt der 
Rechtswahrer überaus vielſeitig ausgebildet; er ſollte 
ja eigentlich alle Lebensbereiche in einer Geſamtſchau 
überblicken oder gar kennen und beherrſchen. Jeden Tag 
kommt er bei feiner Berufstätigkeit mit den verſchieden⸗ 
ſten Lebensbereichen und ihren Problemen in Berüh⸗ 
rung, und regelmäßig muß er zu den auftauchenden 
Fragen beratend, vertretend oder gar entſcheidend 
Stellung nehmen. Ihm ift es zur Gewohnheit gewor⸗ 
den, ſich über die verſchiedenſten Fragen nach dem Stu⸗ 
dium der jeweiligen Sachlage und ihrer Umſtände eine 
Meinung zu bilden und diefe Wleinung anderen vorzu— 
tragen, begründend auseinanderzuſetzen, Gegengründe 
zu hören und zu verarbeiten. Er iſt dazu erzogen wor⸗ 
den, ſich auf feinen jeweiligen Zuhörerkreis einzuſtellen 
und ſeine Anſicht ſo vorzutragen und zu begründen, 
daß jedermann ohne weiteres ſofort zu folgen vermag. 
Das Streben nach unbedingter Volksnähe der Rechts⸗ 
pflege ſchließt jede Weltfremdheit irgendeiner Art aus 
und zwingt den Rechtswahrer, der ehrlich an fih ſelbſt 
arbeitet, ſich auf die verſchiedenſten Volkskreiſe einzu⸗ 
ſtellen und niemals etwas zu tun oder zu ſagen, was 
der betroffene Perſonenkreis nicht ſofort klar verſteht. 
Darüber hinaus hat die Mannigfaltigkeit der Lebens⸗ 
verhältniſſe notwendigerweiſe zu jener uns allen ge⸗ 
läufigen Unterteilung des Rechtswahrerſtandes in ver⸗ 
ſchiedene Sondergruppen geführt. Daraus ergibt ſich 
ſchon rein äußerlich, daß es unter den Rechtswahrern 
Fachmänner für die verſchiedenſten Lebensbereiche gibt. 
Wo der einzelne Rechtswahrer alſo bei einer Spezial⸗ 
frage vielleicht einmal verſagen muß, ſteht erforder⸗ 
lichenfalls jederzeit der Spezialfachmann bereit. 


Das alles ähnelt den Bedingungen der Schulungs⸗ 
arbeit in der Partei außerordentlich weitgehend. Man 
müßte faſt meinen, gerade wegen der Vielgeſtaltigkeit 
feiner Ausbildung und Berufsarbeit fei der Rechts⸗ 
wahrer der gegebene Schulungsmann in 
der Partei. Denn dieſe Schulung iſt ja viel weniger 
Schule im Sinne des landläufigen Schulbegriffes — das 
ſchlechteſte an ihr iſt wirklich der Name! — als vielmehr 
Lebenserziehung, verwertung und »geſtaltung, ift Er⸗ 
örterung des Lebens in ſeiner Geſamtheit, desſelben 
Lebens, auf deſſen Wechſelfälle ſich der Rechtswahrer 
als Wahrer der Ordnung dieſes Lebens — eben der 
Rechtsordnung — notwendigerweiſe von Berufs wegen 
gründlichſt vorzubereiten und ſtets beurteilend einzu⸗ 
ſtellen hat. 

Vielleicht ergibt ſich das Fehlen des Rechtswahrers 
in der Reihe der Schulungsmänner wenigſtens zum 
Teil noch aus der nur ſchwer ausrottbaren Vorſtellung, 
dem Rechtswahrer — und beſonders dem beamteten — 
gezieme eine gewiſſe äußere Zurückhaltung 
gegenüber den tatſächlichen Vorgängen dieſer Welt, fo- 
weit ſie ſich außerhalb ſeiner eigentlichen Berufsarbeit 
abſpielen. Es galt ja doch lange Zeit als ſtandeswidrig 
und „unfein“, ſich mitten unter das Volk zu miſchen 
und es bei ſeiner alltäglichen Arbeit, ſeinen Sorgen 
und Freuden, ſeinen Feſten und Streitigkeiten un⸗ 
mittelbar und unerkannt zu beobachten. Man beſah 
ſich das alles viel lieber von oben her und beſchränkte 
ſeine Quellenſtudien — wenn man ſie überhaupt trieb 
und ſich nicht auf ein Buchſtudium über das Leben be⸗ 
ſchränkte und es aus Paragraphen, Kommentaren und 
Entſcheidungen erkennen zu können meinte — viel 
lieber auf gewiſſe engere Kreiſe, die als „ſtandesgmäß“ 
galten. Ganz iſt das alles wohl noch immer nicht über⸗ 
wunden, und auch heute noch gibt es ſicherlich Rechts⸗ 
wahrer, die da meinen, ſie müßten mehr „oben drüber 
ſchweben“. Auf Männer, die ſo denken und handeln, 
kann die aktive Schulung der Partei natürlich gern ver: 
zichten; fie bedürfen ſelbſt noch erft einmal der aller- 
einfachſten Schulung, wenn ſie der Schulung überhaupt 
noch fähig ſein ſollten. Aber durch Auffaſſungen ſolcher 
oder ähnlicher Art darf ſich der echte Rechtswahrer 
— die andern werden das nie richtig ſein können! — 
niemals und unter keinen Umſtänden hindern laſſen, 
ſich mitten in das fließende und drängende Leben des 
Volkes und ſeiner Gruppen und Einzelbereiche hinein⸗ 
zuſtellen; dazu muß er immer und immer wieder von 
ſeinem Berufsſitz herabſteigen, mag er auch noch ſo hoch 
ſitzen. Je höher er ſitzt, deſto dienlicher und notwendiger 
ift ihm ſicherlich das Herabſteigen! Keinem Rechtswahrer 
kann daher eine Perle aus ſeiner Krone fallen, wenn 
er ſich in die Schulungsarbeit ſtürzt; die Erfahrungen 
über die ſonſtige Beteiligung der Rechtswahrer an der 
Arbeit der Partei und ihrer Gliederungen ſollten ſich 
eigentlich ſchon herumgeſprochen haben. 

Sicher iſt, daß ſich viele Rechtswahrer deswegen von 
der Schulungsarbeit fernhalten, weil fie an die ge- 
wiſſe Unbeliebtheit denken, der ſich das Recht 
und die Rechtswahrer ohne jeden Zweifel noch in 
weiten Kreiſen erfreuen. Aber dieſe Abneigung gegen 
Recht und Rechtswahrer ſollte dem Rechtswahrer den 
Mut zu einer Betätigung in der Schulung nicht nur 
nicht nehmen, ihn dazu vielmehr ganz beſonders an⸗ 
reizen. Denn kein richtiger Rechtswahrer wird dieſe 
Abneigung für begründet oder gar naturgegeben halten. 
Es handelt ſich doch nur um ein Vorurteil, das eben 
bekämpft werden muß. Solcher Kampf muß gerade die 
Beſten reizen, beſonders auch deswegen, weil es ſich um 


nicht weniger als darum handelt, die Abneigung in 
Vertrauen zu verwandeln, in Vertrauen, das letzten 
Endes die unerläßliche Vorausſetzung für die erfolg⸗ 
reiche Arbeit aller Rechtspflege iſt, ohne die wieder die 
Volksgemeinſchaft nicht ſein kann. 

Deshalb lohnt es ſich, einmal an Hand praktiſcher 
Erfahrungen zu überprüfen, wie ſich der Rechtswahrer 
aktiv an der Schulungsarbeit der Partei beteiligen 
kann und welche Bedeutung dieſer Arbeit zukommt. 


II. 


Die Bedingungen des Einſatzes 
für die Schulungsarbeit 


Aus dem Geſagten ergibt ſich bereits, daß ich bei die⸗ 
fen Betrachtungen nur an die Schulungsarbeit 
indervorderſten Front der Partei denke. Nicht 
darum handelt es ſich, an gehobenen oder leitenden Par⸗ 
teiſtellen Rechtswahrer als Berater oder Mitarbeiter oder 
Leiter einzuſetzen, damit fie von dort aus Pläne ent⸗ 
werfen und Anweiſungen geben, deren Durchführung 
dann anderen Parteigenoſſen überlaſſen bleiben würde. 
Dazu iſt die Zeit erſt gekommen, wenn über die Arbeit 
in der Front mehr Erfahrungen vorliegen, die einheit⸗ 
lich verwertet werden lönnen. Und auch dann wird 
uns ein gütiges Geſchick hoffentlich vor jenen Leuten 
verſchonen, die ſich einbilden, ſie könnten ohne eigene 
Fronterfahrung in ſolcher Arbeit ausgerechnet für dieſe 
Arbeit an der Front allein ſelig machende Anweiſungen 
aus dem Handgelenk ſchütteln. Der Weg nach oben 
muß gerade in dieſem Bereich über eine lange Arbeit 
in der vorderſten Front gehen. Mir ſcheint der Rechts⸗ 
wahrer bei der Schulungsarbeit wenigſtens einſtweilen 
und im allgemeinen viel beſſer da aufgehoben zu ſein, 
wo die Schulung an den einzelnen Bolts- und Partei- 
genoſſen herangetragen wird. Dort ift auch immer Be⸗ 
darf an Mitarbeitern vorhanden und ſtets Einſatzmög⸗ 
lichkeit gegeben. Wahrſcheinlich gibt es überhaupt nicht 
ſoviele geeignete Rechtswahrer, wie dort zu aktiver 
Arbeit eingeſetzt werden könnten. Und dort iſt auch die 
größte Breitenwirkung zu erzielen, dort kann der 
wechſelſeitige Einfluß am unmittelbarſten fein, dort ift 
daher zugleich auch die Tiefenwirkung am ſtärkſten und 
nachhaltigſten. Es kommt daher darauf an, daß ſich der 
Rechtswahrer mit der Schulungsarbeit gerade inner» 
halb der Ortsgruppe beſchäftigt. 

Natürlich iſt es nicht möglich, daß jeder Rechtswahrer, 
der die Berufung dazu in ſich fühlt, nun einfach daher⸗ 
geht und zu reden beginnt. Er muß ſich zunächſt dem 
Schulungsdienſt zur Verfügung ſtellen. Dazu wendet er 
fih am beiten an den Schulungsleiter feiner Orts- 
gruppe. Dieſer ſtellt den Rechtswahrer, der als für die 
Mitarbeit geeignet erkannt wird, an den ihm zukom⸗ 
menden Platz und ſorgt auch dafür, daß die allgemei⸗ 
nen Bedingungen erfüllt werden, die Vorausſetzung 
für den aktiven Einſatz eines jeden neuen Schulungs- 
mannes ſind. 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß ſich die Mitaxbeit je⸗ 
weils nach den in der Ortsgruppe gegebenen Verhält⸗ 
niſſen richten muß. Die Grundlage aller Schulungs⸗ 
arbeit innerhalb der Ortsgruppe wird durchweg die 
Schulungsarbeitsgemeinſchaft ſein, zu 
der ſich der Ortsgruppenſchulungsleiter und ſeine Schu⸗ 
lungsmitarbeiter mit einiger Regelmäßigkeit zuſammen⸗ 
finden, um zunächſt für ihren gejchloffenen Kreis in 
Rede und Wechſelrede die gegebenen oder gewählten 
Fragen zu erörtern und ihre Kenntnis zu vertiefen. 
Ebenſo, wie der Rechtswahrer in feinem Beruf jeder- 
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zeit in die Lage kommt, über alle möglichen Fragen 
mitreden oder gar entſcheiden zu müſſen, kann und 
muß er auch in der Schulungsarbeitsgemeinſchaft ſeinen 
Mann ſtehen, muß dort zu allen in großer Zahl behan⸗ 
delten Problemen Stellung nehmen. Schon in dieſer 
Arbeitsgemeinſchaft aber können auch die ſeine Berufs⸗ 
arbeit betreffenden oder ihr nahe kommenden Fragen 
in den Vordergrund treten. Ob er ſie ſelbſt behandelt 
oder den Vortrag anderer Parteigenoſſen ergänzt oder 
vorbereitet oder berichtigt, muß ſich natürlich aus der 
jeweiligen Sachlage ergeben. 

Regelmäßig gehen aus ſolchen Schulungsarbeits⸗ 
gemeinſchaften, die ſich der Schulungsleiter der Orts⸗ 
gruppe ſchafft, die Redner für die Zellen ver⸗ 
ſammlungen der Partei hervor. Dieſe Zellenver⸗ 
ſammlungen werden natürlich auch durchaus verſchie⸗ 
den aufgezogen. Immec mehr aber bürgert ſich die be- 
grüßenswerte Uebung ein, auch diefe Zellenverſamm⸗ 
lungen durch einen nicht zu langen Vortrag — eine 
halbe bis eine ganze Stunde — zu beleben. Dieſer 
Vortrag wird auch durchweg in der Ebene der ver⸗ 
tiefenden Schulung liegen müſſen, wenn nicht beſondere 
Gründe für einen Propagandaabend gegeben ſind. Da 
eine wirkliche Schulung dieſer Art nicht ohne Wechſel⸗ 
rede denkbar ift, pflegt der Vortrag in der Zellenver⸗ 
ſammlung nur die Einleitung zu einer klärenden und 
vertiefenden Unterhaltung über die erörterten Fragen 
zu ſein. Und dort ſollte ſich der Rechtswahrer eigent⸗ 
lich bei der Behandlung aller Fragen ſo recht in ſeinem 
Element befinden. 

Neben dieſe Hauptaufgabe treten dann noch die man⸗ 
cherlei Beſprechungen und Lehrgänge, die 
entweder unter den Schulungsmännern benachbarter 
Ortsgruppen, beim Kreisſchulungsamt oder beim Gau 
veranſtaltet werden. Auf dem Lande werden dieſe Be⸗ 
ſprechungen wegen der ſchwierigeren Verkehrsverhält⸗ 
niſſe mehr in den Hintergrund treten und nur ſelten 
ſtattfinden können. Dort gewinnen ſie aber gerade 
wegen ihrer Seltenheit auch eine ganz beſondere Be⸗ 
deutung. Sie geben dann Gelegenheit zu ſtark zuſam⸗ 
mengefaßter aktiver Mitarbeit bei ihrer Geſtaltung; 
mindeſtens aber gehen von ihnen beſonders wichtige 
Anregungen aus, die meiſt in faſt erdrückender Stoff⸗ 
anſammlung geboten und aufgenommen werden müſſen. 
Und auch hier kann der Rechtswahrer gerade wegen 
ſeiner beſonderen Ausbildung ſeinen Mann ſtehen, 
denn er hat gelernt, große Stoffmengen, auch ſolche aus 
ihm zunächſt fremden Gebieten, ſchnell zu meiſtern. 
Dasſelbe gilt von den Lehrgängen in Schulungslagern 
oder ⸗burgen. Immer und überall dreht es ſich um 
Fragen, mit denen der Rechtswahrer ſich ſelbſt welt⸗ 
anſchaulich auseinanderſetzen muß, wenn er ſeinen Be⸗ 
ruf richtig erfüllen will; ſtets dringen die Erörterun⸗ 
gen in Gebiete vor, die zu ſeinem Beruf gehören. Durch⸗ 
weg iſt der Rechtswahrer daher vorzugsweiſe berufen, 
an dieſen ſchulungsmäßigen Erörterungen mitzuwir⸗ 
ken, ſie zu beleben und zu lenken. 

Eine ſolche Beteiligung an der vielgeſtaltigen und 
wechſelvollen Schulungsarbeit hat natürlich eine weit⸗ 
gehende Einordnung in den nun einmalge⸗ 
gebenen Stil der Schulung zur Borausfegung. 
Der Rechtswahrer darf ſich keineswegs einbilden wollen, 
daß er nun alles am beſten wiſſe! Er wird nur zu bald 
erkennen, daß die Schulungsmänner auf gar vielen Ge- 
bieten mehr verſtehen als er und daß ihn alle ſeine 
Schulweisheit manchmal reſtlos im Stich läßt, ihm viel- 
leicht fogar hinderlich ift. Daß er perſönlich alle Bor- 
ausſetzungen zur Einordnung in die Kameradſchaft der 
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Schulungsmänner mitbringen muß, verſteht ſich von 
ſelbſt. Wer aber an dieſe Gegebenheiten denkt, dem 
fällt es nicht ſchwer, ſich in den Kreis der Schulungs⸗ 
männer einzufühlen. Dieſe Menſchen ſind zwar durch⸗ 
aus kritiſch — dafür ſind ſie in der Schulung tätig! — 
und ſie machen aus ihrem Herzen im Falle einer Ab⸗ 
lehnung keine Mördergrube; aber das entſpricht ja nur 
der allgemeinen und ſehr geſunden Uebung in der Par⸗ 
tei, wo keine Spiegelfechtereien getrieben werden. Die 
Männer der Schulung, neben die ſich der Rechtswahrer 
ſtellt, ſind aber zugleich auch durchaus aufgeſchloſſen, 
zugänglich und für jede ehrliche und echte Mitarbeit 
dankbar. Ich bin immer wieder darüber verwundert 
geweſen, wie aufnahmebereit gerade die Schulungsmän⸗ 
ner mir als einem Rechtswahrer gegenübergetreten 
ſind, nachdem ſie mich ausreichend gemuſtert hatten, zu⸗ 
gleich aber auch darüber, wie unglaublich tief ſie in die 
ſchwebenden Fragen eingedrungen find und mit wel- 
chem Geſchick ſie darüber einprägſame Vorträge halten. 
Aber wo ehrliches Streben zur Sache mit dem guten 
Willen zuſammentrifft, da iſt ohne weiteres die Tuch⸗ 
fühlung gegeben und der Geiſt, der Vorausſetzung für 
jede erfolgreiche Zuſammenarbeit iſt. Ehrlich muß das 
Streben ſchon ſein; wer nur mitarbeiten will, weil er 
ein Sprungbrett braucht und weil er etwas „werden“ 
will, der mag allerdings lieber die Finger von der 
Schulung laffen. Er könnte dabei fürchterlich herein- 
fallen; wenn er nämlich ſonſt bluffen konnte und kann, 
in der Schulung würde ihm ſchonungslos die Maske 
vom eigenſüchtigen Geſicht geriſſen werden! 

Natürlich kann der Rechtswahrer nicht die Spe⸗ 
zialfragen ſeines Berufes innerhalb der 
Schulung behandeln oder klären wollen. Der Rechts- 
wahrer, der in der Schulung arbeiten will, muß ſich 
alſo zunächſt einmal als ſtandortſicherer Nationalſozia⸗ 
lift erweiſen, muß die Reſte einer überintellektualiſtiſchen 
Verbildung und den manchmal nicht gerade erfreulichen 
Einfluß ſeiner beruflichen Umwelt abſtreifen können, 
muß die allgemeinen Grundlagen und Grundſätze un⸗ 
ſerer Weltanſchauung nicht nur beherrſchen, ſondern 
auch klar und einprägſam darſtellen können. Niemals 
dauf er überſehen, daß er ſo ſprechen und arbeiten muß, 
wie es der Zuſammenſetzung ſeines Zuhörerkreiſes ent⸗ 
ſpricht, aus dem ja jeder Einzelne ihn verſtehen und 
auch etwas mitnehmen ſoll. Unbedingt erforderlich iſt 
ſelbſtverſtändlich, daß er die jeweiligen Tagesfragen ver⸗ 
folgt und erkennt, daß er ſie zu würdigen und auszu⸗ 
werten verſteht. Es iſt wirklich eine unerhörte geiſtige 
Leiſtung, die von den Männern der Schulung verlangt 
wird. Aber hier braucht der Rechtswahrer als hart ge⸗ 
ſchulter Geiſtesarbeiter nie ins Hintertreffen zu kom⸗ 
men. Die große Mehrzahl der Schulungsmänner hat 
es viel ſchwerer als er, weil ſie ſich das geiſtige Rüſt⸗ 
zeug, das der Rechtswahrer auf Grund ſeiner Aus⸗ 
bildung mitbringt, erſt in mühſeliger und ſorgfältiger 
Arbeit verſchaffen mußten. Das iſt noch erheblich ſchwie⸗ 
riger als für den Geiſtesarbeiter das Abwerfen der ihn 
ſtets belaſtenden und behindernden Fehler und Vor- 
urteile. 


III. 


Der Inhalt 
und die Form der Nechtsarbeit. 


Hiernach ift klar, daß der Rechtswahrer ebenſo wie 
jeder andere Schulungsmann jederzeit in der Lage ſein 
muß, den allgemeinen Anforderungen zu genügen, die 
hinſichtlich der Beherrſchung und Behandlung allgemei⸗ 
ner Fragen — z. B. der Grundſätze unſerer Welt⸗ 
anſchauung — in der Schulungsarbeit geſtellt werden. 


Er darf fih nicht etwa auf fein Spezialfach zurückzieyen 
wollen. Das ſchließt nicht aus, daß er dieſes Spezial⸗ 
fach mit beſonderer Liebe behandelt. Hier ſoll nur die 
Behandlung der Rechtsfragen intereſſieren, all die an⸗ 
dern Dinge ergeben ſich in der praktiſchen Schulungs⸗ 
arbeit ganz von ſelbſt. Der Rechtswahrer muß aber ein⸗ 
mal beſonders auf die Möglichkeiten hingewieſen wer⸗ 
den, die ihm für die Behandlung von Rechtsfragen ge⸗ 
geben ſind. 

Der Erfolg des Rechtswahrers allgemein und mit ſei⸗ 
ner Rechtsarbeit in der Schulung hängt natürlich nicht 
nur von ſeinen perſönlichen Fähigkeiten und davon ab, 
ob es ihm gelingt, ſich ganz allgemein in den Geiſt und 
Stil der Schulung einzuordnen. Entſcheidend iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich in hohem Maße, was er behandelt und wie 
er das vorträgt. Natürlich beſtehen hinſichtlich des 
Rechtsſtoffes und ſeiner Verarbeitung in der Schulung 
ganz beſondere Schwierigkeiten. Aber die ergeben ſich, 
wenn man näher prüft, meiſt nur daraus, daß die ge⸗ 
ſtellte Aufgabe ſo vollkommen neu iſt. Nach kurzer Be⸗ 
obachtung und einigem Vorfühlen weiß der Redhtswah- 
rer, wenn er überhaupt für die Schulung geeignet iſt 
und das erforderliche Fingerſpitzengefühl hat, 
ſehr bald ganz genau, was er ſeinen Zuhörern aus dem 
Bereich des Rechts bringen kann und wie ſie den Stoff 
am leichteſten aufnehmen und verarbeiten. Es kommt 
nur auf die Form der Darſtellung an. Auf Grund 
meiner Erfahrung — die ſich mit derjenigen der weni⸗ 
gen mir als in der Schulung ſtehend bekannten Rechts- 
wahrer deckt — kann ich nur ſagen, daß die Dinge des 
Rechts ſehr gern gehört werden, daß die Zuhörer ſogar 
mit einer überraſchenden Bereitwilligkeit und tiefſtem 
Verſtändnis ſelbſt auf ſchwierige Darlegungen eingehen. 

Für die Stoffauswahl und die Darſtel⸗ 
lungsmethode können natürlich allgemeine Regeln 
nicht gegeben werden. Alles muß ſich aus dem Aufbau 
und der Durchführung des Schulungsplans ergeben. 
Die Mitarbeit des Rechtswahrers wird allerdings ſchon 
die Aufſtellung des Plans und die Themenauswahl weit⸗ 
gehend beeinfluſſen können. Schon bei dieſer Aufitel- 
lung des Plans und auch ſpäter in der praktiſchen Ar- 
beit ergeben ſich ſoviele Stellen, an denen rechtliche Be⸗ 
trachtungen eingefügt werden können, daß längſt nicht 
alle Möglichkeiten ausgeſchöpft werden können. Zweck⸗ 
mäßig iſt es natürlich, mit einfacheren und ſolchen Din⸗ 
gen anzufangen, für die ohnehin ſtarkes Intereſſe zu 
beſtehen pflegt; erſt allmählich mag ſich ein Uebergang 
zu ſchwierigeren Fragen vollziehen. Dabei mag von 
der Beobachtung ausgegangen werden, daß — neben 
beſonderen Tagesfragen — immer noch am eheſten 
für das Strafrecht Intereſſe vorausgeſetzt 
werden kann. Auf dieſem Weg findet der Rechtswahrer 
auch am leichteſten das Ohr und das Herz feiner Ju- 
hörer. 

Ich habe meine Rechtsarbeit in den Zellenverſamm⸗ 
lungen einmal begonnen mit einem Thema „Metho⸗ 
den und Erfolge der Verbrechensbekämp⸗ 
fung“. Dabei bin ich von der Aufgabe der Gtraf- 
rechtspflege ausgegangen, wie man ſie früher ſah und 
wie ſie heute ſteht. Ich habe dargeſtellt, wie ſich in der 
früheren Betrachtungsweiſe der Geiſt jener Zeit offen⸗ 
barte, wie dazu die jüdiſch infizierten Zerſetzungserſchei⸗ 
nungen kamen, die aus dem Gerichtsſaal ein Theater 
machen konnten. Sinnloſigkeiten der früheren Straf⸗ 
rechtslehre, Unmöglichkeiten des Strafprozeſſes, Fehler 
der Rechtſprechung, Einwirkung politiſcher Stellen auf 
das Recht und die Rechtſprechung, eine grundfalſche Per⸗ 
ſonalpolitik und ſchließlich die knochenerweichte Gnaden- 


praxis, das alles läßt ſich ausgezeichnet zuſammenſtellen 
und auswerten. Demgegenüber kann die heutige Auf- 
gabenſtellung gleichfalls aus unſerer Weltanſchauung 
hergeleitet werden. Wo eine Ausweitung von Einzel- 
fragen ins Grundfützliche und Weltanſchauliche möglich 
iſt, bleibt die Gelegenheit natürlich nicht ungenutzt, 
denn hier ſoll nicht Rechtskunde, ſondern politiſche 
Schulung getrieben werden; das hebt die Darſtellung 
nicht nur auf eine höhere Grundlage, ſondern befreit 
fie zugleich von der Gefahr des Abgleitens in Fad- 
ſimpeleien, die auf die Zuhörer nur verſtimmend wir⸗ 
ken müßten. Beiſpiele aus der Praxis beleben den 
Gedankengang, laſſen ſich immer feſſelnd und humor⸗ 
voll vortragen, geben zugleich die Anſatzpunkte für eine 
Ausſprache. 

Nachdem ich meine Zuhörer an die Darſtellung recht⸗ 
licher Dinge verhältnismäßig leicht gewöhnt hatte, habe 
ich ihnen „GHrundgedanken über die natio⸗ 
nalſozialiſtiſche Rechtsordnung“ vorge⸗ 
tragen. Das Recht als Vorausſetzung für den Beſtand 
einer Gemeinſchaft, ſeine Ausrichtung auf dieſe, ſeine 
Entwicklung mit der Gemeinſchaft uſw. ſtehen am An⸗ 
fang dieſer Betrachtung. Dem ſchließen ſich Erörterun⸗ 
gen über das Weſen des Rechts an, über die Schwierig⸗ 
keiten, die ſich aus der Komplizierung der Lebensver⸗ 
hältniſſe für die allgemeine Kenntnis und Erkenntnis 
des Rechts ergeben. Das leitet über zur Betrachtung 
des geſchriebenen Geſetzes und ſeine Erklärung als Nie⸗ 
derſchlag des aus dem Volk aufquellenden Rechts, zu 
Erörterungen über das Verhältnis zwiſchen Geſetz und 
Recht, über die Geſetzgebung und die Geſetzesanwen⸗ 
dung in der Rechtsfindung. Ausklang iſt meiſt ein 
Ausblick auf die Schwierigkeiten, vor die der Rechts⸗ 
wahrer bei ſeiner Arbeit geſtellt wird, und auf die An⸗ 
forderungen, die an ihn und an die rechtſuchenden 
Volksgenoſſen geſtellt werden müſſen. Daneben treten 
als weitere Vorträge leicht Themen aus verſchiedenen 
Rechtsgebieten: Verkehrsrecht, Familien- und befonders 
Ehe⸗ und Kindſchaftsrecht, Prozeß und Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung, beſonders Fragen des Staatsrechts uſw., auch 
die grundſätzliche Beſprechung von Tagesfragen im An⸗ 
ſchluß an neue Geſetze oder beſonders in der Oeffent⸗ 
lichkeit erörterte Fälle. Die Behandlung dieſer Dinge 
braucht wegen ihrer ſteten Ausweitung ins Grundſätz⸗ 
liche und Weltanſchauliche niemals etwa in einen ober⸗ 
flächlichen Rechtsunterricht auszuarten. 

Nicht unweſentlich iſt auch die Betrachtung 
mehr äußerlich⸗techniſcher Dinge wie z. B. 
Warum ſind Einlaſſungs⸗ und Ladungsfriſten nötig? 
Wie erklärt ſich die manchmal unangenehm lange Dauer 
der Prozeſſe? Hat die häufig zu beobachtende Unzu⸗ 
friedenheit mit dem Gericht ihren Grund wirklich im- 
mer nur im Richter oder hat manchmal nicht doch der 
Unrecht, der da ſo ſchimpft? Iſt es ſo verwunderlich, 
daß die Volksgenoſſen die Dinge ſo leicht durch die 
Brille ihrer höchſtperſönlichen Intereſſenlage ſehen, oder 
iſt der überwiegende Teil des Volkes wirklich ſchon ſo 
weit umgeformt, daß er ſich ſtets immer zunächſt be⸗ 
müht, ohne Rückſicht auf ſeinen perſönlichen Vorteil, 
die materielle Gerechtigkeit zu finden, die Dinge viel⸗ 
leicht fogar vom Standpunkt des Gegners zu überprü⸗ 
fen? Kann erwartet werden, daß bei den Männern der 
Rechtspflege jede Fehlerhaftigkeit beſeitigt wird oder 
muß nicht auch bei ihnen mit der überall fonſt zu beob⸗ 
achtenden und naturgegebenen menſchlichen Unzuläng⸗ 
lichkeit gerechnet werden? Wird es für richtig gehalten, 
ſolche kleinen oder vielleicht auch großen Fehler vom 
Einzelfall aus ſofort zu verallgemeinern oder ſollte nicht 
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auch für den Bereich der Rechtspflege mehr für Ber- 
trauen geworben werden, wo heute noch vielfach nur 
und oft oberflächlich geſcholten wird? Ich brauche hier 
nicht auszuführen, daß auch alle dieſe beiſpielhaft an⸗ 
geführten Einzelfragen in die verſchiedenſten welt⸗ 
anſchaulichen und grundſätzlichen Fragen vorſtoßen kön⸗ 
nen. Auch die in ſolche Darſtellungen leicht einzuſtreu⸗ 
enden Hinweiſe auf techniſche Bedingtheiten des Ge⸗ 
richtsbetriebes und Aufklärungen über naturgegebene 
Schwierigkeiten — z. B. über die praktiſch ſo unendlich 
wichtige und in der Oeffentlichkeit immer wieder ver⸗ 
kannte Frage des Beweiſes und überhaupt der Tat⸗ 
ſachenfeſtſtellung — werden ſtets mit Intereſſe und Ver⸗ 
ſtändnis entgegengenommen. 

Wie eine Krönung dieſer Arbeit empfinde ich es im⸗ 
mer, wenn im Anſchluß an einen ſolchen Vortrag Fra- 
gen geſtellt werden und ſich womöglich eine Unter⸗ 
haltung faſt rechtspolitiſcher Art ent⸗ 
wickelt. Solche Ausſprachen laſſen ſich leicht ſteuern 
und wirken immer anregend, und das nicht nur für 
den Augenblick, ermöglichen dazu immer wieder Hin⸗ 
weiſe auf die weltanſchaulichen Grundlagen unſeres 
Rechtsdenkens. Und immer wieder kann der Redis- 
wahrer erkennen, wie ſo gar nicht weltfremd ſein Ge⸗ 
biet iſt und ſo gar nicht rechtsfremd ſeine Zuhörer. Ich 
habe mehr als einmal hervorragende Unterhaltungen 
erlebt, z. B. über die vielerörterte offene Bahnſchranke 
(an der manche Zeitung und Zeitſchrift hätte lernen 
können!), über die Sicherungsverwahrung, über das 
Firmenrecht, über die Wahrheitspflicht im Zivilprozeß, 
über das Recht der Eheſcheidung und des unehelichen 
Kindes uſw. Und zahllos ſind die Fälle, in denen die 
Zuhörer nachträglich mit ihren rechtlichen Sorgen Rat 
heiſchend zu mir kamen und mir dadurch wieder weitere 
Anregungen gaben. Es kommt wirklich nur darauf an, 
den Stoff richtig darzuſtellen und die Menſchen geſchickt 
anzupacken. Trocken oder langweilig werden ſolche 
Abende dann niemals. 

Wenn es der in der Schulung der Partei aktiv 
arbeitende Rechtswahrer in dieſer oder ähnlicher Weiſe 
verſtanden hat, auch die Dinge feiner Berufsarbeit in 
die Schulung hineinzutragen, ſo wird von dieſer ſeiner 
Tätigkeit eine ganzbedeutſame Befruchtung 
des Schulungsbetriebes in ſeiner Ortsgruppe 
überhaupt ausgehen. Immer wird noch für lange Zeit 
hindurch natürlich das Weltanſchauungsmäßige im Vor⸗ 
dergrund aller Schulung ſtehen. Aber gerade die beim 
Rechtswahrer ſo glückliche Verbindung zwiſchen den 
weltanſchaulichen Grundlagen ſeiner Tätigkeit und den 
zu bearbeitenden Fällen aus dem praktiſchen Leben, ſo⸗ 
wie die Abhängigkeit dieſer beiden Geſichtspunkte von⸗ 
einander regen zu immer neuen Erörterungen an und 
ſchaffen Klärung in ſo manchen Schwierigkeiten; ſolche 
Erörterung auch des Weltanſchaulichen vom Praktiſchen 
her aber hat natürlich gerade auch in der Schulung 
ihre erheblichen Vorzüge. Dieſe Befruchtung des Schu- 
lungsbetriebes durch einen Rechtswahrer mit glücklicher 
Hand kann fih auch über den Bereich der eigenen Orts: 
gruppe auswirken und die Kameraden in Lehrgängen 
und die Nachbarn in anderen Ortsgruppen zu ähnlicher 
Arbeit anreizen. 

Ich will wahrhaftig nicht behaupten, daß die Tätig- 
keit des Rechtswahrers in der Schulungsarbeit der 
Partei nun den allerletzten Schluß der Schulungsweis⸗ 
heit darſtelle. Aber bei dieſen Bemerkungen handelt es 
ſich ja darum, den Rechtswahrer darauf hinzuweiſen, 
welche Bedeutung feine Mitarbeit haben kann. Und 


94 


deswegen darf ich hier das Licht des Rechtswahrers 
nicht unter den Scheffel ſtellen. 


IV. 
Die Auswirkungen der Arbeit 


Solche Mitarbeit des Rechtswahrers erſchöpft ſich 
nicht darin, daß fie den Schulungsbetrieb durch die Be- 
handlung von Rechtsfragen belebt. Sie wirkt auch auf 
den Rechtswahrer ſelbſt zurück, auf die Rechtspflege im 
weiteſten Sinne und nicht zuletzt auf die Betrachtung 
der Dinge des Rechts durch das Volk. Es lohnt ſich, 
auch darüber kurz nachzudenken. 

Selbſtverſtändlich iſt es zunächſt, daß dieſe Arbeit 
des Rechtswahrers die Einſicht der Zu⸗ 
hörer in die Dinge des Rechts und ihre 
Kenntnis darüber in hohem Maße för⸗ 
dert. Gerade der Rechtswahrer der Front muß ja 
leider immer noch täglich von neuem feſtſtellen, daß die 
Rechtsfremdheit des Volkes vielfach unglaublich groß 
iſt. Dabei bleiben ſelbſt einfachſte Dinge nur deswegen 
unklar, weil es an der erforderlichen und möglichen 
Rechtsaufklärung fehlt. Das Wort vom gefunden 
Volksempfinden auf dem Gebiete des Rechts iſt gewiß 
kein Schlagwort. Aber von einem gefunden Emp⸗ 
finden des Volkes kann angeſichts der ſo verwickelten 
Lebensverhältniſſe doch regelmäßig nur dann die Rede 
fein, wenn die Rechtsüberzeugung durch ein gehöriges 
Maß von Wiſſen und Können und Verſtehen geſtützt 
wird. Denken wir an die Mahnung Freislers (Deutſche 
Juſtiz 1936, Seite 1568), nach der niemand meinen ſoll, 
„ die ernſte Arbeit um Rechtserfaſſung, Rechts⸗ 
beherrſchung und um Rechtserkenntnis im Einzelfalle 
durch ein dunkles, unbeſtimmtes und unkultiviertes 
Rechtsgefühl erſetzen zu können, das weder in ſeiner 
Quelle erkannt, noch in ſeiner Begrenzung umfaßt, noch 
in ſeinen Auswirkungen geprüft iſt!“ Und in der Tat 
muß es fid) der Nationalſozialismus „. .. verbitten, 
daß feine in ſchwerer Arbeit errungene Rechtserkennt⸗ 
nis auf ſolche Art in Phraſe umgefälſcht und dann als 
Stütze der eigenen Haltloſigkeit und zur Perſchleierung 
der eigenen Inhaltsleere entliehen und mißbraucht wird“ 
(Freisler, a. a. O.). Gerade in einer Zeit, die das Volk 
mit gutem Grund in den Mittelpunkt des Rechts und 
der Rechtspflege ſtellt, muß auch ernſt gemacht werden 
mit der allerdings nicht leichten Aufgabe, dem Volk das 
Rüſtzeug an die Hand zu geben, das für die Behand⸗ 
lung von Dingen des Rechts ebenſo nötig iſt wie für 
jede andere menſchliche Betätigung. Die Schulen — 
die Volksſchulen ebenſo wie die Mittel⸗ und höheren 
Schulen! — wollen und können dieſe Aufgabe nicht 
übernehmen; die Tageszeitungen verſagen auf dieſem 
Gebiet nach wie vor fo gut wie vollſtändig; auch diefe 
ſo wichtige Arbeit bleibt daher auf der Partei hängen, 
die allerdings auch gerade über die Schulung in dieſer 
Hinſicht ſonſt nirgends gegebene Möglichkeiten hat. Es 
fehlt eben nur der Einſatz der Rechtswahrer, die bereit 
und in der Lage find, bei der Bewältigung dieſer Auf⸗ 
gabe mitzuwirken. Nur dann werden wir es erreichen, 
daß die Behandlung von Rechtsfragen in der breiten 
Oeffentlichkeit in eine Ebene gehoben wird, die der 
Wichtigkeit dieſer Dinge entſpricht. Nur dann wird der 
einzelne Bolts- und Parteigenoſſe übertriebenen oder 
einſeitigen und oberflächlichen Darſtellungen in der 
Preſſe oder im Geſpräch mit der nötigen Vorſicht und 
Urteilskraft gegenübertreten. Vielleicht gelingt es dann 
auch, die Preſſe, und nicht zuletzt den Film, zu einer 
tiefer ſchürfenden Behandlung der Rechtsangelegen⸗ 


heiten zu veranlaſſen. Es wird dann nicht mehr mög⸗ 
lich ſein, daß der Film Zerrbilder vom Recht und vom 
Gerichtsbetrieb zeigt oder daß die Preſſe über eine 
Einzelfrage — wie z. B. die Aufmerkſamkeitspflicht des 
Kraftfahrers vor der offenen Bahnſchranke! — ſo viele 
ſchiefe Aeußerungen abdruckt, wie wir ſie immer wieder 
leſen müſſen, oder daß ſie über Dinge des Rechts ganz 
ſchweigt. 

Ich brauche nicht näher auszuführen, daß eine cin- 
gehende Betätigung des Rechtswahrers in der Schu⸗ 
lungsarbeit der Partei den Anſtoß zu einer 
ſtarken Mehrung des Vertrauens zur 
Rechtspflege geben muß. Wenn der Rechtswahrer 
von ſeiner Berufsarbeit und die in ihr auftauchenden 
Fragen und Schwierigkeiten berichtet und ſeine Zu⸗ 
hörer daran teilnehmen läßt, dann ſetzt ſich bald die 
Erkenntnis durch, daß der Rechtswahrer heute keines⸗ 
wegs der an Leib und Seele vertrocknete Federfuchſer 
iſt, der weltfremd über ſeinen Paragraphenſammlungen 
hockt und lebensfern in dicken und verſtaubten Büchern 
mit ſeiner ſpitzigen Feder herumſtochert. Einmal ſprach 
ich z. B. vor einem größeren Zuhörerkreis über Grund⸗ 
fragen der nationalſozialiſtiſchen Rechtsordnung und 
ging dabei ganz bewußt auf beſonders ſchwierige Dinge 
ein, um an dem Echo feſtzuſtellen, ob die Darſtellungs⸗ 
form und der Stoff zu ſchwierig ſeien. Zuhörende 
Freunde bat ich dazu um Kritik und um Mitteilung 
deſſen, was ſie von unvorbereiteten und dieſen Fragen 
ferner ſtehenden Verſammlungsteilnehmern hören 
konnten. Darauf wurde mir u. a. von einem älteren 
und ganz einfachen Mann berichtet; dieſer hatte geſagt, 
er habe zwar von dem Vortrag nicht alles verſtanden, 
er habe aber gehört und geſehen, daß auch die Rechts⸗ 
wahrer ihre Sorgen hätten, daß die Dinge um das 
Recht doch nicht gar fo einfach lägen, daß die Rechts⸗ 
wahrer dieſen Dingen aber offenſichtlich friſch zu Leibe 
gingen und vor allem, daß ſeine Anſicht über die per⸗ 
ſönliche Erſcheinung der Rechtswahrer und beſonders 
eines Richters ganz falſch geweſen ſei; er hätte nun⸗ 
mehr geſehen, daß auch die Rechtswahrer mitten im 
Volk ſtänden und ſo ſprechen könnten wie andere Volks⸗ 
genoſſen auch. Mir ſcheint, als ob ſchon aus dieſer 
Aeußerung allein auf einen erfreulichen Erfolg des 
Vortrags geſchloſſen werden darf; der erwähnte Zu⸗ 
hörer hatte menſchliches Vertrauen gefaßt und konnte 
es von da aus auch zugleich für das Recht und die 
Rechtspflege gewinnen. Und das iſt eben nicht das 
letzte, worauf es ankommt. 

Wir wollen auch nicht verkennen, daß dieſer Einſatz 
des Rechtswahrers und feine ſtändige Auseinander- 
fegung mit den Volksgenoſſen auf ihn ſelbſt zu⸗ 
rückwirkt. Vortragend lernt er in erſter Linie 
ſelbſt. Immer wieder muß er ſich ſelbſt zu ſteigender 
Klarheit über die zu behandelnden Fragen durchringen. 
Nirgends ſonſt hat er ferner eine ſo ausgezeichnete 
Möglichkeit, in das Volk hineinzuhorchen. Er muß ſich 
bei dieſer Arbeit auch ganz zwangsläufig und unbedingt 
herausreißen aus überſpitzten Gedanfengängen, an de⸗ 
nen unſere zünftige Rechtsarbeit noch immer leider ſo 
überreich ift, muß ſich alfo nicht nur zur Klarheit, ſon⸗ 
dern auch zur Einfachheit des Denkens zwingen. Be⸗ 
wußt oder unbewußt gewinnt er alſo für feine Berufs- 
arbeit die ruhige Sicherheit eines Standortes wirklich 
mitten in der Auffaſſung des Volkes und dient damit 
wieder der lebensnahen Rechtspflege. 

Auswirkungen ergeben ſich aus dieſer Tätigkeit na⸗ 
türlich auch fürdie Schulungsarbeit inner⸗— 


halb des Rechtswahrerbundes. Unzählige 
Male habe ich aus meiner Schulungsarbeit innerhalb 
der Partei wertvollſte Anregungen gewonnen für Vor⸗ 
träge, die ich als Gaufachredner für das Gebiet des 
Rechts z. B. vor den Kreisabſchnitten des NSR. zu 
halten habe. Es verſteht ſich ja von ſelbſt, daß ſolche 
Doppelarbeit zu Vergleichen herausfordert und zu Hin⸗ 
weiſen Anlaß gibt, die wieder der mehr fachlichen 
Schulungsarbeit innerhalb des NSRB. dienen. Im 
NSR. behandele ich z. B. oft das Thema „Führer⸗ 
prinzip in der Rechtspflege?“; darüber habe ich — aller⸗ 
dings mehr nebenbei — auch innerhalb der Partei⸗ 
ſchulung Bemerkungen gemacht. Es war ungemein 
lehrreich, die Stellungnahme der verſchiedenen Zuhörer⸗ 
kreiſe miteinander zu vergleichen. Standortſichere Par⸗ 
teigenoſſen hatten keineswegs immer dieſelben Anſich⸗ 
ten darüber, was „Führung“ bedeutet, wie die nach 
dem Alleinrichter rufenden Rechtswahrer, und ihre An⸗ 


ſicht war, wie mir ſcheint, beſſer unterbaut und richtiger 


als die der Rechtswahrer! Ich habe daraus meine 
Schlüſſe gezogen, die ich im NSR. ausgezeichnet ver: 
werten kann. 

Schließlich ſcheint mir auch noch ein weiterer Geſichts⸗ 
punkt beachtenswert zu ſein: Bei der Behandlung von 
Dingen des Rechts innerhalb der Partei ſtößt der 
Rechtswahrer auf eine Fülle von Fragen, deren Bedeu⸗ 
tung anders ſicherlich entweder überhaupt nicht oder 
nur verſpätet erkannt werden würde. In der Wechſel⸗ 
rede mit ſeinen Zuhörern erkennt er manche Schwierig⸗ 
keiten, auf die er als Rechtswahrer vielleicht nicht kommt, 
an die er nicht denkt oder die er als Fachmann nicht 
ſieht. Uebergroße Klugheit iſt ja keineswegs immer ein 
Segen, wenn es ſich um die Bedürfniſſe einfacher Men⸗ 
ſchen handelt; dieſe ſtolpern vielfach über Dinge, die 
dem klugen Rechtswahrer ſelbſtverſtändlich und ganz 
einfach zu ſein ſcheinen. Es ſoll aber im Bereich des 
Rechts niemand ſtolpern, und deswegen müſſen alle Ne- 
gelungen der Einſichts⸗ und Erkenntnisfähigkeit auch der 
einfachſten Menſchen angepaßt werden, für die ſie gel⸗ 
ten ſollen. Meiſt wird es ſich dabei um die Auswir⸗ 
kung praktiſcher Fälle handeln oder um Erfahrungen, 
die aus irgendwelchen perſönlichen Rechtsangelegen⸗ 
heiten der Zuhörer ſtammen. Eine große Fülle von 
Material für die rechtspolitiſche Arbeit 
der Partei und ihrer Rechtsämter ſtrömt dem Rechts⸗ 
wahrer bei ſeiner Schulungsarbeit ganz unmittelbar zu. 
Vielfach geht dieſer Stoff jetzt noch verloren, weil er 
nicht beachtet, nicht bekannt, nicht als wertvoll erkannt 
wird, oder weil die Betroffenen ihn nicht oder nicht 
rechtzeitig weitergeben. Eine Verkoppelung der Schu- 
lungsarbeit des Rechtswahrers in der Partei mit der 
rechtspolitiſchen Arbeit muß daher auf dieſe beiden 
Zweige der Parteitätigkeit unendlich befruchtend wir⸗ 
ken. Die Aemter für Rechtspolitik haben über den in 
der Schulungsarbeit ſtehenden Rechtswahrer nicht nur 
die Möglichkeit, ſich beſtes Material jeder Art und je⸗ 
den Umfangs zu verſchaffen, ſie können ſich ſeiner auch 
zugleich bedienen, wenn ſie Stimmungen erforſchen, 
Anſichten ſammeln oder beſtimmte Gedanken nach unten 
geben wollen. Ich geſtehe allerdings, daß ich in dieſer 
Hinſicht noch nicht oder kaum von Erfolgen berichten 
kann; das liegt aber vielleicht nur daran, daß dieſe 
Arbeit bisher nicht planmäßig angepackt worden iſt. 
Immerhin aber eröffnen ſich auch hier Ausſichten, denen 
nachgegangen werden kann und die ſicherlich Erfolge 
verſprechen, wenn es gelingt, den Rechtswahrer mehr 
als bisher für die Schulungsarbeit der Partei einzu⸗ 
ſpannen. 
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V. 
Der Erfolg rechtfertigt den Einſatz 


Dieſe Darlegungen erheben keinen Anſpruch auf 
Vollſtändigkeit. Ich muß aber noch auf einen äußeren 
Umſtand hinweiſen, der nicht überſehen werden darf. 
Wenn ich verſucht habe, weitere Rechtswahrer zur Mit- 
arbeit in der Schulung zu gewinnen, dann iſt mir mehr⸗ 
fach entgegengehalten worden, der Mangel an Zeit, die 
Belaſtung mit beruflichen oder anderen Arbeiten und 
dergl. ſchlöſſen die gewünſchte Mitarbeit leider aus. 
Das gilt nicht. Es ſind das meiſt faule Ausreden. Zeit⸗ 
mangel ſchützt regelmäßig nur vor, wer zu bequem iſt. 
Der Vielbeſchäftigte hat bekanntlich 
immer Zeit. Einen Abend oder zwei kann ſich je⸗ 
der Rechtswahrer im Monat frei machen. Gerade dem 
Vielbeſchäftigten ift ein ſolcher Abend in der Schulungs⸗ 
arbeit oft eine ſonſt fehlende Erholung. Gerade er ſollte 
ſich hin und wieder aus ſeiner alltäglichen Arbeit zu 
einer beſinnlichen Stunde im Kreiſe anderer Menſchen 
herausreißen. Er hat davon ſchon für ſich perſönlich 
einen Gewinn, der das Opfer an Zeit mehr als auf- 
wiegt. Ein einziger Abend aktiver Schulungsarbeit mit 
Wechſelrede in einer handfeſten Zelle iſt ihm für ſeine 
berufliche Rechtsarbeit vielleicht dienlicher als das Stu⸗ 
dium eines ganzen Bandes von Reichsgerichtsentſchei⸗ 


fionſtantin Lehmann, Tübingen: 


dungen! Schwierig ift — wenn überhaupt etwas ſchwie⸗ 
rig wird — allerhöchſtens der erſte Anfang. Und die 
Höhe der Partei- oder Berufsſtellung ift ſchon gar kein 
Grund für eine ſolche Mitarbeit in der Front. Im 
Gegenteil: Je höher die Stellung, deſto dienlicher iſt 
dem Rechtswahrer ein Einſatz an der vorderſten Front; 
auch die führenden Rechtswahrer ſollten ruhig mit eini- 
ger Regelmäßigkeit höchſt perſönlich die Bedingungen 
dieſer Frontarbeit praktiſch ſtudieren; ſie kämen dann 
viel weniger in die Gefahr, an ihrem grünen Tiſch ein⸗ 
zutrocknen oder die Arbeit der Front und ihre Bedürf⸗ 
niſſe zu verkennen! 


Zeit genug iſt daher vorhanden, an Stoff fehlt es 
nicht, Intereſſe für die Arbeit beſteht mehr als man 
ſich vorgeſtellt hat, notwendig iſt die Mitarbeit des 
Rechtswahrers in jeder Hinſicht, die Darſtellung macht 
keine ernſthaften Schwierigkeiten, die Tuchfühlung mit 
den Zuhörern und Mitarbeitern ſtellt ſich raſch ein. 
Jedenfalls wird die Bindung des Rechtswahrers, wenn 
er ſich für dieſe Arbeit erſt einmal eingeſetzt hat, ſehr 
bald ſo ſtark, daß ſie niemals wieder abreißt. 

Und dann erkennt der Rechtswahrer, daß er auf 
einem Arbeitsfeld ſteht, auf dem für ihn perſönlich⸗ 
innerlich, für das Recht und die Rechtspflege, damit zu⸗ 
gleich für die ganze Volksgemeinſchaft die ſchönſten 
Früchte reifen können. 


Zur bevölkerungspolitifchen Beſoldungsreform 


s iſt bekannt, daß in Deutſchland nach 1933 zwar 

die Zahl der Eheſchließungen und Geburten, ins- 
beſondere auch der 3., 4. und weiteren Geburten be⸗ 
trächtlich angeſtiegen iſt. Ebenſo bekannt iſt aber, daß 
bisher noch nicht einmal die zur Erhaltung des Volkes 
notwendige Zahl von jährlich etwa 1,5 Millionen Gebur⸗ 
ten erreicht iſt. Der nationalſozialiſtiſche Staat ſieht es 
daher als eine ſeiner vordringlichſten Aufgaben an, 
hier einen dauernden Umſchwung zu erreichen und das 
deutſche Volk wieder zu einem wachſenden, erſt damit 
wirklich lebenskräftigen zu machen. 

J. Zur Erreichung dieſes Zieles ſind zwei Wege ge⸗ 
geben: Einmal kann erzieheriſch dahin gewirkt werden, 
daß der zwar vorhandene, nur noch weitgehend durch 
andere Wünſche und Beſtrebungen zurückgedrängte 
Wille zum Kinde geſtärkt wird. Neben dieſer erzieh⸗ 
lichen Einwirkung können materielle Maßnahmen ge⸗ 
troffen werden, die eine Hebung der Geburtenfreudig- 
keit erreichen ſollen. 

Manchmal wird die Anſicht vertreten, auf familien⸗ 
politiſchem Gebiet habe Materielles überhaupt aus- 
zuſcheiden. Zur ſachlichen Begründung dieſer Meinung 
verweiſt man u. a. gern auf die nicht gerade günſtigen 
Erfahrungen, die mit finanziellen Unterſtützungen in 
der vergangenen Zeit und im Ausland gemacht wurden. 
Dieſe Mißerfolge beweiſen dagegen nicht, daß materielle 
Maßnahmen überhaupt wertlos ſind; vielmehr können 
ſie nur dartun, daß der bisher eingeſchlagene Weg, 
insbeſondere Form und Umfang dieſer Unterſtützungen, 
nicht richtig waren. 

Schon ein oberflächlicher, auf den Erfahrungen des 
täglichen Lebens gegründeter Vergleich der Lebens⸗ 
haltung in kinderreichen und kinderarmen Haus⸗ 
haltungen zeigt, daß die erſteren bei weitem ſchlechter 
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geſtellt find. Genauere Ergebniſſe laffen ſich an Hand 
von ſtatiſtiſchen Erhebungen über die Lebenshaltung 
beſtimmter Bevölkerungsgruppen gewinnen. Eine der 
umfangreichſten, insbeſondere auch die Verhältniſſe bei 
verſchiedenen Haushaltsgrößen berückſichtigenden Er⸗ 
hebungen wurde im Jahre 1927/28 vom Statiſtiſchen 
Reichsamt veranſtaltet!). 


Die Ausgaben werden hier, um die durch Alter und 
Geſchlecht bedingten Unterſchiede auszuſchalten und 
einen Vergleich der tatſächlichen Verbrauchswerte der 
Einkommen zu ermöglichen, auch auf Berbraudsein- 
heiten berechnet; hierfür wurde der Verbrauch einer 
männlichen „Vollperſon“ gewählte). Eine vergleichende 
Zuſammenſtellung der ſo gefundenen Werte ergibt, daß 
ſteigende Kinderzahl in ſehr erheblichem Umfange die 
Abſtufung der Einkommen nach der beruflichen Leiſtung 


1) Die Lebenshaltung von 2000 Arbeiter-, Angeſtellten⸗ 
und Beamtenhaushaltungen; Einzelſchriften zur Statiſtik 
des Deutſchen Reiches, Nr. 22 VII, 1932; (im folgenden 
zitiert: „Die Lebenshaltung“). — Ebenfalls aus neuerer 
Zeit: Der Haushalt des Kaufmannsgehilfen; Eine Er⸗ 
kene und Unterſuchung des Deutſchnationalen Hand⸗ 
ungsgehilfenverbandes. 2. Schriftreihe des DHV. Nr. 14, 
1927. — Weitere Nachweiſe in: Erhebungen von Wirt- 
ſchaftsrechnungen minderbemittelter Familien im Deut- 
ſchen Reiche. 2. Sonderheft z. Reichs ArbBl. 1909, ©. 
13—16; Neuere Erhebungen von Wirtſchaftsrechnungen 
im Jn- und Auslande, 20. Sonderheft z. Reichs Arb l. 
1919; Die neueſten Unterſuchungen über Familienhaushalte 
(die Erhebungen von 1920—1929) in Internat. Rundſchau 
d. Arb., 11 (1933), S. 1101 ff. 

2) Die genauere Berechnung, ſowie Umrechnungsmaß⸗ 
ſtäbe bei früheren Erhebungen: Die Lebenshaltung, S. 11 f.; 
— über Einzelheiten zum folgenden vgl, K. Lehmann, 
Der Einfluß der Kinderzahl auf die Lebenshaltung bei Be- 
amten, Angeſtellten und Arbeitern, ArchbevpPol. 8 (1938) 
S. 246 ff. 


des Haushaltsvorſtandes aufhebt. Und zwar in dem 
Maße, daß die Ausgaben je Vollperſon, ſowohl ins⸗ 
geſamt, als auch für Nahrungsmittel und ſonſtige 
Lebensbedürfniſſe geſondert, in einem Haushalt mit 
0 Kindern jeweils denen in einem Haushalt mit 0—1 
Kindern und etwa 15—20 v. H. niederem Einkommen 
entſprechen. 

Nach dem Engelſchen Geſetz wächſt der Anteil der für 
die phyſiſche Erhaltung notwendigen Aufwendungen 
mit dem Sinken der Einnahmen; insbeſondere fällt ein 
deſto höherer Prozentſatz der Geſamtausgaben auf die 
Nahrungsmittel, je niedriger das Einkommen iſts). 
Auch in dieſem Zuſammenhang beſteht die oben auf⸗ 
gezeigte Beziehung zwiſchen ſinkendem Einkommen und 
wachſender Haushaltsgröße. 

Danach ſtehen z. B. folgende Haushaltungen ſowohl 
nach den auf die Vollperſon entfallenden Ausgaben, 
wie auch nach der Art der Verwendung der Mittel 
ungefähr gleich: 


chſchnittli + 

Berufsgruppe a Kinderzahl 
Angeſtellter | 6395 | 3 und mehr 
Beamten | 5540 | 2 
Beamten 
Angeftellter ..... J | 4670 | 1 
J ³§ r 
Beamter - 
Angeftellter ..... l 3987 0 
F J 


Durch die Kinderzahl werden alfo ſowohl die Grenzen 
der verſchiedenen Einkommensgruppen derſelben Be- 
rufsgruppe, wie auch die Grenzen zwiſchen den Berufs⸗ 
gruppen ſelbſt erheblich verwijdt’). 

Daraus ergibt ſich, daß erziehliche Einwirkungen 
allein nicht genügen können, ſondern daß ſie durch um⸗ 
fangreiche materielle Maßnahmen unterſtützt werden 
müſſen. Aus dieſem Grunde wird in Deutſchland ein 
allgemeiner Familienlaſtenausgleich vorbereitet, deſſen 
erſte Anfänge bereits verwirklicht find’). 


) Bal. Die Lebenshaltung I, S. 75 f; dort auch Schrift⸗ 
tumsnachweis. er; 

J Bgl, auch: H. Gordon, Der Einfluß der Familien- 
größe auf die Struktur der Ausgabenwirtſchaft einer mitt⸗ 
leren Einkommensklaſſe. — Der Haushalt des Kaufmanns- 
gehilfen, 1927, S. 45 ff. — Die Lebenshaltung I, S. 69 ff. 
— K. Lehmann, Beitrag zur Frage des Familienlaſten⸗ 
ausgleichs, Volk und Raſſe, 12 (1937), S. 382 ff. (Der Ein. 
fluß der Kinderzahl wurde hier vom Gehalt ausgehend an 
zwei Beſoldungsgruppen bargeſtellt). 

) Vgl. die ſchon weit ausgebaute Verordnung über 
die Gewährung von Kinderbeihilfen an kinderreiche 
Familien erſtmalig vom 15. 9. 1935. — Ausgleichs- 
kaſſen größeren Umfangs wurden zunächſt im Ausland, in 
Frankreich und Belgien eingeführt; vgl. A. M. Carr- 
Saunders, World Population, S. 233 ff., H. Harme 
fen, Bevölkerungsprobleme Frankreichs, 1927, S. 76 ff.; H. 
F. Ze ck, Die bevölkerungspolitiſche Lage Belgiens und die 
Errichtung von Kaſſen zum Ausgleich der Familienlaſten, 
Arch BevpPol. 4 (1934), S. 35 ff. — Die wichtigſten Deut⸗ 
ſchen Ausgleichskaſſen beſtehen für die Apotheker (J. Had- 
rich, Der Ausgleich der Familienlaſten bei den Apothekern, 
Arch BevPol. 4 1934) S. 92 ff.; H. Schlipp, Erfahrun⸗ 
gen mit der Zuſchußkaſſe (Familienausgleichskaffe) der 
Deutſchen Apotheker, Arch Bev Pol. 8 (1938), S. 265 ff.); und 
die Kaſſenärzte (F. Reichert, Die Ausgleichskaſſe der 
e Vereinigung Deutſchlands, ArhBenBol. 4 
[1934], S. 183 ff.). Für die Zigarreninduſtrie ift mit Are 
tikel II der 15. Verordnung zur Durchführung und Ergän⸗ 
zung des Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 
14. 12. 1935 ebenfalls eine Lohnausgleichskaſſe eingeführt 
worden. Bei dieſen Kaſſen können aber nur verhältnis- 
mäßig Heine Verſchiebungen ftattfinden und ein wirklicher 
Laſtenausgleich kann nur durch ſtaatliche Regelung einge⸗ 
führt werden. 


5 Völter, 


Der weſentliche Gedanke dieſes Ausgleichs iſt, im 
Unterſchied zu den meiſten bisher getroffenen Maß⸗ 
nahmen, daß nicht nur Zulagen an kinderreiche Fa- 
milien gezahlt werden, ſondern daß die Einkommen 
der Junggeſellen wie auch der kinderloſen und kinder⸗ 
armen Ehepaare auf ein normales Maß zurückgeführt 
werden ſollen. 

II. Zur Begründung des Familienlaſtenausgleichs 
wird als am nächſtliegendſten häufig der Hinweis auf 
die bevölkerungspolitiſche Notwendigkeit der Bekämp⸗ 
fung des Geburtenſchwundes verwandt. Dieſe Be⸗ 
gründung kann aber nicht voll genügen, da ſie keine 
rechtliche, ſondern eine ausſchließlich politiſche iſt; 
außerdem könnte, wenn man allein von ihr ausgeht, 
— theoretiſch geſehen wenigſtens — bei einer Beſſe⸗ 
rung der bevölkerungspolitiſchen Lage der Ausgleich 
als nicht mehr notwendig abgebaut oder eingeſchränkt 
werden. 


Ebenſo ift der in der Begründung des Beamten- 
beſoldungsgeſetzes von 1920 verwandte Geſichtspunkt, 
daß „beim Entgelt jeder Arbeit neben dem Wert der 
Arbeitsleiſtung für den Arbeitgeber die Selbſtkoſten für 
den Arbeitnehmer, zu denen auch die Unterhaltskoſten 
der Familie gehören, zu berückſichtigen feien“), nicht 
tragfähig. Einmal erſcheint es recht weit hergeholt, 
wenn man den Unterhalt der Familie in dieſer Art 
als Selbſtkoſten auffaſſen will; weiter iſt es nicht richtig, 
daß bei jeder Arbeitsleiſtung die Selbſtkoſten des 
Arbeitnehmers geſondert berückſichtigt werden, viel⸗ 
mehr find fie in den meiſten Fällen in der Arbeitsver- 
gütung inbegriffen; endlich iſt von der zugrunde⸗ 
gelegten Leiſtungstheorie aus geſehen kein ausreichen⸗ 
der Grund gegeben, „Selbſtkoſten“ in fo unterſchied⸗ 
licher Höhe zu bezahlen, wie es hier nötig wäre. 

Stattdeſſen muß hier vielmehr davon ausgegangen 
werden, daß dem Staat, insbeſondere dem national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staat, die Verpflichtung obliegt, ſoziale 
Ungerechtigkeiten abzuſtellen und einen geſunden 
ſozialen Ausgleich zu ſchaffen. 

Zwar ſind die Einkommen bei gleicher Leiſtung 
nominell gleich; dagegen zeigt ihr wirklicher Ber- 
brauchswert ſo weitgehende Unterſchiede, daß insbeſon⸗ 
dere kinderreiche Familien nur unter erheblichen Ein⸗ 
ſchränkungen, ſogar bei lebensnotwendigſtem Bedarf, 
exiſtieren können, während Junggeſellen, Kinderlose 
und Kinderarme in derſelben beruflichen Stellung teil⸗ 
weiſe außerordentlich hohe Anſprüche zu befriedigen 
in der Lage ſind. 

Die ſoziale Ausgleichspflicht des Staates allein ge- 
nügt indeſſen auch noch nicht, den Familienlaſtenaus⸗ 
gleich zu begründen: Zunächſt beſteht dieſe Pflicht nicht 
bei jeder beliebigen Verſchiebung oder Beeinträchti⸗ 
gung der an ſich der beruflichen Stellung entſprechen⸗ 
den Lebenshaltung; etwa bei für die Berufsausbildung 
aufgenommenen Schulden auf der einen oder hohen 
Privatvermögen auf der anderen Seite. Zum anderen 
kann der Ausgleich, insbeſondere die Zulage an Kinder⸗ 
reiche, wenn man nur die Pflicht des Staates berid- 
ſichtigt, leicht den Anſchein von almoſenähnlichen Unter⸗ 
ftüßungen bekommen, der unter allen Umſtänden zu 
vermeiden ift?). 


Deshalb muß die ſtaatliche Ausgleichspflicht von der 
Seite des Empfängers her durch eine Leiſtung be- 


Die Deutſche 
SchrVerSoz Pol., 184, I (1932), S. 41. 

7) ane legt ſchon A. Zeiler (Geſetzliche Zulagen für 
jeden Haushalt, 1916, S. 43) entſcheidenden Wert. 


Beamtenbeſoldung, 
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gründet fein, durch die er einen Anſpruch auf die Zu- 
lagen bekommt. Mit der beruflichen Leiftung wird nur 
der Anſpruch auf ein dem Wert dieſer Leiſtung ent⸗ 
ſprechendes Entgelt erworben. Sie kann alſo den 
Laſtenausgleich nicht begründen. 

Dagegen erbringt derjenige, der eine Anzahl von 
Kindern erzieht, eine im Intereſſe des Staates gelegene 
Leiſtung, die der nicht aufzuweiſen hat, der es aus 
irgendwelchen Gründen nicht tut oder nicht tun kann. 
Und durch dieſe Leiſtung erwirbt er einen Anſpruch 
auf die Erfüllung der ſtaatlichen Ausgleichspflichte). 

Allerdings darf auch nicht nur die Fortpflanzung 
an ſich als Leiſtung aufgefaßt werden, da man ſonſt 
leicht zu reinen Geburten- und Aufzuchtprämien 
kommt. Vielmehr muß die geſamte Erziehung und 
Ausbildung der Kinder im weiteſten Sinne heran- 
gezogen werden. 

Für die Geſtaltung der Löhne und Gehälter der 
freien Wirtſchaft iſt damit gegenüber dem bis heute 
weitgehend vorherrſchenden Gedanken des reinen 
Leiſtungslohnes eine enge Verbindung mit Grund⸗ 
ſätzen des Soziallohnes eingeführt. 

Allerdings wurden ſchon, infolge der Geldentwer⸗ 
tung im Kriege, 1923 in faſt 40 v. H. aller deutſchen 
Induſtrieunternehmungen den Familienſtand berück⸗ 
ſichtigende Löhne gezahlte). Das erwies fih aber ſehr 
bald als unhaltbar; einmal war ſchon die damalige 
Führung der Arbeiterſchaft ſelbſt nicht für dieſe Art 
von Löhnen zu haben; zum anderen führten ſie zur 
bevorzugten Einſtellung Lediger an Stelle von Kinder⸗ 
reichen und damit zum Gegenteil des bevölkerungs⸗ 
politiſch erwünſchten Erfolges. Die Zulagen wurden 
daher ſchon ſehr bald wieder abgeſchafft. Erſt in 
jüngſter Zeit iſt die Induſtrie in weiteren Kreiſen 
wieder dazu übergegangen, Familienzulagen zu geben!). 

Anders liegen die Verhältniſſe beim Beamtengehalt: 
Hier iſt der Gedanke der Berückſichtigung der Familien⸗ 
laſten an ſich nichts Neues. Das Gehalt ſoll ausdrück⸗ 
lich nicht nur die berufliche Leiſtung des Beamten be⸗ 
zahlen, ſondern ſoll ihm und feiner Familie, mit Rück⸗ 
ſicht darauf, daß er ſeine volle Arbeitskraft dem Staate 
widmen kann, die ſeiner beruflichen Stellung und 
Leiſtung entſprechende Lebenshaltung gewährleiſten. 
Der Gedanke einer angemeſſenen Gegenleiſtung für 
die erbrachten Dienſte iſt alſo, in gegenſeitiger Wechſel⸗ 
wirkung, mit dem des ſtandesgemäßen Unterhalts ver⸗ 
bunden. Deshalb foll grundſätzlich ſchon das Grund- 
gehalt nicht nur die Verſorgung eines ledigen Beamten, 
ſondern die einer Familie ermöglichen; die Steigerung 
von 2 zu 2 Jahren ſoll den wachſenden Verbrauch be- 
rückſichtigen und ebenſo ſollen Wohnungsgeld, Ruhe⸗ 
gehalt und Hinterbliebenenfürſorge dem Unterhalts⸗ 
zweck des Gehaltes dienen. Es ſoll alſo allen Beamten 
der gleichen Gehaltsſtufe in jeder Umgebung (z. B. 
höhere Mietkoſten der Großſtadt), allein auf Grund 


39) A. A. (gegen R. Peter, Bevölkerungspolitik, Erb- 
und Raſſenpflege in der Geſetzgebung des Dritten Reiches, 
Deutſches Recht 7 (1937), S. 243 und K. Lehmann, 
Unterſuchungen über Gehalt und Kinderzahl bei mittleren 
und höheren Beamten, 1937, S. 6 f.), A. Kühne, Fa 
milienlaſtenausgleich und Beamtenbeſoldung, a Der 
Sozial verſicherungsbeamte, 7 (1938), S. 517; K. dürfte hier 
die grundſätzliche Trennung zwiſchen beruflicher und ſtaats⸗ 
bürgerlicher Leiſtung (Erhaltung und Weitergabe des Erb⸗ 
gutes) zu wenig beachten. 


») Vgl. F. Lenz, Menſchliche Ausleſe, 1931, S. 335 ff. 


1) Vgl. K. Lehmann, Bevölkerungspolitiſche Arbeit 
w N und Induſtriebetrieben, Der Biologe, 1937, 
30. . 
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ihres Gehaltes ohne Rückſicht auf etwaiges eigenes Ber- 
mögen oder beſondere Nebeneinnahmen, dieſelbe 
Lebenshaltung möglich ſein. 

Allerdings iſt man bei der Anſetzung dieſer Zulagen 
offenſichtlich nicht von dem eingangs erwähnten Ge⸗ 
danken ausgegangen, daß das Grundgehalt ſelbſt ſchon 
den Aufwand für eine Familie in gewiſſem Umfang 
decken ſollte. Wäre man davon ausgegangen, ſo hätte 
man folgerichtig zunächſt feſtzuſtellen gehabt, für welche 
Familiengröße das vorliegende Gehalt angemeſſen 
wäre). Man Hätte alfo jedenfalls nicht ſchon für die 
Frau und das erſte und zweite Kind Zulagen be⸗ 
zahlen dürfen; außerdem hätte man die Zulagen für 
die folgenden Kinder, etwa vom 3. oder 4. Kinde an, 
fo hoch anſetzen müſſen, daß fie auch tatſächlich die an- 
gemeſſenen Koſten der Kinder gedeckt hätten. Endlich 
hätte man im Verfolg dieſer Gedankenreihe zu dem 
Schluß kommen müſſen, daß es nicht gerechtfertigt iſt, 
wenn der ledige Beamte ein Gehalt bekommt, das 
eigentlich für eine Familie berechnet ijt"). 

Wenn ſo ſchon, rein theoretiſch betrachtet, das Beam⸗ 
tengehalt, vom Standpunkt ſozialer Gerechtigkeit aus ge⸗ 
ſehen, unrichtig angeſetzt war und damit bevölkerungs⸗ 
politiſch unrichtig wirken mußte), fo folen die folgen⸗ 
den Darſtellungen zahlenmäßig zeigen, wie ſich das ſo 
zuſammengeſetzte Gehalt trotz der Kinderzulagen prat- 
tiſch ausgewirkt hat. 


III. Dieſe Unterſuchungen können von verſchiedenen 
Geſichtspunkten aus vorgenommen werden. Ihre Er- 
gebniſſe beziehen ſich zwar zunächſt auf die derzeitige 
Geſtaltung der Beamtengehälter; darüber hinaus ſind 
ſie aber auch für die anderen Einkommen bedeutungs⸗ 
voll und können ſomit auch für die Geſtaltung des all- 
gemeinen Laſtenausgleichs wertvolle Aufſchlüſſe 
bieten!). 

1. Berechnet man das monatliche Einkommen eines Ber 
amten mit den entſprechenden Kinderzulagen und zieht da⸗ 
von die Ausgaben für Steuern, Wohnung und eventuelle 


1) Die Frage, welches Gehalt und damit welche Le- 
benshaltung für den Beamten als angemeſſen gelten foll, 
iſt namentlich mit der Entwicklung der Induſtrie und der 
dort gezahlten hohen Gehälter akut geworden. Schon mit 
2 oder 3 Kindern reicht das Gehalt nur für eine überaus 
beſcheidene Lebensführung aus. 

12) Die im Laufe der Zeit aufgebaute, ſteuerliche Differ 
renzierung kann nur in geringem Umfang ausgleichend 
wirken und ift heute ſchon nahe an die Grenze ihrer Wirt- 
ſamkeit gelangt; (vgl. P. Quante, Das Einkommenſteuer⸗ 
geſetz vom 16. Oktober 1934 und die familienpolitiſchen For⸗ 
derungen, ArchBevpPol. 5 (1935), S. 35 ff. — Schon Zei- 
ler Einkommensabgaben, Geſellſchaftlicher Ausgleich und 
Geſamtverbrauchsſteuer, 1918, S. 24) betont die Unmöglich- 
keit, die Verſchiedenheiten der Familienlaſten nur durch 
Steuern zu berückſichtigen; ſo auch (gegen Lenz) Burg⸗ 
dörfer (Aufbau und Bewegung der Bevölkerung, 1935, 
S. 192 ff.) und die durchaus herrſchende Meinung. 

18) Wie weit der beſonders ſtarke Rückgang der Kinder- 
zahl bei den Beamten auf die Bemeſſung des Gehaltes 
zurückzuführen iſt, und wie weit auf andere Urſachen, ſoll 
hier dahingeſtellt bleiben; ſicher wirkt dieſes Moment 
gerade bei den Beamten, als einer die Zukunftsmöglichkeiten 
auch finanziell im allgemeinen ſehr genau berechnenden 
Bevölkerungsgruppe, in Ti unerheblichem Maße; man 
muß ſich indeſſen hüten, dieſen Gedanken zu verallge⸗ 
meinern, wie überhaupt die Unterſuchungen über die Ur- 
Kar, des Geburtenrückgangs vielfach daran kranken, daß 
ie bei einer beſtimmten Menſchengruppe oder zu einer 
beſtimmten Zeit gefundene Urſachen zu leicht auf gänzlich 
anders gelagerte Verhältniſſe übertragen. 

u) So weit es tunlich und möglich erſchien, wurden in 
der folgenden Parſtellung zum Vergleich Beifpiele aus 
anderen Berufsgruppen herangezogen. 


Hausangeſtellte ab, fo werden von dem verbleibenden Reſt 
im weſentlichen die Aufwendungen für die einzelnen Mit- 
glieder des Haushalts beſtritten; man kann den Reſt alfo 
durchſchnittlich auf dieſe verteilen. Führt man dieſe Be⸗ 
rechnungen für einen etwa 56jährigen Regierungsrat in 
8 Haushaltsgrößen (led., kinderlos verh., 1—6 Kinder) 
durch), fo ſtehen durchſchnittlich folgende Beträge für die 
Deckung des Verbrauchs der einzelnen Familienmitglieder 
zur Verfügung: 


Jamien- 
ftaud 


fbl2. 


verh. 6 K. 


e 


NR | 386 | 223 | 145 | 109 | 79 | 67 | 62 | 57 


Hierbei iſt zwar zu berückſichtigen, daß die Haushaltung 
bei größerer Kinderzahl billiger, und dementſprechend der 
Verbrauch der einzelnen Familienmitglieder geringer wird. 
Trotzedem geht aber aus der Aufſtellung deutlich das ſtarke 
Mißverhältnis zwiſchen dem Verbrauchswert des Cin- 
kommens in den verſchiedenen Haushaltsgrößen hervor. 

Da die Haushaltungen ohne Kinder oder mit geringer 
Kinderzahl in den letzten Jahrzehnten immer mehr gu- 
nahmen, beſtimmen ſie heute weitgehend das Maß der 
Lebenshaltung, das von kinderreichen Familien auch nicht 
annähernd erreicht werden kann. Sicher iſt das mit eine 
der weſentlichſten Urſachen der Geburteneinſchränkung ge- 
worden. 

2. Die Erhebungen über die Lebenshaltung!®) ergeben 
ein Bild von der Einwirkung der Kinderzahl auf die Aus- 
gabengeſtaltung. Allerdings haben ſie den Nachteil, ſich 
auf verhältnismäßig kurze Zeit (meiſt nur ein Jahr) zu 
erſtrecken, da die Führung der Haushaltsbücher, auf denen 
fie aufgebaut find, mangelhaft ift!”). Deshalb kann nicht 
mit abſoluter Sicherheit feſtgeſtellt werden, inwieweit die 
Abweichungen der Ausgaben im einzelnen von der Höhe 
des Einkommens, wie weit von der Größe der Familie 
und wie weit endlich von dem Alter der einzelnen Haus- 
haltsmitglieder bedingt ſind. Genauere Ergebniſſe laſſen 
ſich erſt gewinnen, wenn derſelbe Haushalt durch eine 
längere Zeitſpanne beobachtet wird, in der ſich ſowohl die 
Zahl der Kinder als auch die für fie notwendigen Aus⸗ 
gaben ändern!). Trotz dieſer Einſchränkungen geben die 
folgenden Aufſtellungen ein verläſſiges durchſchnittliches 
Bild der tatſächlichen Verhältniſſe. 


16) Bei Annahme eines zweijährigen Zwiſchenraumes ift 
das älteſte Kind dann etwa 25, das jüngfte 15 Jahre alt; 
man kann den Verbrauch der Eltern und Kinder hier 
alſo etwa gleich ſetzen; im übrigen veranſchaulicht die 
durchſchnittliche Berechnung die Verhältniſſe am beſten, die 
auch bei anderer tatſächlicher Verteilung grundſätzlich gleich 
liegen. Ueber die Einzelheiten der Berechnung vgl.: 
K. Lehmann, Unterfuhungen über Gehalt und Kinder- 
zahl, 1937, S. 10 ff. 

10) Vgl. oben Anm. 3; im folgenden werden, falls nichts 
anderes bemerkt iſt, die Erhebungen der Reichsſtatiſtik ver⸗ 
wendet. 

17) Auch das Material der Reichsſtatiſtik iſt mit 1940 
Haushalten noch verhältnismäßig gering. So entfallen auf 
die einzelnen Haushaltsgrößen teilweife nur wenige Fa 
milien und damit find einige Unebenheiten nicht vermeid- 
bar. Außerdem konnten die Berechnungen nur bis zu 3 
(bzw. bei Arbeitern 4) und mehr Kindern durchgeführt 
werden, ſo daß alſo bei den Beamten und Angeſtellten 
eigentlich kinderreiche Familien noch gar nicht erkennbar 
auftreten. 

16) Ein kleiner Ueberblick über die Aenderung der 
Ausgaben von 1931 bis 1937 in einer Lehrerfamilie mit 
jetzt 2 Kindern findet ſich in Volk und Raſſe, 1938, Heft 1, 
S. 23 f. — Ohne Aufteilung nach dem Verbrauch der 
einzelnen Familienmitglieder behandeln längere Zeiträume: 
Zwei Wirtſchaftsrechnungen von Familien höherer Be⸗ 
amter, 3. Sonderheft z. ReihsArbBl., 1911; E. Simon, 
Der Haushalt eines höheren Beamten, Ib. NatökStat. 119/1T 
(1922) S. 425 ff.; vgl. auch O. Moſt, Schmollers Jahrbuch, 
391 (1915), S. 181 ff. 


a) Die Wohnverhältniſſe der Beamten gehen aus folgens 
den Ueberſichten hervor: 


| Kinderzahl | 0 | 1 | 2 | 3 u. m. 
Aae Wohnungsmieie RW! 408,58 430,20 1399,30 320,77 
einkommen Zahl der Wonnräume | 3,1 3,6 3,1 3,6 
unter 3600 RM Geſamtwoynfläche qm ! 41,88 52,95 48,97 | 46,83 
je Kopf 20,94 17,65 12,24 9,37 
Jahres⸗ Wohnungsmiete RM 536,89 562,72 555.23 135,78 
einſommen von Bahl der Wohnraume | 3,6 Pa 4,2 3o 
4300 bis unter | Geſamtwolmfläche qm | 62,55 | 57,01 | 49,47 54,44 
5100 RM je Kopf 31,28 19,00 | 14,47 9,02 
Jahres- Wohnungsmiete RM 741,10 868,62 1952,14 991.24 
einiommen Zahl der Wornräume 4,8 5,0 5,6 5.7 
von 6100 AM Gefamtwoynfläche am 75,82 | 78,07 93.88 93,22 
und mehr je Kopf 37,13 26,02] 23,47 18.02 


Die Wohnungsmiete ſteigt zunächſt bis zu Haushalten 
mit 1 bzw. 2 Kindern; dann ſinkt fie mit wachſender 
Kinderzahl ab, ſo daß ſie ſchon in Familien mit 3 und 
mehr Kindern teilweiſe erheblich unter den Ausgaben 
eines kinderloſen Ehepaares liegt. Die Zahl der Wohn- 
räume ſchwankt bei kinderloſen und kinderreichen Hause 
haltungen um 0,5 bis 0,9 Zimmer und ebenſo weiſt die 
Geſamtwohnfläche nur verhältnismäßig geringe Unter- 
ſchiede auf. Daß die Qualität der Wohnungen ebenfalls 
ſinkt, zeigt beſonders deutlich die erſte Ueberſicht: hier 
wird von den Haushalten mit 3 und mehr Kindern eine 
um 110 RM, alſo etwa 14 geringere Miete gezahlt, als 
in den Haushalten mit einem Kind. 

Zu einem ähnlichen Ergebnis bezüglich der Höhe der 
Ausgaben für Miete führten Erhebungen an 852 Hause 
haltungen mit Einkommen von unter 1200 RM bis über 
5000 RM im Jahre 190919): 


Stinbergab | Yun | 2 | 415 5 Im | 8 
FF 
| 


Wohnungs | | | | | 
Mitte- as 427,90 403,66| 395,37] 396,66 424,34| 388,05 359,59| 370,02 355,58 


Ebenſo wie die Ausgaben für Miete verhalten fih auch 
die für Einrichtung und Inſtandhaltung der Wohnung, 
obwohl in größeren Familien die Abnützung weſentlich 
ſtärker iſt. 

b) Von mediziniſcher Seite wird darauf hingewieſen, daß 
infolge der geſteigerten Anforderungen der heutigen Zeit 
nervöſe Krankheitserſcheinungen erheblich zunehmen und 
daß deshalb eine angemeſſene Erholung immer notwendiger 
wird. Dem wird z. B. von „Kraft durch Freude“ in vor- 
bildlicher Weiſe Rechnung getragen; weiter hat das OLG. 
München in einer Entſcheidung aus dem Jahre 19380) 
ausgeführt, daß jeder Menſch für die Hochhaltung feiner 
Arbeitsleiſtung auch Erholung durch Ablenkung brauche 
und daß die erforderlichen Mittel hierfür nach Maßgabe 
der Verhältniſſe des einzelnen Volksgenoſſen zum not- 
wendigen Unterhalt gerechnet werden müſſen. 

Die folgende Aufſtellung zeigt, daß gerade in großen 
Familien, in denen der Vater neben der beruflichen Arbeit 
auch noch durch häusliche Sorgen in Anſpruch genommen 
wird, die Erholungsausgaben für die ganze Familie, ſchon 
wenn nur ein Kind vorhanden ift, unter den Aujwen« 
dungen eines kinderloſen Haushaltes liegen: 


Einkommen | 0 K. | HS | 2 8585 au. m. K. 0—3 K. 
unter 3600 69,14 | 53,92 | 26,05 | 22,55 [ 43,50 
36004300. ....|| 92,71 71,15 | 68,44 | 20,76 63,60 
43005100 249,79 | 78,58 | 9734 | 32,77 || 108,69 
51006100 150,70 | 143,20 | 142,13 | 99,25 || 131,33 
6100 und mehr || 337,58 | 307,31 | 250,92 | 232,65 270,82 

ut ES SEE SR BE 1 BEE PETE 
36006100. 176,77 167,20 | 119,26 | 102,13 || 122,30 


19) Erhebung von Wirtſchaftsrechnungen minderbemittel- 
ter Familien im Deutſchen Reich. 2. Sonderheft z. Reids- 
ArbBl. 1909, S. 28. 


20) Nach NS. ⸗Rechtsſpiegel, 2. (1937) 25, S. 9. 
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Aehnliche Verhältniſſe zeigen die Erhebungen des 
Deutſchnationalen Handlungsgehilfenverbandes im Jahre 
192721): 


Einkommen | 2 Perl. | 3 Perf. | 4 Perſ. | 5 Peri. (eu. mehr 
bis 3000 1611 | 13,22 10,35 == — 
3000 — 4000 55,24 | 51,73 40,41 6,29 13,60 
über 4000 178,24 | 99,87 | 118,86 | 101,58 92,68 


Entſprechend verhalten fih auch die Ausgaben für Ber- 
gnügen und geſellige Anläſſe. Auch ſie ſinken in Familien 
mit mehreren Kindern auf minimale Beträge ab, die für 
eine fünfköpfige Familie zuſammen nur % bis % der 
in einem zweiköpfigen Haushalt aufgewandten Beträge 
ausmachen. Ebenſo müſſen z. B. die hygieniſchen Anforde- 
rungen in kinderreichen Familien erheblich zurückgeſchraubt 
werden, hier erreichen bei einem Gehalt von etwa 3600 
bis etwa 6100 RM die Geſamtausgaben einer Familie mit 
3 Kindern die eines kinderloſen Ehepaares nicht, ſondern 
betragen teilweiſe nicht einmal die Hälfte, 

c) Ein etwas anderes Bild zeigen die Ausgaben für 
Bildung: Sie ſind häufig in Haushaltungen mit einem 
und zwei Kindern höher als in Haushaltungen ohne 
Kinder. In der Regel gehen ſie aber in kinderreichen 
Familien zurück: der mit der ſteigenden Kinderzahl zu⸗ 
nehmende notwendigſte Bedarf, namentlich an Lebens⸗ 
mitteln, wird zunächſt durch Beſchränkung anderer Aus⸗ 
gaben gedeckt; erſt in größeren Haushalten müſſen auch die 
Aufwendungen für die Ausbildung der Kinder ein- 
geſchränkt werden. 

d) Bei den Ausgaben für Ernährung ift in kinderreiche 
Familien eine Beſchränkung der eiweißhaltigen zugunſten 
der eiweißarmen Nahrung feſtzuſtellen; die Ernährung 
wird alfo qualitativ ſchlechter. Insbeſondere ſinkt z. B. der 
Fleiſchverbrauch erheblich ab; neben dem Rückgang des 
Geſamtfettverbrauchs iſt deutlich ein Rückgang der teureren 
Fette zugunſten der billigeren feſtzuſtellen. Ebenſo ſinkt 
etwa der Verbrauch an Schokolade und anderen Süßig⸗ 
keiten gerade in den kinderreichen Familien ab, in denen 
man eher eine Zunahme vermuten ſollte. Die folgende 
Ueberſicht zeigt die Ausgaben für die erwähnten Nahrungs- 
mittel auf Vollperſonen (ſ. o. Anm. 4) berechnet: 


en; 3 0—3 
Kinderzahl | 0 | i | 2 u. m. u. m. 
Ai; 154,63 | 133,91 | 130,48 | 81,36 | 130,21 
et el else, 88,89 | 714,31 | 68,97 | 45,02 | 89,33 
A 74,90 | 53,44 | 52,32 | 19,02 | 52,73 
andere Fette... | 13,99 | 17,87 16,65 | 26,00 | 17,60 
davon Margarine 9,07 10,30 9,29 17,44 10,43 
Schokolade uw. 12,60 7,12 7,64 2,88 7,76 


Zum Vergleich ſeien die Ausgaben der Angeftelltenhaus- 
haltungen für dieſelben Ausgabengruppen und die ent⸗ 
ſprechenden Jahreseinkommen (4300—5100, durchſchnittlich 
4660 RM) angeführt: 


pi 3 0—3 
Kinderzahl | 0 | 1 | 2 5 0 nam 
ehe. As 161,95 | 141,34 | 114,37 | 96,22 | 130,24 
re 71,62 | 76,78 | 62,15 | 63,36 | 69,00 
Butter 51,93 | 57,74 45,70 | 43,38 | 50,57 
andere Fette... 19,69 | 19,04 | 16,45 | 19,98 | 18,43 
davon Margarine | 15,01 11,01 9,79 12,87 11,65 
Schokolade uſw . 9,20 9,42 7,15 5,62 8,09 


Daß nicht nur billigere Fleiſchſorten verbraucht werden, 
ſondern daß der Fleiſchverbrauch auch mengenmäßig zurück⸗ 
geht, zeigt folgende Ueberſicht über den Verbrauch an 


21) 2. Schriftenreihe des DHV., Nr. 14, 1927, S. 53. — 
Hier dürfte wohl die geringere Zahl der Haushaltungen 
(300) die Form der Ergebniſſe etwas beeinfluſſen, fo das 
ſie etwas unebener ausfallen. 
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Fleiſch, Wurſt, Speck uſw. in kg nad) den Erhebungen der 
Zeitſchrift „Nach Feierabend“ (ſ. o. Anm. 20): 


Einkommen o. K. | 1 K. 2 K. | TE | 4 K. | 5 K. 
1200 — 1 600 50,3 22,6 23,0 17, 15,3 — 
1600 — 2 000 60,2 | 43,6 | 24,2 | 21,7 | 17,7 17,5 
2 000 — 2500 71, | 44,3 50,1] 28,3 | 22,8 | 19,6 


3. Die Notverordnungen des Jahres 1931 haben die 
Beamtengehälter um etwa 20 bis 22 v. H. gekürzt. Wenn 
auch die Lebenshaltungskoſten ſpäter etwa im gleichen 
Maße zurückgingen, ſo wurden die Beamten doch zunächſt 
ſo geſtellt, als ob ſie etwa ein Kind mehr hätten. 


Die hierdurch notwendig gewordenen Einſchränkungen 
hat A. Bohlen nach einer Umfrage des Reichsbundes der 
höheren Beamten auf Grund von faſt 6000 Fragebogen 
dargeſtelltee): An der Spitze ſtehen die Einſparungen bei 
Kulturausgaben, Theater, Konzerte, Kauf von Büchern 
und Kunſtwerken. Es folgen die Ausgaben für Erholung, 
insbeſondere Reifen. Im Familienleben war mit der Ber- 
kürzung des Wirtſchaftsgeldes eine Verminderung der 
Qualität der bezogenen Waren feſtzuſtellen. Weiter wurden 
vielfach Hausangeſtellte entlaſſen oder billigere Kräfte ein⸗ 
geſtellt. Ein ſehr großer Teil der Beamten war gezwungen, 
die Ausgaben für Kindererziehung einzuſchränken. Bei der 
Wohnung konnten wegen Bindungen an die Dienſtſtelle nur 
geringe Einſparungen vorgenommen werden; immerhin hat 
eine nicht unerhebliche Zahl von Beamten, auch der oberen 
Gehaltsſtufen, den Ausweg der Untervermietung gewählt, 
um Erſparniſſe von 30 bis 40 RM monatlich zu erzielen. 
Sehr bedauerlich iſt auch der Umfang der Kürzungen bei 
Unterſtützungen; jede zweite bis dritte Familie ſorgte 
monatlich mit 50 bis 60 RM für einen Verwandten, deſſen 
Vermögen der Inflation zum Opfer gefallen war; von 
dieſen mußten etwa 20 v. H. die Unterſtützung um durch⸗ 
ſchnittlich 19 RM im Monat kürzen. Endlich zeigte Bohlen?!) 
daß an die Stelle der früher üblichen und volkswirtſchaft⸗ 
lich wichtigen Kapitalbildung in fortſchreitendem Maße die 
Veräußerung der letzten Vermögensreſte und zunehmende 
Verſchuldung getreten iſt. 


Dieſe Erhebungen beſtätigen alſo die an Hand der 
Unterſuchung des Gehaltes und der Haushaltsrechnungen 
gewonnenen Ergebniſſe. Gleichzeitig weiſen ſie auf das 
erhebliche ſoziale Abſinken der Beamten und die neuer⸗ 
dings:!) mehrfach hervorgehobene Gefahr hin, daß dem- 
gegenüber die immateriellen Werte nicht mehr ausreichen, 
geeigneten Nachwuchs zum Beamtentum hinzulenken und 
den aus früheren Zeiten ſtammenden Kernbeſtand feft- 
zuhalten. 


IV. Zur Behebung dieſer Mißſtände werden ſchon ſeit 
langem ſehr verſchiedenartige Vorſchläge gemachtes). Teils 
wird eine allgemeine, das Geſamtvolk umfaſſende Familien- 


22) Die höheren Beamten nach drei Gehaltskürzungen, 
1931; Die Lebenshaltung der höheren Beamten, 1932. 

23) Schon 1915 wies O. M o ft (Schmollers Jahrbuch 39/1 
[1915] S. 195) auf die Folgen des, insbeſondere relativen, 
Sinkens der Beamtengehälter hin. Vgl. weiter: Woothke, 
Zum Reichsbeſoldungsrecht, Deutſche Verwaltung, 1938, 
S. 47 ff.; Fiſchbach, Perſonalwirtſchaft und Perſonal⸗ 
politik in der ſtaatlichen Verwaltung, Deutſche Verwaltung, 
1938, Nr. 4. — Zum ſelben Ergebnis für die engliſchen 
Verhältniſſe kommt H. Finer, The Principles and Prac- 
tice of Remuneration in the British Civil Service, 
Schr Ver Soz Pol., 1841, S. 146 ff. 

24) Zum folgenden vgl. beſonders A. K un e, Familiens 
Tajtenausgleid) und Beamtenbeſoldung, NSBB8., Der Sozial⸗ 
verſicherungsbeamte, 7 (1938), S. 514 ff.; K. behandelt die 
Reformvorſchläge eingehend mit Literaturnachweiſen, fo 
daß hier nur kurz darauf eingegangen werden kann. 

25) So beſonders A. Zeidler, Geſetzliche Zulagen für 
jeden Haushalt, 1916 und neuerdings, Gedanken zum 
ee der Familienlaſten, ArchbevPol. 6 (1936), 
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beihilfenordnung vorgeſchlagenes), teils ſoll der allgemeine 
Laſtenausgleich für die einzelnen Einkommensgruppen auf 
verſchiedenen Wegen, entſprechend der jeweiligen Geſtal⸗ 
tung des Einkommens durchgeführt werden?). „Da die 
Schwierigkeit, eine für alle Berufsſtände gleiche Aktion 
durchzuführen, unüberwindlich ſein dürfte“ (Gütt), wird 
der Ausgleich für die Beamten durch eine mit dem all⸗ 
gemeinen Laſtenausgleich in Uebereinſtimmung ſtehende 
Beſoldungsreform durchgeführt werden müſſen; dieſe iſt 
allerdings, wie auch Kühne hervorhebt, erſt in einer Reihe 
von Jahren, früheſtens nach dem Ausgleich der Beſoldung 
der Reichs-, Länder⸗ und Gemeindebeamten zu erwarten. 

Man könnte deshalb daran denken, zunächſt eine Ueber⸗ 
gangslöſung zu ſuchen, die z. B. in Verbindung mit einem 
Abbau der Gehaltskürzungen möglich wäre. W. Lotz 
machte vor furzem?®) den Vorſchlag, bei einem im Rahmen 
des finanziell Möglichen erfolgenden ſtufenweiſen Abbau 
der Gehaltskürzungen zunächſt gewiſſe beſonders fühlbare 
Härten, namentlich z. B. bei Hinterbliebenen von Beamten, 
zu mildern. Dieſer Vorſchlag iſt dahin zu erweitern, daß 
in einem ſolchen Falle namentlich die Kürzungen für 
kinderreiche Beamtenfamilien, vielleicht nach der Kinder⸗ 
zahl geſtaffelt, abgebaut werden könnten. Am 19. Juni 
1938 gab Reichsminiſter Dr. Frick anläßlich einer Rede 
auf dem oſtpreußiſchen Gauparteitag in Königsberg der 
Hoffnung Ausdruck, „daß in Anbetracht des allgemeinen 
wirtſchaftlichen Aufſchwungs bald auch für die deutſchen 
Beamten ein gerechter Ausgleich ermöglicht werden kann“; 
damit dürfte dieſer Gedanke ſeiner Verwirklichung um ein 
gutes Stück näher gerückt ſein, als noch Lotz in ſeinem 
Aufſatz annehmen konnte. 

Bei der endgültigen Feſtſetzung des Gehaltes iſt davon 
auszugehen, daß das Gehalt einmal die berufliche Leiſtung 
entgelten und zum anderen den angemeſſenen Unterhalt 
der Familie gewährleiſten ſoll. Man wird alſo dieſe beiden 
Geſichtspunkte getrennt behandeln müſſen. Am einfachſten 
erſcheint es dann, das Grundgehalt für den ledigen Be⸗ 
amten anzuſetzen, bei dem nur die berufliche Leiſtung zu 
entgelten ift), und dieſes Grundgehalt entſprechend der 


æ) So befonders F. Burg dörfer, Volk ohne Jugend, 
2. Aufl. 1934, S. 474 ff., Bevölkerungspolitiſche Erwägun⸗ 
gen zum Umbau der Sozial perſicherung, ArchBevpol. 4 
19340 S. 321; A. Gütt, Bevölkerungspolitik als Aufgabe 
des Staates, in Bevölkerungsfragen, Bericht des Inter⸗ 
nationalen Kongreſſes für Bevölkerungswiſſenſchaft, Berlin, 
26. 8. bis 1. 9. 1935, herausgegeben von H. Harmſen und 
F. Lohſe, 1936, S. 752; ebenſo A. Kühne, and. 
S. 514. 


27) Die Politik der Beamtengehaltskürzungen, Jahrb. 
NatökStat., Bd. 147 (1938), S. 566 ff. 574. Dort wird 
auch die Entſtehungsgeſchichte der Kürzungen und die 
heutige Lage mit der Entwicklung im Ausland verglichen. 

) Allerdings müſſen eventuell beſtehende Unter- 
ſtützungspflichten des Beamten in gewiſſem Umfang berück⸗ 
ſichtigt werden. r r Ex 

20) Pgl. K. Lehmann, Unterſuchungen über Geha 
Me 1937, S. 34 ff., 41 ff. ebenfo A. Kühne, 
aaO., S. 517. — Man könnte auch, wie es vielfach DOT” 
geſchlagen wird, dem heutigen Zuſtand grundſätzlich ent 
ſprechend, das Grundgehalt für eine Familie mit mittle⸗ 
rer Kinderzahl (M. Staemmler, Der Ausgleich der 
Familienlaſten, Deutſches Recht 7 [1937], S. 230 will dieſe 
Zahl nach der Höhe des Einkommens verſchieden annehmen) 
feſtſetzen und den Laſtenausgleich durch prozentual bered- 
nete Abzüge bzw. Zuſchläge verwirklichen. Auch wenn man 
aber in der Beſoldungsordnung dieſen Weg einſchlagen will, 
wird man doch bei der Verechnung der Gehälter von dem 
Bedarf des Junggeſellen ausgehen müſſen. 


Zahl der Familienmitglieder durch Sonderzuſchläge zu er⸗ 
höhenzo). Beide Beſtandteile, Grundgehalt und Zuſchläge, 
wären dann einem den heutigen Lebensbedingungen ent⸗ 
ſprechenden, angemeſſenen Bedarf gemäß feſtzuſetzen. 


Zunächſt iſt alſo dem verheirateten Beamten eine Frauen⸗ 
zulage zu geben!). Dieſe kann in Prozenten des Gehaltes 
ausgedrückt werden, da ſich der Verbrauch der Frau gegen⸗ 
über dem des Mannes nicht ſelbſtändig verändert. Anders 
dagegen die Kinderzulagen: dieſe müſſen ſelbſtändig, der 
Gehaltsgruppe des Vaters entſprechend, geſtaltet und an⸗ 
geſetzt werden, da die Aufwendungen für die Kinder je 
nach ihrem Alter durchaus verſchieden find), 


Neben die laufenden Zulagen könnten gegebenenfalls 
einmalige treten); jo etwa bei der Eheſchließung für die 
Beſchaffung von Einrichtungsgegenſtänden, bei der Geburt 
eines Kindes für die dafür notwendigen Sonderauslagen; 
die Geburtszulage wäre beim erſten Kind höher anzuſetzen, 
weil die Anſchaffungen für die folgenden geringer ſind. 

Außer den Familienzulagen kennt die heutige Beamten⸗ 
beſoldung einen Wohnungsgeldzuſchuß, der u. a. die örtlich 
verſchiedenen Wohnkoſten ausgleichen ſoll. Schon aus 
dieſem Grunde iſt er alſo als ſelbſtändiger Gehaltsteil bei⸗ 
zubehalten. Weiter wird heute ſchon bei der Bemeſſung 
des Wohnungsgeldzuſchuſſes der Familienſtand dadurch be⸗ 
rückſichtigt, daß er bei Ledigen niedriger iſt. Dieſer Anſatz 
iſt dahin weiterzuführen, daß die Wohnzulage überhaupt 
nach der Familiengröße geſtaffelt wird; damit wird es 
ermöglicht, daß kinderreiche Familien, im Gegenſatz zu dem 
oben aufgezeigten derzeitigen Zuſtand, entſprechend große 
und geſunde Wohnungen beſchaffen könnens). 

Da bei einer ſolchen Beſoldungsordnung der wachſende 
Bedarf der Familie, dem bisher durch die Erhöhung der 
Gehälter in den Dienſtaltersſtufen Rechnung getragen 
werden follte, durch die geſonderten Familienzulagen berüd- 
ſichtigt wird, werden die Dienſtaltersſtufen teils verringert, 
teils der Höhe nach abgebaut werden könnens). Damit 
würden zum Teil auch die Mittel für die Familienzulagen 
eingeſpart werden. Eine zu ſtarke Herabſetzung der End⸗ 
gehälter iſt allerdings nicht zu empfehlen, da dadurch 
wiederum die Abneigung gegen die Beamtenlaufbahn ver⸗ 
ſtärkt werden könntese). 


2) H. Völter (SchBer&nzBol. 184 / [1932], S. 43) 
ſchreibt: „im übrigen ſteht die Beamtenſchaft au dem 
Standpunkt, daß eine unterſchiedliche Beſoldung der ledigen 
und der kinderlos verheirateten Beamten ungerechtfertigt 
iſt“; auch wenn man zugeben mag, daß mancher Jung⸗ 
geſelle ebenſoviel verbraucht wie ein verheirateter Ber 
amter, ſo kann das doch nicht als Norm angeſehen werden; 
dieſe Anſicht iſt daher, ſoweit ſie überhaupt heute noch von 
der Beamtenſchaft vertreten wird, abzulehnen. 

) Einzelheiten hierzu: K. Lehmann, Unterſuchungen 
über Gehalt und Kinderzahl, 1937, S. 37 ff.; zuſtimmend 
A. Kühne, and. S. 516 f. 


2) A. Zeiler (Geſetzliche Zulagen, 1916, S. 4 ff.) 
ſchlägt mehrere einmalige Beihilfen vor, die ſich aber zun 
Teil in die laufenden einordnen laffen; M. Staemm- 
ler (Oeutſches Recht 7 [1937], S. 230) tritt für einmalige 
kleine Beihilfen bei der Geburt, aber gegen größere 
Kinder prämien“ ein. 

=) Bol. S. Lüdersdorff, Vorſchlag zu einer bevölke⸗ 
rungspolitiſchen richtigen Beamtenbeſoldung, ArchBevpPol. 
(1936), S. 350 f.; K. Lehmann, Unterſuchungen über 
Gehalt und Kinderzahl, 1937, S. 24 ff., 35; zuſtimmend 
A. Kühne, aaO. S. 516 f. In die Wohnungszulage wäre 
vielleicht eine geſonderte Zulage für Hausangeſtellte einzu⸗ 
rechnen, deren Einſtellung zeitweiſe ebenfalls von der 
Kinderzahl abhängig ift. 

) Hierzu beſonders eingehend A. Kühne, and, S. 515. 

=) Bol, oben Anm. 26. 
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Aſſeſſor Roeftel, Berlin: 


Das Recht der Familienunterſtützung 
und das Unterhaltsrecht des BGB. 


Unterhaltungspflichtig find gemäß dem BGB: 

1. Ehegatten untereinander (8 1360; vgl. noch jetzt 
Ehegeſetz 8 1166 ff.). 

2. Der Vater dem unehelichen Kind (8 1708). 

3. Der ein Kind Annehmende dem angenommenen 
Kind und gewiſſen Abkömmlingen desſelben (§ 1766 
BGB.). 

4. Verwandte gerader Linie untereinander (8 1601). 


Wird die Unterhaltspflicht nicht ausreichend erfüllt 
(von dem in der Stufenfolge als ſchließlich pflichtig 
Ermittelten, z. B. nach 88 1606 ff. BGB), obwohl der 
Unterhaltsberechtigte nicht genügende eigene Mittel 
beſitzt, ſo wird der Unterhaltsberechtigte in der Regel 
den „notwendigen Lebensbedarf für ſich und ſeine 
unterhaltsberechtigten Angehörigen nicht oder nicht 
ausreichend beſchaffen“ können, d. h. hilfsbedürftig 
werden. In dieſem Fall muß die öffentliche 
Fürſorge ihn unterſtützen ). Die öffentliche Fitr- 
forge hat ein Rückgriffsrecht gegen den Unterhalts⸗ 
pflichtigen: Der Staat (im weiteren Sinne; Träger 
der öffentlichen Fürſorge ſind die Gemeinden und Ge⸗ 
meindeverbände) kann eher den Unterhaltsanſpruch 
gegenüber einem böswilligen Unterhaltsſchuldner 
realiſieren als der mittelloſe Unterhaltsberechtigte, dem 
leichter „der Atem ausgeht“. Der Unterhaltspflichtige 
muß die Aufwendungen der öffentlichen Fürſorge, die 
ja im Grunde genommen die von ihm ſelbſt eigent⸗ 
lich zu bewirkenden Unterhaltsleiſtungen (nur in 
geringerer Höhe) darſtellen, immer erſtatten, gleidh- 
viel, ob er böswillig nicht geleiſtet oder ſeine Unter⸗ 
haltspflicht nicht gekannt hat — wenn er nur unter⸗ 
haltspflichtig war. Wegen der Einzelheiten der Erſatz⸗ 
anſprüche der Fürſorgeverbände gegen die Unter— 
haltspflichtigen ſei auf die 88 21a, 25 ff. der Verord⸗ 
nung über die Fürſorgepflicht vom 13. 2. 1924 [NFB] 
(REBI. I S. 100) verwieſen. Nur ſoviel fei noch gefagt, 
daß nach § 25a NFV Eltern und Ehegatten eines von 
der öffentlichen Fürſorge Unterſtützten als Fürſorge⸗ 
ſchuldner von dem unterſtützenden Fürſorgeverband un⸗ 
mittelbar auch dann in Anſpruch genommen werden 
können, wenn ſie zur Zeit der Unterſtützung nicht lei⸗ 
ſtungsfähig und demgemäß unterhaltspflichtig waren. 
Es kommt nur darauf an, ob ſie zur Zeit der Inan⸗ 
ſpruchnahme durch die öffentliche Fürſorge hinreichen⸗ 
des Vermögen oder Einkommen beſitzen. Allerdings 
ſind von dieſem Erſtattungsanſpruch einige Leiſtungen 
ausgenommen, wie z. B. Koſten für Wochenfürſorge, 
Aufwendungen für die Erziehung und Erwerbs⸗ 
befähigung Minderjähriger unter 18 Jahren u. ä. 

Es muß alſo zuſammenfaſſend geſagt werden, daß bei 
Vorhandenſein unterhaltspflichtiger Perſonen, die zur 
Leiſtung des Unterhalts in Höhe des notwendigen 
Lebensbedarfs nicht imſtande oder gewillt ſind, zwar 
die öffentliche Fürſorge inſoweit eingreift, jedoch ein 
Rückgriffsrecht gegen den Unterhaltspflichtigen hat, 
deſſen Ausgeſtaltung, Umfang und Durchſetzbarkeit 
in der VO über die Fürſorgepflicht niedergelegt find. 
Der Grund für dieſe rechtliche Geſtaltung liegt in dem 
Grundſatz der Subſidiarität der öffentlichen Fürſorge, 
alſo der Ueberzeugung, daß der Staat nur in äußer⸗ 
ſter Not dem einzelnen helfen und ihn auch dann 
noch aus erzieheriſchen Gründen zur Erſtattung der 


1) 88 1, 5 Reichsgrundſätze über Vorausſetzung, Art und 
au 175 öffentlichen Fürſorge vom 4. 12, 1924 (RG Bl. 1 
. 765 ff.). 
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Schuld bzw. den Unterhaltspflichtigen zur Erfüllung 
ſeiner Unterhaltspflicht anhalten ſoll. 

Dieſe grundſätzliche Regelung muß eine Ausnahme 
erfahren, wenn der Staat ſelbſt die Gründe dafiir 
ſchafft, daß der Unterhaltspflichtige zur Leiſtung des 
Unterhalts für feine Angehörigen außer Stand geſetzt 
wird. Dies iſt ſeit 1936 vornehmlich der Fall, wenn 
der Unterhaltspflichtige zum Wehr: oder Arbeitsdienſt, 
zu Luftſchutz- oder Rot⸗Kreuz⸗Sanitätsübungen einge⸗ 
zogen wird. Für dieſe Zeit wird er aus ſeinem normalen 
Erwerb herausgeriſſen, ohne daß er durch Löhnung 
oder Taſchengeld allein in den Stand geſetzt witrde, in 
der alten Höhe ſeine Unterhaltspflicht zu erfüllen. Der 
einzelne muß aber dieſen Dienſt als Ehrendienſt an 
der Gemeinſchaft ausüben. Die Gemeinſchaft hat nun 
ihrerfeits die Verpflichtung, aus dieſer Dienſtpflicht fich 
ergebende Notſtände zu beſeitigen oder zu mildern. 
So erfolgt die Verſorgung von Hinterbliebenen ge⸗ 
fallener oder im Friedensdienſt geſtorbener Soldaten. 
So erfolgt auch die Unterſtützung von Familien, deren 
Ernährer vorübergehend durch aktiven Dienſt in der 
Wehrmacht, dem Reichsarbeitdienſt, Luftſchutz uſw. an 
der Erfüllung ihrer Unterhaltspflicht gehindert ſind. Es 
iſt zur Unterſtützung der Angehörigen der einberufenen 
Wehr- und Arbeitsdienſtpflichtigen:), Luftſchutzdienſt⸗ 
pflichtigen), Rot⸗Kreuz⸗Pflichtigen uſw. eine Gonder- 
regelung getroffen worden. 

Der Name „Familien unterſtützung“ darf nicht 
zu der Annahme verleiten, als handle es ſich um eine 
Fürſorgeunterſtützung. Dieſer gegenüber beſtehen vor 
allem zwei grundſätzliche Unterſchiede. Erſtens iſt 
die Familienunterſtützung nicht er⸗ 
ſtattungspflichtig. Der Staat übernimmt alſo 
die Pflicht zur Unterhaltsleiſtung für die Dauer des 
Wehrdienſtes. (Im folgenden wird der Einfachheit 
halber nur von Wehrdienſt geſprochen. Die Be⸗ 
ſtimmungen gelten jedoch auch für Arbeitsdienſt, Luft- 
ſchutz uſw.) Die Verpflichtungen Dritter, einen Un- 
terſtützungsberechtigten zu unterſtützen, bleiben aller- 
dings unberührt (§ 19 Abſ. 1 Fu-⸗Vorſchriften). 
3weitens ift abweichend von den Grundſätzen der 
öffentlichen Fürſorge „auf die bisherigen Lc- 
bensverhältniſſe des Unterſtützungsberechtigten 
Rückſicht“ zu nehmen und die Unterſtützung „nach 
den Beſonderheiten des Einzelfalles entgegen: 
kommend zu bemeſſen“ ($ 17 Abſ. 1 FU-VBor- 
ſchriften). 

Das Recht der Familienunterſtützung iſt nicht nur 
mit Rückſicht auf den großen Kreis der Betroffenen 
einer eingehenden Behandlung wert, ſondern auch aus 
folgenden Gründen: FU wird nur gewährt, wenn be⸗ 
ſtimmte Vorausſetzungen erfüllt ſind. Dieſe knüpfen 
einmal an Talbeſtände des bürgerlichen Rechts an. 
So wird das Vorliegen beſtimmter familienrechtlicher 
Beziehungen verlangt: Adoptivkinder, eheliche Kin⸗ 
der, ſchuldlos geſchiedene unterhaltsberechtigte Ehe⸗ 
frauen haben Anſpruch auf FU. Dann wieder er- 
ſcheinen öffentlich-rechtliche Geſichtspunkte. So wird 


2) Geſetz vom 30, 3. 1936 nebſt Durchführungs⸗ und 
Ergänzungsvorſchriften von demſelben Tage (RGBl. 
S. 327 und 329). 

2) Geſetz vom 30, 6. 1937 (RGBl. I S. 720). 


ver Kreis der FU⸗Berechtigten über den vom bürger⸗ 
lichen Familienrecht erfaßten Perſonenkreis hinaus er⸗ 
weitert: z. B. auf Stiefkinder, Pflege- und Stiefeltern, 
Pflegekinder. Es wird alſo eine im weſentlichen tat⸗ 
ſächliche Unterhaltsbeziehung vom Staat 
aus Gründen des öffentlichen Intereſſes als ſo eng 
und feſt gewertet, daß er die aus ihr „Berechtigten“ 
den nach dem bürgerlichen Recht Unterhaltsberechtigten 
gleichſtellt. Andererſeits wird, auch wieder im öffent⸗ 
lichen Intereſſe, die FU nach 8 12 FuU-⸗Vorſchriften 
nicht an jeden einzelnen Unterhaltsberechtigten gemäß 
deſſen eigentlichem Unterhaltsanſpruch geleiſtet, wenn 
mehrere in einer Haushaltsgemeinſchaft leben, ſondern 
gemäß der Einkommenslage der Haus⸗ 
haltsgemeinſchaft im ganzen. So ſind alſo 
auf dem Gebiet des FU⸗-Rechts zu Gunſten wie zu 
galten der vom Einberufenen Unterhalt empfangenden 
Angehörigen Grundſätze eines vom bürgerlichen 
abweichenden Unterhaltsrechts verwirk⸗ 
licht worden, die ſchon allein kraft ihres „Schwer⸗ 
gewichts“ die Fortentwicklung des zivilen Unterhalts⸗ 
rechts zu beeinfluſſen geeignet ſind. Zum mindeſten iſt 
feſtzuſtellen, daß die neben dem Unterhaltsrechts⸗Ver⸗ 
hältnis des BGB ſtehende Unterhaltsbeziehung, die 
das FU⸗Recht zugrunde legt, wegen des bedeutenden 
tatſächlichen Umfangs des Wehrdienſtes und demgemäß 
auch der FU, Rückwirkungen auf den „Normalzuſtand“ 
haben dürfte. Die Frage, ob es genügt und richtig 
iſt, ſolche Pflichten⸗ und Rechtsbeziehungen als bloß 
tatſächliche neben weitergehenden oder geringeren 
ähnlichen als echte Rechtsverhältniſſe ausgebauten 
Tatbeſtänden zu belaſſen, kann an dieſer Stelle nicht 
erörtert werden. 

Dieſe Erwägungen haben auch dann noch ihre Bedeutung, 
wenn man ſich erinnert, daß es bereits früher eine Fa⸗ 
milienunterſtützung gegeben, alſo auch früher ſchon Ge⸗ 
legenheit zu derartigen Unterhaltsfragen beſtanden hat‘). 
Denn einmal iſt der heute durch die vielfältigen Dienſt⸗ 
formen erfaßte Perſonenkreis viel größer als früher. So 
iſt die Beſchränkung auf „Mannſchaften“ weggefallen; 
Arbeitsdienſt, Luftſchutz, Sanitätsdienſt im Roten Kreuz 
ſind hinzugetreten; auch befinden „ſich jetzt unter den Ein⸗ 
berufenen weit mehr Ernährer unterhaltsberechtigter An⸗ 
gehöriger, die durch die Einberufung in eine bedrängte 
Lage kommen, als früher, zumal die Einberufung zum 
aktiven Wehrdienſt ſich heute auch auf ältere Jahrgänge 
erſtreckt?). Und zweitens fehlten früher familienpolitiſch 
ſo grundſätzlich bedeutſame Vorſchriften wie z. B. die ſpäter 
noch genauer zu behandelnde Beſtimmung des § 12 FU-Bor- 
ſchriften über die Zuſammenrechnung des Einkommens in 
der Haushaltsgemeinſchaft. 

Wie ſchon erwähnt, deckt ſich der Perſonenkreis der 
FU-Beredtigten, d. h. derjenigen Angehörigen, die der 
Staat als Familien angehörige des Einberufenen 
betrachtet und demgemäß unterſtützt, nicht mit 


) Vor Beſeitigung der allgemeinen Wehrpflicht ah 
eine Unterſtützung der Familien für den Kriegsfall vor 
das Geſetz „betr. die Unterſtützung von Familien in den 
Dienſt eingetretener Mannſchaften“ i. d. Fal. v. 30. 9. 1915 
(ROBI. S. 629) und die Bundesratsbekanntmachung mit 
dem gleichen Namen i. d. Faf. v. 20. 4. 1917 (RG Bl. 
S. 371), Für Familien von zu Friedensübungen Ein⸗ 
berufenen kamen in Betracht das Geſetz betr. die Unter⸗ 
ſtützung der zu Friedensübungen einberufenen Mann- 
ſchaften v. 10. 5. 1892 (RG Bl. S. 661) und die Bundestats- 
bekanntmachung v. 2. 6. 1892 (RG Bl. S. 668). Für die 
Familien der in Erfüllung ihrer aktiven Dienſtpflicht 
dienenden Mannſchaften wurde erft durch Bundesrats- VO. 
v. 21, 1. 1916 die Unterſtützung eingeführt, ebenſo für die 
Angehörigen der Kriegsfreiwilligen. 

8 ? au Begründung zum Fll-Gefeb, Dt. RAnz. Nr. 80 v. 


dem der Unterhaltungsberechtigten des BGB. Hierbei 
verdient eine Eigentümlichkeit des Familienunter⸗ 
ſtützungsgeſetzes beſondere Beachtung: Der Perſonen⸗ 
kreis der FU-Berechtigten beſteht aus einem engeren 
und einem weiteren Kreis. Die Angehörigen des 
engeren Kreiſes haben ſchlechthin einen Anſpruch auf 
Fu. Wer zur zweiten Gruppe gehört, hat nur dann 
Anſpruch auf FU, „wenn der Einberufene bis zur Aus⸗ 
händigung des Geſtellungsbefehls ganz oder zu einem 
weſentlichen Teil der Ernährer geweſen ift” (§ 2 FU- 
Geſetz). Für diefe Gruppe genügt alfo das Familien- 
band allein nicht für die Anerkennung der FU-Be- 
rechtigung. Zur erſten Gruppe, den unbedingt Be⸗ 
rechtigten, („ſoweit der notwendige Lebensbedarf nicht 
oder nicht ausreichend geſichert iſt“) gehören: 

Die Ehefrau, die ehelichen oder für ehelich er⸗ 
klärten und die vor Aushändigung des Geftellungs- 
befehls an Kindes Statt angenommenen Kinder des 
Einberufenen, ferner die mit der Ehefrau zuſammen⸗ 
lebenden Stiefkinder des Einberufenen. 


Zu dem weiteren Angehörigen⸗Kreis werden ge⸗ 
rechnet: 


1. die ſchuldlos geſchiedene Ehefrau, der der Einberufene 
nach § 1578 des Bürgerlichen Geſetzbuches Unterhalt 
zu gewähren verpflichtet iſt, 

2. Enkel, Pflegekinder und die nicht mit der Ehefrau des 
Einberufenen zuſammenlebenden Stiefkinder, 

3. uneheliche Kinder, wenn der Einberufene feine Vater⸗ 
ſchaft nach § 1718 des Bürgerlichen Geſetzbuches an- 
erkannt hat oder wenn ſeine Unterhaltspflicht in einem 
vollſtreckbaren Titel feſtgeſtellt iſt, 

4. Verwandte der aufſteigenden Linie, 

. Adoptiveltern, wenn fie den Einberufenen vor der Aus- 
händigung des Geſtellungsbefehls an Kindes Statt an- 
genommen haben, Stiefeltern und Pflegeeltern. 


Bei beiden Gruppen fällt auf, daß die Angehörigen 
des engeren und weiteren Kreiſes nicht den nach bür⸗ 
gerlichem Recht Unterhaltsberechtigten und Nichtberech⸗ 
tigten entſprechen, daß ſich vielmehr die Gruppen und 
Kreiſe jeweils überſchneiden. Während die Stief⸗ 
kinder nach bürgerlichem Recht niemals unterhalts⸗ 
berechtigt find, haben fie einen unbedingten ZU-An- 
ſpruch, ſofern ſie mit der Ehefrau des Einberufenen zu⸗ 
ſammenleben, und einen durch die Ernährereigenſchaft 
des Einberufenen bedingten Anſpruch, wenn ſie nicht 
mit ihr zuſammenleben. Die Betrachtung der anderen 
als berechtigt aufgeführten Perſonen führt zu ähn⸗ 
lichen Ergebniſſen. Der Grund hierfür liegt in der 
verſchiedenen Grundhaltung des bürgerlichen Unter⸗ 
haltsrechts und des F⸗Rechts. Jenes iſt weſentlich 
aufgebaut auf dem Gedanken der blutsmäßigen 
Zuſammengehörigkeit, aber grundſätzlich un- 
abhängig z. B. von der rein tatſächlichen Geſtaltung des 
Zuſammenlebens, der Frage alſo, ob der Berechtigte 
und Verpflichtete räumlich und wirtſchaftlich mitein⸗ 
ander leben oder getrennte Lebensmittelpunkte haben. 

Das Fll-Recht kennt einerſeits einen viel größeren 
Kreis von „Unterhalts“ berechtigten, verwirklicht aber 
andererſeits das Recht des einzelnen nur dann, wenn 
zu der Zugehörigkeit zur Sippe noch die tatſächliche Zu⸗ 
gehörigkeit zur Haushaltsgemeinſchaft kommt. Konkret 
wird alſo nur die zuſammenlebende Familie begünſtigt 
als Haushaltsgemeinſchaft, als Wirt⸗ 
ſchaf ts einheit und demgemäß auch als Wirt⸗ 
ſchaftseinheit und Notgemeinſchaft verpflichtet. 

Hervorhebenswert ift beſonders, daß Pflege- 
kinder und Pflegeeltern in den Kreis der Unter⸗ 


* 
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ſtützungsberechtigten einbezogen find, d. h. Perfonen- 
gruppen, die das bürgerliche Recht nicht nur nicht 
unter die Unterhaltsberechtigten und »perpflichteten 
rechnet, ſondern begrifflich überhaupt nicht kennt. 
Auch der Pflegekinderbegriff des Fürſorge⸗ und 
Jugendrechts wird nicht zugrundegelegt, ſondern 
gemäß der Rechtſprechung des Reichsverſicherungs⸗ 
amts und Reichsverſorgungsgerichts ein Begriff nach 
der Auffaſſung des täglichen Lebens, „wonach als 
Pflegekind eine Perſon gilt, für die ein Dritter ohne 
geſetzliche Verpflichtung mit dem Wollen und in der 
Art ſorgt, daß zwiſchen beiden ein auf familienähnlichen 
Beziehungen beruhendes dauerndes ſittliches Band er⸗ 
kennbar begründet ift“). Hieraus ergibt fih mit be- 
ſonderer Deutlichkeit die aufgezeigte Tendenz des FU- 
Rechts, die in einer tatſächlichen Lebens⸗ 
gemeinſchaft zuſammenlebenden Perſonen, auch 
wenn ſie nur durch ein „auf familienähnlichen Be⸗ 
ziehungen beruhendes dauerndes ſittliches Band zu- 
ſammengehalten werden, zu erfaſſen. Damit unter⸗ 
ſcheidet ſie ſich grundſätzlich von der Regelung des 
bürgerlichen Unterhaltsrechts, das, wie erwähnt, nicht 
auf dem tatſächlichen Zuſammenleben, ſondern der 
blutsmäßigen Verwandtſchaft (außer bei Adoptivverhält⸗ 
niſſen) aufbaut. 

Die zur Gruppe 2 (dem weiteren Kreiſe) gehörenden 
Angehörigen ſind nur dann unterſtützungsberechtigt, 
„wenn der Einberufene bis zur Aushändigung des 
Geſtellungsbefehls ganz oder zu einem weſentlichen 
Teil der Ernährer gewefen ift.“ (8 2 II FUG.) Es 
ſind alſo auch hier die tatſächlichen Verhältniſſe maß⸗ 
gebend, nicht die rechtliche Pflicht. Die „Ernährereigen⸗ 
ſchaft“ wird dem Einberufenen zugebilligt, wenn er 
„während eines längeren Zeitraums in fühlbarer Weiſe 
zu den Koſten der Lebenshaltung beigetragen hat“. 
Dies iſt der Fall, wenn er „während des letzten halben 
Jahres vor der Aushändigung des Geſtellungsbefehls 
insgeſamt mindeſtens die Hälfte des Lebens. 
unterhalts der Angehörigen aus eigenen 
Mitteln und Kräften getragen hat“). Dieſe 
Regelung iſt getroffen worden, damit die ſolange von 
ihrem Ernährer unterhaltenen Angehörigen „aus dem 
Fortfall dieſes Beitrags infolge der Einberufung keinen 
Nachteil erleiden, insbeſondere nicht auf die Jnan- 
ſpruchnahme öffentlicher Fürſorge verwieſen werden“ 
follen®). Die Bedeutung der Vorſchrift wird fofort bei 
folgender Gegenüberſtellung klar: Iſt der Einberufene 
Ernährer ſeiner Angehörigen inſofern geweſen, als er 
zur Hälfte des Lebensunterhaltes beigetragen hat, hat 
dieſer Beitrag aber nicht ausgereicht, ſo daß wegen der 
anderen Hälfte öffentliche Förſorge gewährt werden 
mußte, ſo erhalten die Angehörigen während der Dauer 
des Wehrdienſtes des einberufenen „Ernährers“ nun 
nicht mehr öffentliche Fürſorgeunterſtützung, ſondern 
FU., brauchen die erhaltenen Beiträge alſo nicht zurück⸗ 
zuerſtatten. Hat der Einberufene weniger als die Hälfte 
beigetragen, ſo daß z. B. die öffentliche Fürſorge mehr 
als die Hälfte aufbringen mußte, ſo iſt die Anerken⸗ 
nung als Ernährer nicht möglich, d. h. die Familie des 
Einberufenen erhält weiter öffentliche Fürſorge und 
muß dieſe zurückerſtatten. 


e) Komm. zum Familienunterſtützungsrecht. Hrsg. vom 
Deutſchen Verein für öffentliche und private Fürſorge, 
Leipzig 1937 S. 72. 


) RdErl. d. RupPrMdg. und des RF M. vom 28. 5. 1937, 
A TI 2 (1). 


8) aað. 
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Zuſammenfaſſend ift folgendes feſtzuhalten: Der 
Perſonenkreis der Unterhaltsberechtigten deckt ſich nicht 
mit dem der FU- Berechtigten. Die Fll.⸗Berechtigten 
find in zwei Gruppen aufgeteilt, die Gruppe der un- 
bedingt Fll.⸗Berechtigten, die in engſtem familienrecht⸗ 
lichen und tatſächlich lebensmäßigen Zuſammenhang 
mit dem Einberufenen ſtehen, und in die Gruppe der⸗ 
jenigen im FUG. aufgeführten Angehörigen, die der 
Einberufene tatſächlich ernährt (zur Hälfte zum 
Lebensunterhalt beigetragen) hat. 

Weiſt der Perſonenkreis der Fll.⸗Berechtigten immer⸗ 
hin eine gewiſſe Uebereinſtimmung mit dem der Unter⸗ 
haltsberechtigten auf, fo ift der Umfang der „Unter⸗ 
haltsleiſtung“ vollſtändig vom bürgerlichen Recht los⸗ 
gelöſt und mehr den Grundſätzen des Fürſorgerechts 
angenähert. Die Begriffe des Familien- und Boll- 
ſtreckungsrechts: notdürftiger, notwendiger, ſtandes⸗ 
mäßiger Unterhalt find dem Fll.-Recht fremd. Dies 
baut vielmehr auf dem „notwendigen Lebensbedarf“ 
des Fürſorgerechts auf ). 

Nach § 8 Fu.⸗Vorſchriften ift Familienunterſtützung 
zu gewähren, „wenn der Unterſtützungsberechtigte den 
notwendigen Lebensbedarf nicht oder nicht 
ausreichend aus eigenen Kräften und Mitteln be⸗ 
ſchaffen kann und ihn auch nicht von anderer Seite, 


insbeſondere von Angehörigen, erhält. Zum not- 
wendigen Lebensbedarf gehören: 
a) der Lebensunterhalt, insbeſondere Unterkunft, 


Nahrung, Kleidung und Pflege, 

b) Krankenhilfe und Hilfe für Schwangere und 
Wöchnerinnen, 

c) bei Minderjährigen Erziehung und Erwerbs- 
befähigung, die nach ihren Anlagen und Fähig⸗ 
keiten und der Lebensſtellung der Eltern berech⸗ 
tigt iſt, 

d) bei Blinden, Taubſtummen und Krüppeln Er⸗ 
werbsbefähigung ). 


Während alſo das bürgerliche Recht die Ausfüllung des 
durch die Begriffe des ſtandesmäßigen, notdürftigen, 
notwendigen Unterhalts gegebenen Rahmens dem 
Richter im Einzelfall überläßt — wobei ſich natur- 
gemäß auch gewiſſe Maßſtäbe im Lauf der Zeit ent- 
wickeln 1) —, hat fih für die öffentliche Fürſorge und 


) 88 5, 6 Rr. 


10) Nötigenfalls ift auch der Beftattungsaufwand zu be⸗ 
ſtreiten. Für die Bemeſſung des in 8 9 Abſ. In Fll⸗Vor⸗ 
ſchriften genannten zum Lebensbedarf gehörenden 
„Lebensunterhalts“ — jenes Lebensaufwands alſo, zu 
dem der Einberufene in den oben aufgeführten Fällen 
mindeſtens zur Hälfte beigetragen haben muß, um als Er⸗ 
nährer anerkannt zu werden — werden den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen angepaßte Richtſätze feſtgeſetzt. Dieſe ſtellen 
Maßſtäbe zur Ermittlung des Regelbedarfs für durchſchnitt⸗ 
liche a, der Unterſtützungsberechtigten dar 
(S 10 Fll⸗Vorſchriften). Reben der richtſatzmäßigen Unter- 
ſtützung ſind Mietbeihilfen zu gewähren, ſoweit der im 
Richtſatz enthaltene Anteil für Unterkunft zur Deckung des 
berechtigten Wohnbedarfs nicht ausreicht (8 11 aaD.). 
Schwangeren und Wöchnerinnen ſoll durch verſchiedene 
Hilfsmaßnahmen (z. B. ärztliche Behandlung, Hebammen- 
hilfe, Entbindungskoſtenbeitrag, Wochengeld, Stillgeld) das 
ſichergeſtellt werden, was die Reichsverſicherungsordnung 
den Familienangehörigen eines Verſicherten gewährt (Fa⸗ 
milienwochenhilfe) (8 16 Ful-Vorſchriften). 

11) Bgl. die Angaben in dem Aufſatz „Reformbedürftig⸗ 
keit der das Maß der Unterhaltsleiſtung betreffenden Vor⸗ 
ſchriften“ im Nachrichtendienſt des Deutſchen Vereins für 
öffentliche und private Fürſorge, Mai 1938, insbeſondere 
Seite 140, 141; ogl, weiter die Ueberſicht „Unterhalts- 
pfändungsgrenzen im Oberlandesgerichtsbezirk Dresden“ 
aaO., Januar 1939, Seite 8. 


genau fo für die FU. die Aufſtellung eines ganz fon- 
kreten Verzeichniſſes der Einzelbeſtandteile des „not- 
wendigen Lebensbedarfs“ als für die tägliche Verwal⸗ 
tungspraxis am brauchbarſten erwieſen. 

Ebenſo ift im Fll⸗Recht genau im einzelnen feſtgelegt, 
wann der notwendige Lebensbedarf als geſichert anzu- 
nehmen ift, fo daß aljo FU nicht gewährt zu werden braucht 
(auch nicht gewährt werden darf). Geſetzestechniſch iſt das 
fo ausgedrückt, daß erſt dann, wenn der Unterſtützungs⸗ 
berechtigte gewiſſe näher aufgeführte Mittel eingeſetzt, d. h. 
verbraucht hat, ZU zu gewähren iſt. Zu den eigenen 
Mitteln, die der Unterſtützungsberechtigte einſetzen muß, ehe 
ihm ZU gewährt wird, ift nach $ 14 FU-Vorſchriften fein 
geſamtes Einkommen zu rechnen, beſonders Bezüge in 
Geld oder Geldeswert, aus gegenwärtigem oder früherem 
Arbeits⸗ und Dienſtverhältnis und aus Unterhalts- oder 
Rentenanſprüchen öffentlicher oder privater Art. Der Ver⸗ 
brauch oder die Verwertung des Vermögens darf jedoch 
nicht verlangt werden. Ebenfalls außer Anſatz bei Be- 
ſtimmung der Unterſtützung bleiben eine Reihe von Renten, 
Zuwendungen und Beihilfen anderer Stellen, wie ſie in 
8 15 Fll⸗Vorſchriften im einzelnen aufgeführt find. 

Dazu gehören freiwillige Zuwendungen des Arbeitgebers 
für die Zeit der Einberufung, die Frontzulage, die Be⸗ 
ſchädigtenrente nach dem Reichsverſorgungsgeſetz, beſtimmte 
Ehrenſolde, Familienwochenhilfe gemäß der RBO, Zuwen⸗ 
dungen der freien Wohlfahrtspflege (RSV, WHW) u. ä. 

Neben der Verpflichtung, in dem erwähnten Umfang 
feine eigenen Mittel vor Inanſpruchnahme der FU ein- 
zuſetzen, ift dem Fu-Berechtigten noch eine andere Ber- 
pflichtung auferlegt. Dieſe zeigt, daß es im grundſätz⸗ 
lichen doch ein erheblicher Unterſchied iſt, ob „Unterhalt“ 
unmittelbar vom Unterhaltspflichtigen oder mittelbar als 
ſtaatliche Unterſtützung gewährt wird: Jeder Unterſtützungs⸗ 
berechtigte muß ſeine Arbeitskraft zur Beſchaffung 
des notwendigen Lebensbedarfs für ſich einſetzen — eine 
Vorſchrift, die, dem Fürſorgerecht entnommen und dort 
ſelbſtverſtändlich, in dem Vorſtellungsbereich zivilunter⸗ 
haltsrechtlichen Denkens etwas befremden würde; wenig⸗ 
ſtens würde mangelnder Arbeitswille des Unterhalts- 
berechtigten wohl allenfalls zur Herabſetzung auf den not⸗ 
dürftigen Unterhalt führen können. 

Ob dem Unterſtützungsberechtigten eine Arbeit billiger⸗ 
weiſe zugemutet werden kann, ſoll nach Lebensalter, Ge⸗ 
ſundheitszuſtand, häuslichen Verhältniſſen und, ſoweit an⸗ 
gängig, auch nach der beruflichen Ausbildung beurteilt 
werden. 

Frauen darf Erwerbsarbeit nicht zugemutet werden, 
wenn dadurch die geordnete Erziehung ihrer Kinder ge⸗ 
fährdet würde; auch ſonſt ſind bei Frauen die Pflichten 
beſonders zu berückſichtigen, die ihnen die Führung eines 
Haushalts oder die Pflege von Angehörigen auferlegt. 

Der Reichsarbeitsminiſter hat in einem Schreiben vom 
10. 6. 1937:2) erklärt, die Arbeitsämter hätten die Ber- 
pflichtung, der Prüfung des Arbeitswillens bei Empfängern 
von FU mit derſelben Sorgfalt nachzukommen wie bei Emp⸗ 
fängern von Arbeitsloſenunterſtützung; bei unberechtigter 
Arbeitsverweigerung folle Anzeige an die Fu⸗Behörde er- 
folgen, damit dieſe gegebenenfalls die FU kürze oder 
ſperre. Durch dieſe Vorſchrift des $ 13 Fu-Vorſchriften ſoll 
aljo erreicht werden, daß die FUBerechtigten — natürlich 
nur dann, wenn ſie dazu befähigt ſind — durch eigene 
Arbeit die Unterſtützung ganz oder zum Teil überflüſſig 
machen oder bei Arbeitsſcheu ſich ſo behandeln laſſen müſſen, 
als deckten fie durch Arbeit ihren notwendigen Lebens: 
bedarf ganz oder zum Teil. 

Schließlich bringt das Familienumterſtützungsrecht 
eine weitere Verpflichtung des Fll.⸗Berechtigten, die am 
ſtärkſten vom bürgerlichen Unterhaltsrecht abweicht und 
auf dieſes Rückwirkungen auszulöſen geeignet iſt. Es 
ift dies die Pflicht des FU -Beredtigten, fih bei der 


12) Abgedruckt in dem erwähnten Kommentar zum FU- 
Recht S. 154. 


Bemeſſung der Unterſtützung die Einkommensbeträge 
auch ſolcher mit ihm in einer Haushaltsgemein⸗ 
ſchaft zuſammenlebenden Familienan⸗ 
gehörigen anrechnen zu laſſen, die ihm 
gegenüber nicht unterhaltspflichtig ſind. 
Mit anderen Worten: Es wird feſtgeſtellt, ob die eine 
Haushaltsgemeinſchaft bildende Familie als Wirt⸗ 
ſchaftseinheit die Beſchaffung des notwendigen Lebens⸗ 
bedarfs aller ihrer (zuſammenlebenden) Glieder ge⸗ 
währleiſten kann, gleichgültig, ob eine rechtliche Pflicht 
zur gegenſeitigen Unterhaltsleiſtung beſteht oder nicht. 
§ 12 SU -Borfchriften ſpricht dies aus und führt da- 
mit den Begriff der Familiennotgemein⸗ 
ſchaft in das Keichsrecht ein. Die Beſtimmung hat 
folgenden Wortlaut: 

(1) Sit ein Unterſtützungsberechtigter Mitglied einer 
Familiengemeinſchaft (Haushaltsgemeinſchaft), ſo ſollen die 
übrigen Mitglieder ihre Mittel und Kräfte im Rahmen 
des ihnen Zumutbaren zur Deckung ſeines notwendigen 
Lebensbedarfs zur Verfügung ſtellen, auch ſoweit ſie nach 
den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts nicht verpflichtet 
find, ihm Unterhalt zu gewähren. Der jo gewährte Unter- 
halt iſt bei Bemeſſung der Unterſtützung zu berückſichtigen. 

(2) Zur Familiengemeinſchaft (Haushaltsgemeinſchaft) im 
Sinne des Abſatzes 1 gehören Ehegatten, Verwandte, Ver⸗ 
ſchwägerte und Perſonen, die dem Unterſtützungsberech⸗ 
tigten gegenüber eine ſittliche Pflicht zur Unterhalts⸗ 
gewährung haben"), 

Beſonders ſei hierzu vermerkt, daß eine Ueber⸗ 
ſpannung der Inanſpruchnahme der Familiengenoſſen 
durch zwei Sicherungsklauſeln vermieden werden ſoll: 
Einmal handelt es ſich um eine Soll vorſchrift; 
zweitens ſollen die Familienglieder ihre Mittel und 
Kräfte nur im Rahmen des ihnen Zumutbaren 
zur Verfügung ſtellen. Beide Klauſeln geben der Unter⸗ 
ſtützungsbehörde die Möglichkeit elaſtiſcher Handhabung. 
So wird die FU.-Behörde die Mittel der anderen zur 
Haushaltsgemeinſchaft gehörenden Familienglieder 
nicht ſo rückſichtslos anrechnen, daß dadurch die Ge⸗ 
meinſchaft geſprengt und der zu ſtark herangezsgene 
Bruder, Schwager oder die Stiefſchweſter oder Schwä⸗ 
gerin oder der durch jene Heranziehung in der Unter⸗ 
ſtützung nun zu kurz gekommene Berechtigte ſelbſt aus⸗ 
ziehen und dadurch die FU.-Behörde möglicherweiſe zu 
höherer Leiſtung an den jetzt allein Wohnenden zwingen 
würde. Daß letzteres nach vorgenommenen Erhebungen 
bisher nur ſelten beobachtet worden iſt, beweiſt einerſeits 
die Tragfähigkeit der Geſetzesvorſchrift, zum anderen die 
Vernunft der Verwaltungspraxis und das ſtarke Ge⸗ 
fühl in der Bevölkerung für den Umfang der „ſitt⸗ 
lichen Pflicht zur Unterhaltsgewährung“ auch über 
den Rahmen einer rechtlichen Verpflichtung 
hinaus. 


Die Betrachtung mündet wieder in die Erkenntnis 
ein, die bei der Feſtſtellung des Kreiſes der Unter⸗ 
ſtützungsberechtigten und der Geſichtspunkte für die 
Zuerkennung der „Ernährereigenſchaft“entwickelt war: 


13) Eine erſchöpfende Behandlung des Problems der 
Familiennotgemeinſchaft kann an dieſer Stelle nicht gegeben 
werden. Es ſei daher auf dahingehende ſehr ausführliche 
Unterſuchungen des Deutſchen Vereins für öffentliche und 
private Fürſorge verwieſen, vor allem auf den Aufſatz 
„Fragen der Unterhaltsreform, insbeſondere Verwirklichung 
der Familiennotgemeinſchaft“ im Nachrichtendienſt des 
Deutſchen Vereins vom Januar 1938, Seite 2 ff., und die 
Vorträge auf der Jahrestagung des Deutſchen Vereins 
in Würzburg 1938 von Dr. Dr. Hiller und Amtsgerichts⸗ 
rat Reß über die Probleme der Familiennotgemeinſchaft, 
geſammelt erſchienen in dem Buch „Neue familiene und 
arbeitspolitiſche Aufgaben der deutſchen Wohlfahrtspflege“, 
Leipzig, Lühe & Co., 1938. 
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Die Familienunterſtützung fol den Lebensſtandard der 
Familie während des Wehrdienſtes des Ernährers 
in etwa erhalten helfen. Der Perſonenkreis der 
Berechtigten iſt — in Erweiterung der Unterhalts⸗ 
berechtigten nach BGB. — auf die in der Haushalts» 
gemeinſchaft tatſächlich Zuſammenlebenden und fo- 
zuſagen „zuſammen Ernährten“ abgeſtellt. Dieſer Er⸗ 
weiterung des Berechtigtenkreiſes entſpricht die gleich 
weit reichende Vergrößerung des Kreiſes der „ſttlich 
Unterhaltspflichtigen“. Als Kriterium für die Be- 
grenzung dieſes Kreiſes bezeichnet das Geſetz das Zi 
ſammenleben in der Haushaltsgemeinſchaft. Es iſt 
aber doch mehr gemeint, wie ſich bei Heranziehung des 
zweiten Abſatzes des § 12 Fll.⸗Vorſchriften und der 
gebräuchlichen Kennzeichnung in der Praxis erweiſt: 
Es iſt die Notgemeinſchaft der Familie im weiteren 


Prof. 6roßmann⸗Doerth, Freiburg: 


Sinne, die Gemeinſchaft der durch ein Band ſittlicher 
Pflicht zuſammengehaltenen Sippe, deren potentielle 
ſittliche Unterhaltspflicht ſich ſo weit aktualiſiert, als die 
ihr Angehörenden in einer Haushaltsgemeinſchaft zu⸗ 
ſammenleben. Daß dieſe Pflicht gegen den einzelnen 
Familienangehörigen nicht im Rechtswege durchgeſetzt 
werden kann, die Nichterfüllung ſich vielmehr entweder 
in dem dann ja unvermeidlichen Eintreten der Unter⸗ 
ſtützungsbehörde oder in einer Benachteiligung des 
Fll.⸗Berechtigten auswirken kann, ändert an dem 
Grundſatz und dem praktiſchen Regelwert nichts. 

Das Familienunterſtützungsrecht zeigt ſomit eine 
Art öffentlichen Unterhaltsrechts, das 
in grundſätzlich anderer Richtung verläuft als das 
bürgerliche Unterhaltsrecht, vielleicht aber für deſſen 
Reform wichtige Fingerzeige gibt. 


Kampf um die Einmann-Gefellfchaft, ein Nachwort 


Ungefähr gleichzeitig mit meinem Aufſatz „Kampf um die 
Einmann-Geſellſchaft mb“ im Heft 1/2 dieſer Zeitſchrift ) 
hat ſich im Januarheft der „Sozialen Praxis“ (Sp. 1 ff.) 
der für die Reform des Geſellſchaftsrechts zuſtändige 
Staatsſekretär Schlegelberger über die Linien ge⸗ 
äußert, welche für die Reform von GmbH und Kommandit⸗ 
geſellſchaft beſtimmend ſein werden. Aus dem Inhalt dieſes 
hochbedeutſamen Aufſatzes feien hier drei Punkte hervor- 
gehoben: 

1. Für große GmbH wird die Veröffentlichung des 
Jahresabſchluſſes und die Einreichung eines Geſchäfts⸗ 
berichts zum Handelsregiſter grundſätzlich zur Pflicht ge⸗ 
macht werden, und dieſe Bilanzpublizität wird durch eine 
Pflicht zur Prüfung des Abſchluſſes durch Wirtſchafts⸗ 
prüfer „ihren vollen Wert“ erhalten (Sp. 6 f). 

2. Die beiden anderen Punkte find von faſt noch größerer 
Bedeutung, inſofern hier Schlegelberger in ſehr ber 
tonter Weiſe zu dem Problem der Haftungsbeſchränkung 
Stellung nimmt und vor allem aus dieſer Stellungnahme 
zwei praktiſch außerordentlich ſchwerwiegende Folgerungen. 
ziehen will: 

Wenn ein Kommanditiſt die Geſchäfte führt, ſo 
wird den Geſellſchaftsgläubigern unter „beſtimmten“ (nicht 
näher bezeichneten) Vorausſetzungen die Möglichkeit er- 
öffnet werden, bei Zahlungsunfähigkeit der Geſellſchaft auf 
das Privatvermögen des geſchäftsführenden Kommanditiſten 
zu greifen. Die praktiſchen Folgerungen einer ſolchen Reform 
ſind in ihrer Bedeutung kaum zu überſchätzen! Hierüber 
ift angeſichts der heutigen Diskuſſion um weitverbreitete 
Mißſtände, namentlich bei jüngſt aus Kapitalgeſellſchaften 
entſtandenen Kommanditgeſellſchaften, kein weiteres Wort 
der Begründung notwendig. Je nachdem wie die Voraus- 
ſetzungen der unbeſchränkten Haftung des geſchäftsführenden 
Kommanditiſten geſtaltet werden, wird durch dieſe Reform 
für ſehr viele neugebildete Kommanditgeſellſchaften Anlaß 
geſchaffen werden, ernſthaft an die Zurückverwandlung in 
GmbH zu denken. 

3. Der Punkt, um deſſentwillen dieſer Nachtrag eigentlich 
notwendig geworden ift, betrifft die künftige Einmann- 
GmbH: Beim Zuſammenbruch der Gefell- 


1) Im folgenden zitiert als „Aufſatz“. 
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ſchaft ſoll der Alleingeſellſchafter grund⸗ 
ſätzlich unbeſchränkt haften, „ſofern nicht aus⸗ 
nahmsweiſe die beſonderen Verhältniſſe des Falles die Be⸗ 
ſchränkung der Haftung auf das Geſellſchaftsvermögen ge⸗ 
rechtfertigt erſcheinen laſſen.“ Mit dieſer Ankündigung iſt 
der Peſſimismus, den ich im I, Teil meines Aufſatzes zum 
Ausdruck gebracht habe, zum gewichtigen Teil ſehr ſchnell 
widerlegt worden: die Freiheit, durch Gründung von 
E6mbH. juriſtiſche Perſonen zu ſchaffen, wird 
zwar nicht eingeſchränkt werden, dagegen ſoll die Freir 
het, mt Hlfe der E&mbhH. de Haftung zu beſchrän⸗ 
ken, aufgehoben werden: des ſoll künftg zugelaſſen wer⸗ 
den nur für beſonders gelagerte Ausnahmefälle. 


In der Begründung wird man vielleicht zu manchen 
Punkten anderer Anſicht ſein können: 


Zu 2.: Der Gedanke, daß der geſchäftsführende Komman⸗ 
ditiſt unbeſchränkt zu haften habe, ergibt ſich wohl weniger 
aus der „Struktur der Kommanditgeſellſchaft“ und aus 
„wirtſchaftsethiſchen“ Geſichtspunkten als aus bem all- 
gemeinen Gedanken, daß der Kapitaleigner, wenn er zu⸗ 
gleich die Geſchäfte führt, grundſätzlich unbeſchränkt zu 
haften habe. Allerdings würde von ſolcher theoretiſchen 
Grundlage aus ſofort und notwendig auch für die GmbH 
folgen, daß geſchäftsführende Geſellſchafter grundſätzlich un⸗ 
beſchränkt haften ſollten. 

Zu 3.: Schlegelberger begründet die Ablehnung 
der Haftungsbeſchränkung bei Einmann-GmbH da- 
mit, daß Haftungsbeſchränkung grundſätzlich nur dort ger 
rechtfertigt ſei, wo mehrere gemeinſam wirtſchaftend tätig 
ſeien. Zu dieſem Geſichtspunkt verweiſe ich auf meinen 
Aufſatz zu Fußnote 36: er hat in der GmbH ⸗Diskuſſion fo 
gut wir gar keine Rolle geſpielt und iſt wohl auch ſchwer 
haltbar. Uebrigens ift er auch mit der amtlichen Begrün- 
dung des Aktien, und der dort erfolgten ausdrücklichen 
Anerkennung der Einmann⸗AG 2) ſchwer zu vereinbaren. 
Der weitere Gedanke, bei der Einmann-GmbH beſtehe die 
größere Gefahr einer Benachteiligung der Gläubiger durch 
Vermögensverſchiebung, erſcheint mir berechtigt ). 


2) Pgl. Aufſatz zu Fußn. 13. 
3) Vgl. Aufſatz zu Fußn. 48. 


Aus Forfchung und Lehre 


Zur Erbreditsteform” 


Nie beiden angezeigten Werke behandeln ungefähr 
—denſelben Gegenſtand, d. h.: Die „Vorſchläge“ Boeh⸗ 
mers beſchränken ſich ſtreng auf die geſetzliche Erbfolge, 
während die Denkſchrift darüber nicht unerheblich hin⸗ 
ausragt, inſofern ſie einerſeits auch die Probleme des 
Pflichtteils — und damit unvermeidlicherweiſe überhaupt 
des Noterbrechtes — in das Bereich ihrer Erörterung ein- 
bezieht und in einem Anhang ſogar zu den Fragen des 
Erbſchaftsſteuerrechts Stellung nimmt, andererſeits aber in 
ihrer „Einleitung“ („Grundfragen, Zielſetzung und Löſungs⸗ 
möglichkeiten“) den Zuſammenhang mit der Grundauf⸗ 
faſſung des Erbrechtsausſchuſſes vom Erbrecht überhaupt 
herzuſtellen ſucht, der vom Verfaſſer der „Vorſchläge“ 
mehr vorausgeſetzt wird. Sie unterſcheiden ſich aber 
nicht nur ihrem Gegenſtand und Umfang nach, ſondern 
auch nach ihrer Anlage und ihrem Charakter: die Denk⸗ 
ſchrift bietet ſich dem Leſer als eine Begründung, die der 
Ausſchuß als der Perfaſſer eines leider nicht mit veröffent⸗ 
lichten Entwurfes ſeinem als Geſetz gedachten Werke gibt, 
während die „Vorſchläge“ im Vergleich mit dieſem prak⸗ 
tiſchen Charakter eine mehr theoretiſche Eigenart zeigen — 
womit natürlich beide Werke nicht in einen einander aus⸗ 
ſchließenden Gegenſatz geſtellt werden folen. Dieſe Ber- 
wandtſchaft und Unterſchiedenheit zeigt ſich beſonders deut⸗ 
lich in den einleitenden Ausführungen der Denkſchrift und 
der „Vorſchläge“: „Grundfragen, Zielſetzung und Löſungs⸗ 
möglichkeiten“ einerſeits und „Gründe und Grenzen der 
Familienerbfolge“ andererſeits; aber nicht minder in der 
Behandlung des Hauptproblems der geſetzlichen Erbfolge, 
das uns unter dem ſeit dem Erſcheinen unſeres jetzt ver⸗ 
alteten Erbrechts allgemein gebräuchlichen Namen der 
„Parentelenordnung“ entgegentritt (Denkſchrift S. 18—44, 
„Vorſchläge“ S. 19—92). Beide Werke ergänzen ſich ſo, in⸗ 
dem ſie die gemeinſame Aufgabe jedes in ſelbſtändiger und 
eigenartiger Weiſe zu löſen ſuchen, welche Selbſtändigkeit 
aber natürlich nicht ausſchließt, daß fie manches Gemein- 
ſame haben, ſowohl in bezug auf das, was wir an ihnen 
zu loben wie zu tadeln finden. Ein gemeinſamer Vorzug 
iſt vor allem: die peinlichſte Sorgfalt in der Benutzung, 
der Darbietung und Bewertung ihres Materials. Es ent- 
ſpricht nur dem vorgenannten beſonderen Charakter des 
Böhmerſchen Werkes, wenn bei ihm zu dieſem Vorzug ein 
weiterer tritt: die umfaſſendſte Kenntnis und Auswertung 
der rechtsgeſchichtlichen Grundlagen unſeres heutigen Erb- 
rechts und der zur Vergleichung herangezogenen Erbrechts ⸗ 
fofteme anderer Rechtsgebiete. Was die „Vorſchläge“ in 
ihrem „geſetzlichen und rechtsvergleichenden Ueberblick“ zur 
Varentelenordnung bieten”), ift inſofern als eine ganz aus- 
gezeichnete Leiſtung zu bewerten, die zweifellos auch ma 
den Erbrechtsausſchuß lehr- und ertragreich geweſen ift’). 
Im Vergleich mit der Denkſchrift ſcheint es mir ein wei. 
terer Vorzug der „Vorſchläge“ zu ſein, daß ſie ſich einige 
Reſerve auferlegen in bezug auf die Verwendung von ge- 
wiſſen in der Geſtalt von Schlagwörtern auftretenden radi⸗ 
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kalen Auffaſſungen vom Weſen des römiſchen, gemeinrecht⸗ 
lichen und des heute noch bei uns geltenden Erbrechtes, 
die in den erſten ſtürmiſchen Zeiten des Umbruchs eine 
gewiſſe Berechtigung haben mochten, die aber die ruhigere 
Ueberlegung der ſpäteren Jahre längſt berichtigt hat oder 
haben ſollte. Denn wenn die Denkſchrift glaubt, daran feſt⸗ 
halten zu müſſen, daß dieſes Erbrecht nicht nur „indivi⸗ 
dualiſtiſch“ geſtaltet ſei, ſondern daß es geradezu „auf 
Wille und Herrſchaft aufgebaut fei“*) und daher für dieſes 
Recht das Teſtament im Vordergrund ſtehe und ihm gegen- 
über die geſetzliche Erbfolge zurücktrete, als „bloßer Not- 
behelf und Lückenbüßer“, „ergänzende Rechtsnorm“, die an 
Stelle des „Erblaſſers“ als geſetzlicher Durchſchnittswille 
teſtieres), fo daß fie zwar im Geſetz am Anfang der Erb- 
rechtsregelung ſtehe, in Wahrheit aber doch nur „das Ende 
der Erbrechtsordnung ſei“, ſo haben wir das früher freilich 
oft genug gehört, und ich glaube nicht, daß ſich die Meinung 
Boehmers ſehr viel von dieſer Auffaſſung des Erbrechts⸗ 
ausſchuſſes unterſcheidet, wenn ere) dem geſetzlichen Erb⸗ 
recht eine „überindividualiſtiſche, familienſozialiſtiſche“ 
Bedeutung zuerkennt, die er in der „Erhaltung und Fort⸗ 
ſetzung der ſachlichen Grundlagen des Familienlebens“ 
erblicken zu müſſen glaubt, und nicht, „wie es der römiſch⸗ 
gemeinrechtlichen und zum Teil auch der naturrechtlich⸗ 
aufkläreriſchen Betrachtungsweiſe“ erſchien, in der „Ver⸗ 
wirklichung des mutmaßlichen ſubjektiven Willens des 
letzten Vermögensträgers“. Wohl aber glaube ich, daß wir 
Veranlaſſung haben, dieſe Auffaſſung der beiden Verfaſſer 
endlich einmal wirklich nachzuprüfen und uns im Ergebnis 
gegen ſie zu wenden. Sie beruht im letzten Grunde auf 
einem Vorurteil, auf der Vorausſetzung von Weſensver⸗ 
ſchiedenheiten, die ſich bei näherer Ueberlegung als inner⸗ 
halb des Rechtes überhaupt nicht denkbar herausſtellen. 
Das möchte ich mit einigen Worten verſtändlich machen. 
Zunächſt, was das römiſche Recht betrifft, erſcheint es 
mir als eine bloße fable convenue, daß das Teſtament 
ausdrücklich der abſtrakten Willkür des Römers habe dienen 
ſollen („hoc volo, sie iubeo“), der ja auf dem Gebiet des 
ius privatum vor allem als pater familias, Eigentümer 
und Teſtator in unſerer Vorſtellung erſcheint und in dieſen 
ſämtlichen Funktionen nur ſeinen ſubjektiven Willen zu 
betätigen hatte”). Dieſe Vorſtellung beruht aber ihrerſeits 
auf der Vorausſetzung, daß Recht, Sitte und Sittlichkeit 
voneinander begrifflich unterſchiedene Normengebiete des 
privaten Lebens bilden und verliert jeden Schein von 
Berechtigung, ſobald wir uns der Erkenntnis erſchließen, 
daß dieſe drei angeblich ſo verſchiedenen Normengebiete in 
Wahrheit nur eines ſind. Das werde ich an anderer 
Stelle näher ausführen. Das jus der Römer im Gegen- 
ſatz zum mos iſt ja nur das bewußt geſetzte und ausdrück⸗ 
lich geformte Recht, das Geſetz; der mos, Sitte und Gitt- 
lichkeit, ſteht ihm als das urſprüngliche, unmittelbar ge⸗ 
wußte Richtige und Gültige gegenüber, iſt aber als die 
richtige Ordnung des Gemeinlebens Recht ebenſo wie 
jenes. Und ſo erhält, was unter der Vorausſetzung jener 
von der modernen Theorie ohne jede Ueberlegung feſt⸗ 
gehaltenen Gegenſätzlichkeit dem römiſchen Bürger und 
Hausvater de jure erlaubt war, ſeine Schranke durch 
die ſittliche Ueberzeugung, die dem Geſetz erft feine wahre 
Grenze zieht und die damit natürlich auch den Privat⸗ 
willen einſchränkt, der ja keineswegs als abſtrakter Einzel- 
wille rechtsgültig iſt, weil er es nach dem Begriff des 
Rechts gar nicht ſein kann; denn Recht iſt weder der 
allgemeine Wille für ſich allein, noch der beſondere Wille 
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des Rechtsgenoſſen für ſich allein, ſondern nur die Einheit 
von beiden. Und ſo muß ſchon der Wille des Hausvaters 
und Teſtators in ſeiner Beſonderheit Ausdruck 
des allgemeinen Willens ſein, um überhaupt 
rechtlich etwas zu bedeuten, und daher vor allem: er muß 
ſich in den Schranken der allgemeinen Volksüberzeugung, 
die in Rechtsanſchauung und Volksſitte oder Volksſittlichkeit 
zutage tritt, halten, um rechtsgültig fein zu könnens). So 
wird aljo auch da, wo das römiſche Volksgeſetz dem 
Bürger eine ſcheinbar ſouveräne und abſtrakte Willensmacht 
einräumt, ſich dieſe im Einklang mit den nicht formulierten 
ſittlichen Anſchauungen der Volksgemeinſchaft halten 
mifen, um rechtsgültig ſein zu können, um überhaupt 
der Welt des Rechts anzugehören. Das hat natürlich ſeine 
Konſequenzen auch für die Bedeutung des römiſchen Teſta⸗ 
mentes. Soll es überhaupt ein Teſtament⸗Erbrecht geben, 
ſo muß ihm ſchon durch das Geſetz der Vorrang vor dem 
Inteſtaterbrecht eingeräumt werden, weil das Gegenteil 
unmöglich wäre, und ſo wird auch im heutigen und in 
unſerem künftigen Recht die teſtamentariſche der geſetz⸗ 
lichen Erbfolge vorausgehen müſſen, ſo daß die letztere 
immer und notwendig nur dann in Frage kommen kann, 
wenn der Erblaſſer „intestato moritur“. Damit iſt aber 
über die inhaltliche Tragweite ſolcher Verfügung und die 
Funktion der Rechtseinrichtung im Gemeinſchafts⸗ 
leben noch gar nichts geſagt, ſo wenig wir uns einbilden 
dürfen, die römiſche Hausgewalt begriffen zu haben, wenn 
wir wiſſen, daß der Hausvater das Familiengut als 
„fundum suum“ zu vindizieren hatte, da damit offenſicht⸗ 
lich nichts weiter geſagt iſt, als daß er die zuſtändige 
Perſon zur Vertretung des Hauſes in bezug auf Eigen⸗ 
tumsprozeſſe geweſen iſt. So wäre alſo erſt zu unterſuchen, 
ob Eigentum und Teſtierbeſugnis des Römers wirklich auf 
der behaupteten privaten Willkür des Hausvaters beruhen 
oder ob ſich vielleicht in ſeiner ſouveränen Stellung als 
der bloßen Forminhaltlich der Gedanke der Führer- 
ſchaft in der Familiengemeinſchaft ausſpricht, inſofern er 
die Aufgabe hatte, durch Erbeinſetzung und Enterbung das 
Familiengut vor Zertrümmerung und Verkleinerung zu 
bewahren und ihm den geeigneten Verwalter zu geben, 
wie das bei uns durch unſer bäuerliches Erbrecht von 
Volkes wegen beſorgt wird — Dinge, die natürlich mit 
dem Verfall der Familiengemeinſchaft und der bäuerlichen 
Wirtſchaft zugrunde gingen, in deren Folge an die Stelle 
des Haus- und Sippengenoſſen erft das abſtrakte Indi⸗ 
viduum trat. Ich glaube, das betonen zu ſollen, weil es 
mir einmal an der Zeit ſcheint, den auf das römiſche 
Recht gelegten Bannfluch der Minderwertigkeit im Ver⸗ 
gleich mit unſerem deutſchen Recht von ihm zu nehmen, 
und ſodann, weil jene allgemeine Vorſtellung von der 
Verſchiedenheit von Recht und Sitte und von der Ent⸗ 
gegengeſetztheit von Einzel- und Gemeinſchaftswillen enb- 
lich einmal zerſtört werden muß, die mir auf allen Rechts⸗ 
gebieten ihre verhängnisvollen Folgen offenbart hat. Die 
Vorwürfe, die gegen das römiſche Recht und feinen „Geiſt“ 
erhoben worden ſind, mögen für das ſpätere römiſche Recht 
und d. h. für das Recht der byzantiniſchen Ju- 
riſten nicht unberechtigt ſein, laſſen ſich aber mit viel 
mehr Recht gegen das gemeine Recht erheben, ſo wie es 
von dem liberalen und individualiſtiſchen Denken auch der 
deutſchen Wiſſenſchaft des 19. Jahrhunderts aufgefaßt 
worden iſt: es iſt nicht das römiſche Recht als Ausdruck 
des Volksgeiſtes der Römer, ſondern das viel ſpätere Recht 
einer Zeit, in der das Individuum nicht mehr als Glied 
der Familie und der Volksgemeinſchaft be⸗ 
griffen wurde, gegen das ſolche Vorwürfe zu richten 
wären, und das gemeine Recht als Geſtaltwerdung des 
individualiſtiſchen Geiſtes des liberalen Säculums, das 
für die Begriffe der Perſon und der Gemeinſchaft über⸗ 
haupt kein Verſtändnis hat aufbringen können (die Aus⸗ 
führungen Iherings in feinem „Geiſt des römiſchen Rechts“ 
über die Gründe der Rezeption des römiſchen Rechts be⸗ 
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weiſen das mehr als alles andere). Jedenfalls aber iſt, 
nach dem Obengeſagten, das Teſtament auch in der Spät⸗ 
zeit des römiſchen Rechtes nicht beſtimmt geweſen, „der 
Verwirklichung des ſubjektiven Willens des 
letzten Vermögensträgers“ zu dienen, noch weniger aber 
natürlich das geſetzliche Erbrecht, da dieſes einfach Aus⸗ 
druck des objektiven Willens der Volksgemeinſchaft 
war und iſt, wie denn in den römiſchen Quellen die gejeh- 
liche Erbfolge niemals — einerlei ob ſie auf zivilem oder 
prätoriſchem Recht oder auf der ſpäteren Kaiſergeſetzgebung 
beruht — auf den vermutlichen Willen des Erblaſſers zur 
rückgeführt wird!). Aber freilich will mir ſcheinen, als ob 
in der „sanguinis ratio“ der 1. 2. eit. doch ein allgemei⸗ 
neres Prinzip ausgeſprochen wäre, das ſowohl für die 
teſtamentariſche wie auch für die geſetzliche Erbfolge maß⸗ 
gebend ſein ſollte. 

Aber freilich: in einer Beziehung können wir der 
Denkſchrift nur zuſtimmen, nämlich darin, daß trotzdem 
ein Unterſchied beſteht zwiſchen der Rolle, die wir dem 
Teſtament zuweiſen, und der, die ihm im gemeinen Recht 
aufgegeben war. Zwar halte ich es wieder für unbewieſen 
und unerweislich, daß, wie die Denkſchrift behauptet, die 
geſetzliche Erbfolge durch die Aufſtellung eines Normal⸗ 
willens dem Willen eines Durchſchnittserblaſſers dienen 
ſollte (S. 2) und ſo „an ſeiner Stelle teſtiere“. Auch das iſt 
wieder ganz abſtrakt gedacht; es bedeutet die Zerreißung 
des einheitlichen Gemeinſchaftswillens in zwei verſchie⸗ 
dene, miteinander nicht zuſammenhängende Gonderwillen, 
hier des Geſetzgebers, dort des Teſtators, was mit dem 
Begriff des Rechts eben nicht vereinbar iſt. Sie bilden 
eine Einheit, ſowohl beim geſetzlichen Erbrecht, wie beim 
Teſtament, weil das letztere nur gültig iſt, inſofern es in 
dem Willen des Teſtators den Willen der Rechtsgemein⸗ 
ſchaft zur Geltung bringt, und das erſte allerdings eine 
Regelung aufftellt, die auch der Teſtator wollen würde, 
wenn er Veranlaſſung hätte, überhaupt ein Teſtament zu 
errichten. Aber allerdings ſoll nach der Meinung des Erb- 
rechtsausſchuſſes, dem wir uns hier anſchließen können, 
dem Willen des Teſtators und damit dem Teſtament die 
Bedeutung einer Ergänzung und Abänderung 
des Geſetzes zukommen, ſo daß es ſeinen Sinn und 
ſeine Berechtigung darin haben würde, daß durch den die 
beſonderen Verhältniſſe und Umſtände, in denen er lebt, 
beſſer überſehenden Erblaſſer eine Regelung gegeben wird, 
die, ganz im Sinne der Auffaſſung der griechiſchen Philo⸗ 
ſophen vom Weſen des billigen Rechts, dieſem be⸗ 
ſonderen Falle beſſer gerecht wird als die allgemeine geſetz⸗ 
liche Regelung dieſes könnte, ſo daß dadurch dem einzelnen 
Falle wirklich „fein Recht wird“ und das Teſtament trotz 
der Strenge ſeines förmlichen Rechts aus dem ius strictum 
ins ius aequum übergeht — wodurch denn auch der „Vor⸗ 
ſpruch“ der 1. Denkſchrift, den ich früher beanſtandet hatte, 
als durch dieſen Gedanken veranlaßte „Richtlinie“ Sinn 
und Berechtigung erhalten würde. Nur bleibt dabei die 
Frage: Hätte das nicht gerade auch für das Teſtament ſchon 
des älteſten römiſchen Rechtes zu gelten? — Und ſo wird 
es alſo doch beim Vorrang des Teſtamentes ſein Bewenden 
haben müſſen. 

Daß auf der anderen Seite die geſetzliche Erbfolge bei⸗ 
behalten werden ſoll, iſt für uns ebenſowenig fraglich wie 
für die Verfaſſer; denn daß die Perſon beerbt werden 
foll, ift nichts weiter als eine Folge der Anerkennung ihrer 
Perſönlichkeit, die ja zu den Grundlagen unſerer neuen 
Staats- und Rechtsordnung gehört. „Non omnis moriar“ 
Nun darf dieſe Perſönlichkeit nicht individualiſtiſch ver- 
ſtanden werden: der Erblaſſer iſt Perſönlichkeit als Ein⸗ 
heit ſeiner Beſonderheit und ſeiner Allgemeinheit, d. h. 
eben als Glied der völkiſchen Gemeinſchaft, aus der heraus 
und in die hinein der Menſch geboren iſt. Und ſo hat das 
Erbrecht notwendig und ſelbſtverſtändlich „eine überindi⸗ 
vidualiſtiſche Bedeutung“, wenn ſich dieſe heutzutage auch 
abgeſchwächt hat auf die „Erhaltung und Fortſetzung der 
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ſachlichen Grundlagen des Familienlebens und damit 
eines der wertvollſten Stücke des deutſchen Volksgeiſtes““). 
Aber es iſt zu behaupten, daß das nicht nur die Grund 
lage des deutſchen, ſondern ebenſo des römiſchen und über⸗ 
haupt jedes Erbrechtes iſt und daß, wenn im formalen 
Recht die geſetzliche Ordnung hinter das Teſtament zurück 
tritt, das mit der Beſonderheit der geſchichtlichen Ideologie 
gar nicht zuſammenhängt. Und am allerwenigſten im 
älteſten römiſchen Recht, nach dem der Teſtator ſeinen 
letzten Willen, Erbeinſetzung und Enterbung, vor ver: 
ſammelter Volksgemeinde und, wie heute ziemlich einhellig 
angenommen wird, mitihrer Zuſtimmung, erklärte 
und die Nachfolge in jene „ſachlichen Grundlagen des 
Familienlebens“ — und in mehr als das, in die sacra 
familiae, die den eigentlichen Kern der Erbfolge ausmachten, 
in die Zenſusklaſſe und damit in die geſamte öffentlich⸗ 
rechtliche und ſoziale Stellung, die die Familie bisher ein⸗ 
genommen hatte, nach ſeinem rechtlichen und d. h. ſachlichen 
und pflichtgemäßen Ermeſſen und alſo in Uebereinſtimmung 
ſeines individuellen Willens mit dem der Volksgemeinſchaft 
ordnete. Und das iſt die Vorausſetzung ſeiner Gültigkeit 
und überhaupt aller Rechtsgültigkeit; denn „Recht iſt die 
Einheit des allgemeinen und des beſonderen Willens“. 
Natürlich ſind aber verſchiedene Wege denkbar, auf denen 
der natürliche und ſelbſtverſtändliche Gedanke, daß das 
Familiengut, das ſchon „vivo patre“ als ſolches auf 
gefaßt wurde, mit oder ohne Teſtament der Familie 
hinterlaſſen werden ſollte, durchgeführt werden konnte. 
Wenn das römiſche Zivilrecht in erſter Linie die Haus- 
finder, in zweiter die Agnaten, in letzter die Gentilen zur 
Erbfolge beruft, fo ift dieſe Anordnung vielleicht primitiv, 
aber nicht ſinnwidrig; denn auch bei ihr kommt es ent- 
ſcheidend auf die Nähe der Blutsverwandtſchaft und auf 
die beim Tod des Hausvaters noch beſtehende oder, wenn 
das nicht, auf die früher vorhanden geweſene Hausgemein- 
ſchaft an. Und wenn das ſpätere Recht an die Stelle der 
agnatiſchen Familiengemeinſchaft die Blutsverwandtſchaft 
geſetzt hat, ſo kommt darin, wie mir ſcheint, der Gedanke 
der Familie als einer Lebenseinheit noch deutlicher zum 
Ausdruck. Und ſo bleibt nur die Frage, ob in dem reinen 
Gradualſyſtem, das in beiden Verordnungen durchgeführt 
iſt, der Gedanke, daß bei einer Mehrheit von Verwandten 
die größere Nähe zum Erblaſſer entſcheiden müſſe — deſſen 
Sinn auch erft zu ermitteln wäre! —, wirklich ſoviel 
ſchlechter begriffen war als beim Lineal⸗Gradualſyſtem, 
das ja nicht einmal als das Syſtem des deutſchen Rechts 
und damit als Geſtalt gewordenes deutſches Rechts⸗ 
bewußtſein erwieſen iſt. 

Nun iſt es ja richtig: die reine Gradualordnung iſt 
mechaniſch, abſtrakt, arithmetiſch; fie beſtimmt die Beru- 
fung zur Erbſchaft ausſchließlich nach dem Blutzuſammen⸗ 
hang zwiſchen dem Individuum „Erblaſſer“ und dem Indi⸗ 
viduum „Erbe“; etwas roh ausgedrückt nach der Dicke des 
Blutes, das in den Adern der beiden Individuen fließt. 
Das Parentelenſyſtem denkt verbandhaft: in 
Familienzuſammenhängen und damit auch in 
Familien Vermögenszufammenhängen: 
maßgebend für die Erbberechtigung iſt, in welcher Nähe 
die verſchiedenen Individuen zu dem gemeinſamen 
Familien vermögen ſtehen, wobei unterſtellt zu 
werden ſcheint, daß die Vermögen der verſchiedenen, im 
Laufe der Familiengeſchichte ausgebildeten ſelbſtändigen 
Familien im weſentlichen aus urſprünglichem Vermögen 
der urſprünglich einheitlichen Familie hervorgegangen ſind. 
Und ſo erſt iſt es der Gemeinſchaftsgedanke, der als die 
Grundlage des Verwandtenerbrechts begriffen werden kann 
und der der Parentelenordnung erft den begründe 
ten Vorrang vor der Gradualordnung gibt. Ich glaube 
wenigſtens, daß damit das Weſen der Parentelen- im 
Unterſchied von der Gradualordnung richtiger bezeichnet 
iſt und uns einen beſſeren Maßſtab für die Entſcheidung 
der Frage gibt als Boehmers Hinweis auf „die geſchicht⸗ 
liche Natur des Menſchen“, „ſeine ſoziale Gebundenheit 
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in der Zeit“, „den geiſtigen und ſittlichen Zuſammenhang, 
der zwiſchen nacheinander Lebenden eines Blutes, zwiſchen 
den aufeinanderfolgenden Geſchlechtern beſteht“, als „eine 
der wirkſamſten ſozialen, das iſt gegenegoiſtiſchen Trieb- 
kräfte“, „von ungeheurer Bedeutung für die Geſittung 
überhaupt und für die ſittliche Erziehung des Einzelnen“, 
die es ermöglichen ſoll, „daß die heute Lebenden bewußt 
an die Kulturarbeit der vorangegangenen Geſchlechter an⸗ 
knüpfen und auf die Weiterarbeit der kommenden Ge⸗ 
ſchlechter rechnen dürfen“. Aber doch wird man auch bei 
unſerer Betrachtung der Sache nicht umhin können zu 
fragen, wenn wir uns fo, auf unfere Weiſe, in die dem 
deutſchen Familienerbrecht zugrunde liegende Idee ein⸗ 
gefühlt haben, auf welche Art von Vermögen derartige 
Gedanken heute noch zutreffen können. Die Parentelen- 
ordnung bedeutet ja nicht mehr und nicht weniger als die 
Eingliederung des Erbrechts in das Familienrecht; 
es iſt nicht mehr der bloße Blutzuſammenhang, 
der von ſolchen Begründungen wie der Boehmerſchen allein 
und inſofern doch „abſtrakt“ ins Auge gefaßt wird, ſondern 
die gemeinſame Zugehörigkeit der nach⸗ und miteinander 
lebenden Generationen zur Familie, die den Ausſchlag 
gibt für den Vermögenserwerb des Erblaſſers, auf 
den ſich ja heute das Erbrecht beſchränkt. Das hat ſeinen 
guten Sinn für Verhältniſſe, bei denen wir noch heute von 
einem „Familiengut“ ſprechen können, alſo hauptſächlich 
für bäuerliche und überhaupt grundbeſitzende Familien, 
in denen das Bewußtſein des ererbten Gutes noch leben⸗ 
dig ſein kann und natürlich auch mit Beſchränkung auf 
ſolches ererbte und vererbte Gut und auf einen Perſonen⸗ 
kreis, in dem dieſes Bewußtſein als noch lebendig an⸗ 
genommen werden kann; keinen rechten Sinn mehr bei 
ſtädtiſchen, „bürgerlichen“ Familien, bei beweglichem Beſitz 
(wenn wir von Familienurkunden, Familienbildern, Fami- 
lienſchmuck und dergleichen abſehen) und vor allem Geld- 
beſitz, und hat um ſo weniger Sinn, je weiter ſich der Kreis 
der nach Parentelen geordneten Verwandtſchaft ausdehnt. 
— Und da nun der Perſonenkreis, der nach dieſen Ge- 
ſichtspunkten für die Parentelenordnung vor allem in Be⸗ 
tracht kam, durch unſer bäuerliches Erbrecht ſchon aus der 
allgemeinen Erbrechtsordnung herausgenommen iſt, ſo 
verliert das Problem: Parentelenordnung oder Gradual⸗ 
ſyſtem? nicht unerheblich an praktiſcher Bedeutung. Die 
weitgehende Mobiliſierung der Vermögen und die, wie mir 
ſcheint, noch weitergehende Proletariſierung der Bevölke⸗ 
rung ſcheint mir mit Notwendigkeit dazu zu führen, 
ſolche Probleme auch heute noch, obwohl wir nicht mehr 
kapitaliſtiſch denken, vorwiegend vom reinen Geldſtand⸗ 
punkt aus zu betrachten. Damit verliert auch das eine 
Zeitlang lebhaft erörterte Problem der Geſtaltung des 
ſog. Noterbrechts — im weiteſten Sinne, als materielles 
Noterbrecht oder Pflichtteilsrecht — an Bedeutung, in⸗ 
ſofern wir eben immer wieder vor der Frage ſtehen, 
welchen Sinn es heute noch haben kann, den Abkömm⸗ 
lingen und Eltern des Erblaſſers neben einem Anſpruch auf 
einen Teilbetrag des Vermögens noch ein wirkliches Erb- 
recht zuzuerkennen !). — Es liegt aber natürlich durch⸗ 
aus im Rahmen der hier angedeuteten Gedankengänge, 
wenn die Denkſchrift ebenſo wie die Boehmerſchen „Vor⸗ 
ſchläge“ den Kreis der Erbberechtigten auf die drei erſten 
Ordnungen beſchränken und bei ihrem Ausfall nicht etwa 
einem beliebigen Dritten den Zugriff auf den Nachlaß ge⸗ 
ſtatten, ſondern die Volksgemeinſchaft, in der und als 
deren Mitglied der Erblaſſer gelebt hat, und d. h. eben 
das „Reich“, nicht etwa irgendeinen „Bundesſtaat“ oder 
gar den „Fiskus“, als wirklichen Erben berufen. — 

Ich habe dieſe Dinge mit einiger Ausführlichkeit er⸗ 
örtert, weil ſie das Grundſätzliche betreffen; und meine 
Bedenken beſchränken ſich in der Tat auf dieſes Grund⸗ 
ſätzliche. Sehen wir von der Begründung des geſetzlichen 
Erbrechts und der grundſätzlichen Art feiner Geftaltung 
ab, um uns der Geſtaltung ſelbſt im einzelnen zuzuwenden, 


*) Bgl, dazu die Denkſchrift S. 207 ff., insbeſ. ©. 211 
bis 213. 
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fo können wir den Auffaſſungen der beiden Verfaſſer, die 
ſich im ganzen und großen decken, im Grunde nur zu⸗ 
ſtimmen. Das gilt, wie ſchon angedeutet wurde, vor allem 
von den beiderſeitigen Ausführungen über Rechtsgeſchichte 
und Rechtsvergleichung, die von gründlichſter Gelehrtheit 
zeugen und eine eindringende Vorarbeit vorausſetzen. Es 
iſt begreiflich, daß dieſe Darlegungen zunächſt einen „Be⸗ 
griff“ des Parentelenſyſtems zu gewinnen ſuchen, von 
dem aus erſt der Weg zur Rechtsgeſtaltung eingeſchlagen 
werden ſoll. Daß Boehmer — um bei ihm noch etwas 
zu verweilen — dabei nach „Merkmalen“ dieſes Begriffes 
fragt und damit erſehen läßt, daß er ſich dieſen Begriff 
als einen abſtrakten Allgemeinbegriff nach Art der ab⸗ 
ſtrakten Begriffe der klaſſifizierenden Naturwiſſenſchaften 
vorſtellt, kann ihm nicht zum Vorwurf gemacht werden; 
er erweiſt ſich damit nur als ein Sohn ſeiner Zeit und 
vor allem der Rechtswiſſenſchaft ſeiner Zeit, die ſich der 
Rieſenarbeit, die die Philoſophie und Wiſſenſchaftslehre 
des Rechts in den letzten Jahrzehnten geleiſtet hat, um 
die Rechtswiſſenſchaft aus dieſer grundverfehlten Denk⸗ 
weiſe zu befreien und ſie ſich auf ihre Eigenart als eine 
weſentlich hiſtoriſche Wiſſenſchaft beſinnen zu laſſen, in 
keiner Weiſe bewußt iſt. Denn natürlich kann dieſer Be⸗ 
griff auf ſolche Weiſe nicht „begriffen“ werden, weil 
Rechtsbegriffe überhaupt keine Allgemeinbegriffe nach Art 
der naturwiſſenſchaftlichen Pegriffe ſein können, wie er 
denn auch nicht wie dieſe durch Induktion und Abſtrak⸗ 
tion gewonnen werden kann. Die Begriffe der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft ſind vielmehr, wenn ſchon allgemein, ſo doch 
von einer ganz anderen Allgemeinheit: nämlich konkret⸗ 
allgemein, inſofern ſie nicht, wie die abſtrakten All⸗ 
gemeinbegriffe, ihren Inhalt fortſchreitend von ſich ab⸗ 
ſtoßen oder ſich von dieſem Inhalt fortſchreitend „abziehen 
laſſen“, fo daß fie, je weiter fie in bezug auf ihren Um- 
fang werden, deſto ärmer in bezug auf ihren Inhalt, 
ſondern im Gegenteil: dieſen Inhalt in ſich behalten und 
erhalten und von ihm gar nicht abſehen können, wenn 
ſie ihn überhaupt „begreifen“ wollen. So iſt bei dieſer 
Art von Begriffsbildung, die wir als der geiſtigen 
Welt eigentümlich auffaſſen müſſen, der Blick nicht auf 
die Gewinnung dieſer oder jener Gattungs- oder Art- 
merkmale gerichtet, ſondern auf den zu begreifenden 
Inhalt in ſeiner Totalität; und das gilt vor allem von 
den Rechts begriffen, die überhaupt nicht Gattungs⸗ 
begriffe find, ſondern Rechtsinhalts begriffe, In be⸗ 
griffe von Rechtsinhalten, die durch irgendein 
Gattungsmerkmal überhaupt nicht charakteriſiert und be⸗ 
griffen werden können. Der Begriff des Eigentums z. B. 
iſt der Inbegriff, die Geſamtheit, aller von dieſem 
Rahmen einbegriffenen Rechtsſätze und nicht irgendein 
von dieſem Inbegriff abgezogenes Merkmal. Hätte das 
die Rechtswiſſenſchaft des 19. Jahrhunderts begriffen, der 
ganze Kampf gegen die ſog. Begriffsjurisprudenz wäre 
gegenſtandslos geweſen. — Und ſo kann es ſich auch in 
bezug auf das Problem der „Parentelenordnung“ nicht 
eigentlich um die Feſtſtellung dieſer oder jener Merkmale 
dieſes Begriffes handeln — hier ſcheint eine bemerkens⸗ 
werte Verſchiedenheit in der Auffaſſung der Denkſchrift und 
der „Vorſchläge“ zu beſtehen, inſofern die erſtere ſich mit 
einem Merkmal glaubt begnügen zu können, während 
die Vorſchläge deren zwei behaupten, worauf ich weiter 
unten zurückkommen werde —, ſondern um den den Be⸗ 
griff des Rechts überhaupt in ſich enthaltenden und auf 
dieſem beſonderen Gebiet in beſonderer Weiſe geſtalten⸗ 
den konkreten Begriff, als eine geſchichtlich bedingte Ge⸗ 
ſtalt jenes Begriffes, oder, einfacher ausgedrückt, um den 
„Grundgedanken“ der Parentelenordnung überhaupt und 
damit auch der Parentel, der in dieſem oder jenem Rechte 
dieſe oder jene nähere Geſtalt gewonnen hat. Ihn gälte 
es in den Geſtalten der verſchiedenen geſchichtlich geworde⸗ 
nen und uns bekannten Rechtsordnungen mit möglichſter 
Schärfe zu erfaſſen, wobei es ſich möglicherweiſe zeigen 
würde, daß der Unterſchied zwiſchen der Auffaſſung der 
Denkſchrift und der Vorſchläge ſich aufhebt. Unbewußt 
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haben zweifellos ſowohl der Verfaſſer der Denkſchrift wie 
der der Vorſchläge nach ihm geſucht, wie ich ihn im 
Auge gehabt habe, wenn ich oben zu den einleitenden 
Ausführungen der beiden Werke Stellung genommen habe: 
die Erbſchaft ſoll denen gehören, denen das Vermögen 
gehören würde, wenn ſie mit dem Erblaſſer in Familien⸗ 
gemeinſchaft leben würden, d. h., wenn diefe Gemein- 
ſchaft nicht im Verlauf der Zeit aufgelöſt worden wäre — 
um dem gemeinten Sachverhalt einen möglichſt einfachen 
und verſtändlichen, wenn auch vielleicht nicht ganz ge⸗ 
nügenden Ausdruck zu geben. Es iſt nur eine Konſequenz 
dieſes Grundgedankens, wenn nach den „Vorſchlägen“, die 
inſofern mit der Denkſchrift übereinſtimmen, „das ein⸗ 
zelne Familienglied nicht als Individuum behandelt wird, 
beffen erbrechtliche Verwandtſchaftsnähe fih einfach nach 
ſeinem perſönlichen familienrechtlichen Gradverhältnis be⸗ 
ſtimmte, vielmehr ſeine erbrechtliche Stellung auf ſeiner 
Zugehörigkeit zu dem Kollektivverband eines „Hauſes“, 
d. h. der durch einen gemeinſamen Stammvater zuſammen⸗ 
gefaßten Perſonenmehrheit aufgebaut wird!?) und „erft 
innerhalb jedes Stammes die perſönliche Gradesnähe des 
einzelnen Bedeutung erhält!?)*, eine ſcheinbare Abweichung, 
die bei näherem Zuſehen doch auch wieder nur aus dem 
Grundgedanken des Parentelenſyſtems folgt, worauf aber 
hier nicht näher eingegangen werden kann. Iſt aber auf 
ſolche Weiſe das Parentelenſyſtem „begriffen“, dann iſt 
natürlich damit zugleich die Grundlage gewonnen für das 
legislative Problem, ob es der neuen Ordnung, unver⸗ 
ändert oder verändert, zugrunde gelegt werden kann. Und 
da ſcheint es ſo, als ob die bejahende Meinung einen 
nicht unerheblichen Stoß erlitte durch die m. E. über- 
zeugende Feſtſtellung in den Vorſchlägen — mit denen 
die Denkſchrift übereinſtimmt —, daß die Parentelen- 
ordnung keineswegs beanſpruchen kann, als die ſpezi⸗ 
fiſchdeutſch⸗ rechtliche Geſtaltung der Verwandten⸗ 
erbfolge zu gelten), fo daß fid das Problem dahin bee 
ſchränken würde, ob ſie „mit den heutigen Aufgaben der 
Familienerbfolge vereinbar iſt oder vielleicht als un⸗ 
zweckmäßig oder unbillig empfunden wird“. Aber mir 
will ſcheinen, als ob die ſo formulierte Frage die ein⸗ 
zige wäre, die vom legislativen politiſchen Geſichtspunkt 
aus überhaupt geſtellt werden kann, und zwar trotz meiner 
Ueberzeugung von der geſchichtlichen Natur und natio⸗ 
nalen Geſtaltung alles Rechts. Auch die Aufgaben 
einer geſetzlichen Regelung haben eine geſchichtliche Natur, 
ſind einer geſchichtlichen Entwickelung und dem Wandel 
unterworfen, nicht nur die Geſtalten der geſetzlichen 
Regelung, und fo verſteht es fih von ſelbſt, daß eine be⸗ 
ſtimmt geſtaltete erbrechtliche Ordnung in der Vergangen⸗ 
heit einer beſtimmten Aufſaſſung vom Weſen des Fami⸗ 
lienzuſammenhangs und beſtimmten ſittlichen und wirt- 
ſchaftlichen Verhältniſſen entſprochen haben muß, die die 
Forſchung herausgearbeitet hat oder noch herausarbeiten 
müßte, und daß eine neue Zeit mit ihren neuen Verhält- 
niſſen auch eine Neugeſtaltung der familien- und erb- 
rechtlichen Regelung im Gefolge haben muß. Die Tat- 
ſache für ſich allein, daß eine beſtimmte Geſtaltung der 
Verwandtenerbfolge dem „germaniſchen Volksgeiſt“ ent- 
ſpricht, kann niemals die Bedeutung haben, die geſetz⸗ 
geberiſche Regelung zu beſtimmen; denn dieſe Mei- 
nung hieße das Recht zur Verſteinerung zu verurteilen, 
während es doch als Form des Gemeinſchafts⸗ 
lebens ſelbſt ein weſentliches Stück dieſes Lebens 
ift. Es kann alfo auch nicht genügen, daß die Parentelen- 
ordnung einmal von dem deutſchen Rechtsbewußtſein 
als ſachlich richtige Erbrechtsordnung aufgefaßt worden 
iſt, ja es würde nicht einmal genügen, daß ſie ſich allein 
in den germaniſchen Rechten fände, was nach den iber- 
zeugenden Darlegungen Boehmers nicht der Fall iſt, ſo 


12) Vorſchlüge S. 24. 

17) Ebenda, das zweite „Merkmal“, durch das ſich die 
„Vorſchläge“ von der Denkſchrift unterſcheiden. 

u) „Vorſchläge“ S. 19 ff., Denkſchrift S. 22. 


wenig es ihrer Beibehaltung nachteilig fein kann, daß fie 
ſich auch in anderen Rechten, ſogar in höchſt raſſefremden 
Rechten, findet, ſondern es kann ausſchließlich darauf an= 
kommen, ob ſie, objektiv, mit dem Grundgedanken des 
Rechts überhaupt und des Erbrechts im beſonderen, und 
d. h. zugleich ſubjektiv mit unſerer, der gegenwärtig leben⸗ 
den Menſchen deutſchen Geblütes und deutſchen Geiſtes, 
Auffaſſung dieſes Grundgedankens im Einklang ſteht, und 
beſſer im Einklang ſteht als etwa das Gradualſyſtem, um 
uns zu ihrer Beibehaltung und Fortbildung zu be⸗ 
ſtimmen. — 

Dieſe Auffaſſung würde nur dadurch erſchüttert werden 
können, daß gezeigt würde, daß unter dem Einfluß 
des eindringenden fremden Rechts das Parentelenſyſtem 
dem deutſchen Rechtsbewußtſein wirklich entfremdet 
worden iſt. Das aber ſcheint mir ein ganz unmögliches 
Beginnen. Dieſes Syſtem iſt die erbrechtliche Erſcheinung 
des Gemeinſchaftsgedankens; das deutſche Recht 
zeigt fih in der vergleichenden Rechtsgeſchichte als Gemein⸗ 
ſchaftsrecht im eigentlichen Sinn, als der Ausdruck des 
unmittelbaren Bewußtſeins oder der Anſchauung des 
deutſchen Volkes von ſeinem Recht als der notwendigen 
Form feines Gemeinſchaftslebens. Und dieſe unmittel⸗ 
bare, unreflektierte „Rechtsanſchauung“ kann natürlich be⸗ 
griffen werden nur als organiſches Glied im Ganzen ſeiner 
Lebensgeſtaltung, welches Ganze wir meinen, wenn wir 
von unſerer „Weltanſchauung“ ſprechen: es iſt die Ge⸗ 
ſtaltung, die es als richtig, als ſeiner Art entſprechend, 
und damit eben als „Recht“, als „fein Recht“, unmittel- 
bar weiß und begreift. Eine ſolche unmittelbare Gewiß⸗ 
heit aber kann unter dem Einfluß geiſtiger Mächte wohl 
erſchüttert, aber nicht zerſtört werden; ſie iſt in der geiſtigen 
Eigenart des Volkes begründet und lebt mit Notwendig- 
keit wieder auf, ſobald das Volk ſich ſeiner Eigenart 
wieder bewußt wird. Und das ift ja der ganze Sinn un- 
ſerer Rechts reform, die als erneute Selbſtbewußtwer⸗ 
dung, als Wiederbeſinnung des deutſchen Volkes auf ſeinen 
deutſchen Geiſt, begriffen werden muß. So kann kein 
Zweifel ſein, daß wir der Parentelenordnung vor dem 
römiſchen Gradualſyſtem den Vorzug geben müſſen, weil 
es auf dem Gebiet des Erbrechtes den Gemeinſchafts⸗ 
gedanken realiſiert, und zwar eben in der Weiſe, wie 
er von dem deutſchen Volksgeiſt begriffen worden iſt, was 
ſich vor allem in der großartigen Konſequenz auswirkt, 
daß durch dieſen Einfluß des Geſetzgebers zugleich auf 
dieſem beſonderen Gebiet die Einheit des Rechts, 
deſſen Begriff ja die Form des Gemeine 
ſchaftslebensiſt, durchgeführt werden wird, während 
die individualiſtiſche Gradualordnung dieſem Grund- 
gedanken durchaus zuwiderlaufen würde. 

Es ergeben ſich aus dem ſo gewonnenen Standpunkt zu 
beiden Werken aber noch weitere Konſequenzen. Aus dem 
Gemeinſchaftsgedanken folgt dreierlei: einmal die Be- 
ſchränkung der Verwandtenerbfolge auf einen Perſonen⸗ 
kreis, in dem der Gemeinſchaftsgedanke noch nicht bis zur 
Sinnloſigkeit verflüchtigt iſt. Die Denkſchrift wie die 
NVorſchläge Boehmers laffen mit Recht die im Bürgerlichen 
Geſetzbuch anerkannte Berufung ſpäterer Ordnungen fallen 


und beſchränken die Erbfolge auf die dritte Parentel!s). 
Sodann eine erhebliche Verbeſſerung der erbrechtlichen 
Stellung des überlebenden Ehegatten im Vergleich mit dem 
bisherigen Recht. In der Tat: beruht die geſetzliche Erb- 
folge wirklich auf dem Gemeinſchaftsgedanken — der als 
Erkenntnis nicht nur des Blutzuſammenhangs im biolo⸗ 
giſchen Sinn, ſondern als Einheit des geſamten natür- 
lichen, ſittlichen, geiſtigen Lebens der verſchiedenen Perſonen 
zu erfaffen ift — fo muß der überlebende Ehegatte in ganz 
anderem Maße, als nach dem „individualiſtiſchen“ römi⸗ 
ſchen Erbrecht und auch nach dem heute bei uns geltenden 
Erbrecht an der Erbſchaft beteiligt werden: denn wir be⸗ 
greifen die Ehe wieder als Lebensgemeinſchaft im 
höchſten Sinn — in der übrigens auch das genannte biolo- 
giſche Moment ſich als wirkſam erweiſt —, den überleben- 
den Gatten als den dem verſtorbenen nächſten im 
Blute und der Einheit aller Lebensbeziehungen nach und 
können es daher nur billigen, wenn der Ueberlebende nicht, 
wie nach dem BGB., neben den Verwandten der erſten 
und der zweiten Ordnung zur Erbſchaft berufen wird's), 
ſondern geradezu in dieſe Erbfolgeordnung hineingeſtellt 
und als „Erbe der erſten Ordnung“ neben den Abkömm⸗ 
lingen des Erblaſſers bezeichnet wird!), und in der zweiten 
Ordnung als der Erbe, neben dem die Eltern, Ge⸗ 
ſchwiſter und Geſchwiſterkinder erſt an zweiter Stelle ge⸗ 
nannt werden) n). Und ſchließlich folgt aus der Grün⸗ 
dung des geſetzlichen Erbrechts auf den Gemeinſchafts⸗ 
gedanken auch eine andere Stellung des Staates im 
Kreiſe der für die Erbfolge in Frage kommenden Per- 
ſonen: es iſt nicht mehr der Staat als bloßes vermögens- 
rechtliches Subjekt, als ſtets einnahmebedürftiges Weſen, 
als „das gefräßigſte aller Ungeheuer“ (Nietzſche), ſagen wir: 
der Staat als Fiskus, der ſich das Recht vorbehält, 
„erbloſe“ Nachläſſe einfach zu ſchlucken, ſondern der Staat 
als die in Form des Rechts lebende, ſelbſtwußte Volks- 
gemeinſchaft, deren Mitglied der Verſtorbene war, 
der als dieſes Mitglied und durch dieſe Gemeinſchaft, der 
er durch ſeine Familienſtellung angehörte, Rechtsſubjekt, 
Perſon und Vermögensträger war und der daher, ſofern 
keine näheren Bande für ihn in Frage kommen, dem 
Staate als der Volksgemeinſchaft mit ſeiner Erbſchaft nur 
das zurückgibt, was er durch ihren Willen und als ihr 
Gemeinſchaftsglied erworben und beſeſſen hat. Daß dieſer 
Staat aber für uns von heute das Reich ſein muß, als 
die rechtliche Geſtalt der Gemeinſchaft des deutſchen 
Volkes, bedarf wohl keiner weiteren Begründung“). — 

Prof. Julius Binder, Göttingen 


15) Denkſchrift S. 51 ff., 125 ff.; Boehmer Se 
Geſetzentwurf § 6 (S. 149). 

16) § 1931. 

17) Boehmer, Entwurf 88 3 und 4, S. 147 f; vergl. 
dazu die Denkſchrift S. 111 ff., 125 ff. 

18) Vorſchläge S. 148. 

16) Die Einzelheiten der vorgeſchlagenen Regelung können 
aus Gründen der Raumökonomie hier leider nicht gewür⸗ 
digt werden. 

9 n S. 55 ff.; Boehmer, Entwurf S. 152 
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Rechtspolitik in der Praxis 


Die Erörterung der Vorſtrafen des Angeklagten 
in der Hauptverhandlung 


Niemand wird ſich der Erkenntnis entziehen, daß ſchon 
die Tatſache einer Vorſtrafe ihre pſychologiſche Wirkung 
auf den Richter in den allermeiſten Fällen nicht verfehlt. 
Ebenſo wie im täglichen Leben einem Vorbeſtraften mit 
einem gewiſſen Mißtrauen begegnet wird, neigt auch der 


Richter, der von vornherein die Vorſtrafen des Angeklagten 
kennt, dazu, die Tatſache des Vorbeſtraftſeins des Ange- 
klagten als ſolche für deſſen Schuldſpruch bewußt oder un⸗ 
bewußt zu verwerten. Hierin liegt eine gewiſſe Gefahr 
für die dem Strafverfahren eigentümliche Objektivität. 
Daß auch das neue deutſche Strafverfahren von dem un- 
verrückbaren Grundſatz der Objektivität beherrſcht ſein 
wird, ſteht ohne weiteres feft. Es muß allerdings bereits 
an dieſer Stelle darauf hingewieſen werden, daß der Zeit- 
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punkt der Erörterung der Vorſtrafen des Angeklagten 
ſelbſtverſtändlich nur bei denjenigen Gerichten proble⸗ 
matiſch werden kann, bei denen Laien beteiligt und ledig⸗ 
lich ſoweit ſie beteiligt ſind. 

Nach geltendem Recht beginnt (§ 243 StPO.) die Haupt- 
verhandlung mit dem Aufruf der Zeugen und Gadver- 
ſtändigen. Hieran ſchließt ſich die Vernehmung des An⸗ 
geklagten über feine perſönlichen Verhältniſſe. Zu den 
perſönlichen Verhältniſſen gehören auch die Vorſtrafen des 
Angeklagten. Es hat alfo die Erörterung über diefe Bor- 
ſtrafen bereits vor Verleſung des Eröffnungsbeſchluſſes 
ſtattzufinden. Ueberflüſſige Fragen anderer Frageberech⸗ 
tigter als des Vorſitzenden können von dieſem gemäß 
§ 241 Abſ. 2 StPO. verhindert werden. Es ift alfo ſo, 
daß ſchon in dieſem frühen Zeitpunkte dem Gericht, vor 
allem auch den Laienrichtern, die Vorſtrafen des Anges 
klagten bekannt ſind. Es iſt lehrreich und in unſerem Zu⸗ 
ſammenhange bezeichnend, daß zwei ältere, jetzt nicht mehr 
in Geltung befindliche miniſterielle Verordnungen vom 
27. 12. 1918 — JMBl. 537 — ſowie vom 23. 6. 1920 — 
IMBI. 35 — ausdrücklich die Beſtimmung trafen, daß 
die Erörterung der Vorſtrafen des Angeklagten nur inſo⸗ 
weit zu erfolgen habe, als ſie für die zu treffende Ent⸗ 
ſcheidung von Bedeutung ſei. Darüber hinaus wurde 
ſogar beſtimmt, daß die Erörterung der Vorſtrafen des 
Angeklagten erſt dann ſtattzufinden habe, wenn die Ver⸗ 
handlung ſelbſt genügend Beweiſe für die Schuld des An- 
geklagten ergeben habe. Es muß immerhin zweifelhaft er⸗ 
ſcheinen, inwieweit die eben erwähnten Verordnungen des 
Juſtizminiſters mit den geltenden Beſtimmungen des § 243 
StPO, in Einklang ſtanden. Jedenfalls hat man ſchon vor 
langer Zeit die Erörterung der Vorſtrafen in der Haupt- 
verhandlung vor dem Schuldigſpruch irgendwie als 
zweifelhaft und angreifbar empfunden. Allerdings handelt 
es ſich hierbei nur um Verwaltungsanordnungen, während 
der Geſetzgeber ſich zu einer Verlegung des Zeitpunktes 
der Erörterung der Vorſtrafen auf die Zeit nach dem 
Schuldigſpruch nicht verſtanden hat. Ueberhaupt fehlt 
es ja im geltenden Geſetz an einem ausdrücklichen Aus⸗ 
ſpruch des Geſetzgebers hinſichtlich der Erörterung der 
Vorſtrafen des Angeklagten. 

Die hier vertretene Meinung geht, wie bereits an⸗ 
gedeutet, davon aus, daß, allgemein menſchlich geſprochen, 
die Kenntnis der Vorſtrafen des Angeklagten bei dem 
Richter eine gewiſſe Voreingenommenheit aufkommen läßt. 
Jedoch ſoll dieſer allgemein menſchliche, pſychologiſch ſehr 
wohl begründete Geſichtspunkt gar nicht einmal ausſchlag⸗ 
gebend ſein. Entſcheidend iſt vielmehr, daß die hier ver⸗ 
tretene Auffaſſung, die Erörterung der Vorſtrafen müſſe 
nach dem Schuldigſpruch erfolgen, ihre hiſtoriſche Grund⸗ 
lage in dem von jeher geltenden deutſchrechtlichen Grund⸗ 
ſatzder Vermutung der Unſchuld des Ange- 
klagten findet. Die Tatſache einer früheren Verurtei⸗ 
lung darf unter keinen Umſtänden irgendwie präjudizie⸗ 
rend für den Angeklagten ſein. Intereſſant iſt, daß z. B. 
das engliſche Recht die Bekanntgabe der Vorſtrafen des 
Angeklagten an die Geſchworenen vor Entſcheidung der 
Schuldfrage verbietet.) 

Die Frage der Bekanntgabe der Vorſtrafen des Anger 
klagten ſteht demnach im engſten Zuſammenhange mit der 
Unſchuldsvermutung für den Angeklagten. Es kann nicht 
genügend betont werden, daß gerade auch das kommende 
Strafverfahren von dieſer Unſchuldsvermutung ausgeht. 
Die Erörterung der Vorſtrafen vor dem Schuldigſpruch 
birgt aus nur allzu leicht verſtändlichen pſychologiſchen 
Gründen die Gefahr in fih, daß ein Verhandlungsergebnis 
erzielt wird, welches der materiellen Gerechtigkeit nicht 
entſpricht.“) 

Die Frage der Erörterung der Vorſtrafen des Ange⸗ 
klagten, wie ſie hier behandelt wird, hat mit dem Ge⸗ 
ſichtspunkt eines Ehrenſchutzes des Angeklagten nichts zu 


1) Nachweiſe bei Klee, „Vom engliſchen Gtrafverfah- 
ren“ in OR. 1937, S. 37. 

) Klee, „Die Bedeutung der Vorſtrafen für den 
Schuldigſpruch“ in 8 Ak DR. 1937, S. 549. 
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tun. Uns intereſſiert hier lediglich der Geſichtspunkt eines 
materiell richtigen Ergebniſſes im Verfahren, das durch 
die verfrühte Mitteilung der Vorſtrafen zum mindeſten 
an die Laienrichter ſtark gefährdet erſcheint. Die Frage 
der Erörterung der Vorſtrafen des Angeklagten inter- 
eſſiert allein unter dem Geſichtspunkt, ob ſie nicht die Un⸗ 
voreingenommenheit des Richters beeinträchtigt.“) 


Eine etwaige Minderung der Ehre des Angeklagten ſtellt 
lediglich eine Reflexwirkung dar, die mit der hier inter⸗ 
eſſierenden Frage nichts zu tun hat. Hier geht es nicht 
darum, das perſönliche Bild vom Angeklagten beim Richter 
eben der Perſon des Angeklagten wegen in einem beſſeren 
oder ſchlechteren Lichte erſcheinen zu laſſen, ſondern um 
die Objektivität des Verfahrens, um die Unſchuldsvermu⸗ 
tung für den Angeklagten, um die materielle Wahrheit 
ſchlechthin. 

Es iſt aufſchlußreich, daß der Entwurf der deutſchen 
Strafverfahrensordnung die Beſtimmung enthält, daß Bor- 
ſtrafen eines Angeklagten nur inſoweit mitgeteilt und er⸗ 
örtert werden ſollen, als es für die Entſcheidung not⸗ 
wendig iſt. Der leitende Geſichtspunkt für dieſe Beſtim⸗ 
mung iſt allerdings, was zugegeben werden muß, eine 
Schonung des Angeklagten und nicht Voreingenommenheit 
der Richter zu verhüten. In dieſer Hinſicht erſcheint es 
notwendig, den bisherigen Standpunkt in der Straf⸗ 
prozeß⸗Kommiſſion einer Berichtigung zu unterziehen. Wir 
können in dieſem Punkte vom engliſchen Recht nur lernen. 
Maßgeblich darf nicht eine Schonung des Angeklagten ſein, 
ſondern der Geſichtspunkt, daß eine Erörterung der Vor⸗ 
ſtrafen des Angeklagten vor dem Schuldigſpruch der Ob⸗ 
jektivität der Richter ſchädlich iſt. 

Wie gefährlich es iſt, auf Grund der bloßen Tatſache 
einer Vorſtrafe auf die Schuld des Angeklagten in dem zur 
Aburteilung ſtehenden Falle zu ſchließen, ergibt ſich aus 
der Tatſache, daß immerhin ein gewiſſer Prozentſatz von 
Verurteilten nicht wieder rückfällig wird. Es muß alſo 
bei der Beantwortung der Schuldfrage in dem neuen Fall 
beſondere Vorſicht auf ſeiten des Richters am Platze ſein. 
In der Praxis ift, wie jeder weiß, die Sache gerade um- 
gekehrt. Gerade bei den Rückfallsdelikten iſt im Verhält⸗ 
nis zu anderen Delikten der Prozentſatz der Freiſprüche 
ein beſonders geringer. Dies liegt nun nicht etwa ohne 
weiteres daran, daß eben der zweimal Verurteilte auch 
tatſächlich ein drittes Mal ſtraffällig wird. Vielmehr iſt 
die unverhältnismäßig große Zahl der Verurteilungen in 
Rückfallſachen darauf zurückzuführen, daß eben der Richter 
bereits von der Tatſache der Vorſtrafe als ſolcher auf die 
Schuld auch im vorliegenden Falle ſchließt. Die Gefähr- 
lichkeit einer ſolchen Methode iſt klar. Auch der Richter 
unterliegt pſychologiſchen Geſetzen. Es iſt nun einmal ſo, 
daß wir alle, ganz gleich an welcher Stelle wir ſtehen, 
nur allzu leicht den einmal ſtraffällig Geweſenen auch in 
dem neuen Falle für ſchuldig halten. 

Wenn hier mit Nachdruck der Standpunkt vertreten wird, 
daß die Vorſtrafen des Angeklagten zum mindeſten bei 
den Gerichten, an denen Laienrichter beteiligt ſind, erſt 
nach dem Schuldigſpruch zu erörtern ſeien, ſo heißt dies 
ſelbſtverſtändlich nicht, daß nicht bereits vorher der Er⸗ 
örterung des Vorlebens des Angeklagten ein breiter 
Raum zu gewähren ſei, denn zweifellos läßt das Bild des 
Vorlebens des Angeklagten wichtigſte Rückſchlüſſe auf 
feinen Charakter und damit auf die Motive der zur Ab- 
urteilung vorliegenden Tat zu. Man wende jedoch nicht 
ein, daß bei dieſer Erörterung des Vorlebens des Ange- 
klagten ja auch notwendigerweiſe auf die Vorſtrafen ein⸗ 
gegangen werden müſſe. Es genügt vollkommen, wenn in 
dieſem Stadium der Hauptverhandlung, in dem das Vor⸗ 
leben des Angeklagten erörtert wird, der Tatſache Erwäh⸗ 
nung geſchieht, daß der Angeklagte früher wegen gewiſſer 


23) Grau, Beiträge zur Rechtserneuerung, S. 124, bringt 
fälſchlicherweiſe die Frage der Erörterung der Vorſtrafen 
des Angeklagten unter dem Geſichtspunkt des Ehrenſchutzes. 
Wie oben ausgeführt, handelt es ſich jedoch um eine Frage 
der materiellen Gerechtigkeit, die mit der Perſon des An- 
geklagten nichts zu tun hat. 


Anſchuldigungen in ein Strafverfahren verwickelt wurde. 
Der Ausgang des Strafverfahrens intereſſiert hier eben 
gar nicht. Die Erörterung dieſes Ausganges muß bewußt 
und betont einem ſpäteren Zeitpunkt der Hauptverhand⸗ 
lung, nämlich nach dem Schuldigſpruch, vorbehalten 
bleiben. 

Wie oben ausgeführt, widerſpricht die Erörterung der 
Vorſtrafen vor dem Schuldigſpruch in ihren auf pfycholo⸗ 
giſchem Gebiet liegenden Auswirkungen dem Grundſatz 
der Unſchuldsvermutung zugunſten des Angeklagten. Dieſe 
Unſchuldsvermutung gilt auch heute und wird im fom- 
menden Strafverfahrensrecht ihren Platz finden. Sie ſteht 
in engftem Zuſammenhange mit dem Grundſatz der Ob- 
jektivität des Strafverfahrens und damit der materiellen 
Wahrheit überhaupt. Es kann keine Rede davon ſein, daß 
in dieſer Ablehnung einer Schuldvermutung eine „über⸗ 
triebene Objektivität“ zu ſehen ſei.“) 

Die Objektivität des Strafverfahrens kann begrifflich 
nicht „übertrieben“ fein, Entweder ſteht das Strafverfah- 
rensrecht auf dem Boden der unbedingten materiellen 
Wahrheit oder aber nicht. Der Entwurf einer deutſchen 
Strafverfahrensordnung zeigt ebenſo wie der kürzlich ver⸗ 
öffentlichte Bericht über die Arbeiten der Strafprozeß⸗ 
Kommiſſion, daß auch das neue deutſche Strafverfahren 
von dieſen Jahrhunderte alten und als gut erkannten 
Grundſätzen ausgeht. Eine ſolche Objektivität des Straf⸗ 
verfahrens entſpricht auch allein den Belangen der Bolts- 
gemeinſchaft. Der Grundſatz muß dahin gehen, eine vor⸗ 
urteilsloſe Beurteilung der Schuldfrage ſchlechthin zu ge⸗ 
währleiſten. Aus dieſem Geſichtspunkt heraus erſcheint es 
gerechtfertigt, wenn hier die Forderung erhoben wird, daß 
die Vorſtrafen des Angeklagten in der Hauptverhandlung 
erſt nach dem Schuldigſpruch zu erörtern ſind. In dieſer 
Beziehung bedarf der Entwurf einer deutſchen Straf- 
verfahrensordnung einer Aenderung bzw. Ergänzung. Die 
bisher aufgenommene Beſtimmung, daß die Vorſtrafen des 
Angeklagten, wenn auch in ſchonender Weiſe, bei ſeiner 
perſönlichen Vernehmung zu erörtern ſeien, dürfte an der 
eigentlichen Problematik vorbeigehen. Wie ausgeführt, 
handelt es ſich eben gar nicht ſo ſehr um die Perſon eines 
einzelnen Angeklagten, als vielmehr um die Durchſetzung 
und folgerichtige Ausbreitung eines ſeit jeher im deutſchen 
Strafverfahren anerkannten Prinzips: des Prinzips der 
materiellen Wahrheit. Dr. Graf von Peſtalozza 


> 
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Fragen zur Fahrerflucht 


Nach § 22 Abf. 1 Satz 1 RFG. wird die Fahrer⸗ 
flucht beſtraft. Sie bleibt jedoch nach Satz 2 ſtraffrei, 
wenn ſich der Fahrer ſpäteſtens am nächſten Tage ſelbſt 
tellt. 
| Die Beſtimmung des § 22 KFG. weiſt in Klammern auf 
§ 7 KFG. hin. Das bedeutet aber nicht, daß der Tat- 
beſtand des § 22 nur dann gegeben ift, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 7 vorliegen. Das würde dazu führen, daß 
eine Beſtrafung nach § 22 nur dann erfolgen kann, wenn 
rechtskräftig eine Haftpflicht des flüchtigen Fahrers nach 
§ 7 feſtgeſtellt ift. Daß das weder der Sinn des Geſetzes 
noch prozeßökonomiſch iſt, bedarf keiner weiteren Ausfüh 
rung. Zum andern würde das dahin führen, daß in den 
Fällen, in denen eine Haftpflicht nicht nach § 7 geregelt 
ift, eine Beſtrafung nach § 22 nicht eintreten kann, pps 
bei dem Fahrer eines Kraftfahrzeuges, das zu den in 8 8 
Abſ. 1 Nr. 2 KF. aufgeführten Kraftfahrzeugen gehört, 
oder bei Beſchädigung bzw. Verletzung von beförderten 
Perſonen oder Sachen oder Betriebstätigen. Nach dem 
Sinn des Geſetzes macht aber nicht nur die Geſinnung, 
welche ſich durch rückſichtsloſe Fortſetzung der Fahrt oder 
durch feiges Davoneilen verrät, ſondern auch das Inter⸗ 
eſſe der Allgemeinheit an der Feſtſtellung des Fahrzeugs, 
ſeines Führers und Halters eine Beſtrafung erforderlich. 


) Dies meint Grau „Der Ehrenſchutz im neuen deut⸗ 
ſchen Strafverfahren“ in Heft 4 der Beiträge zur Redis- 
erneuerung, S. 128. 


Dieſe ratio legis iſt alſo mit einer Beſchränkung der Be⸗ 
ſtrafung auf die Fälle des § 7 unvereinbar. 

Eine ausdrückliche Vorſchrift, daß ein Fahrer nach einem 
Unfall anhalten muß, beſteht nicht. Eine ſolche Verpflich⸗ 
tung kann lediglich aus der Beſtrafung der Fahrerflucht ge⸗ 
folgert werden. Hält der Fahrer nicht an, ohne daß der 
Tatbeſtand der Fahrerflucht gegeben iſt, z. B. weil der 
Fahrer ſich durch Zuruf oder ſonſtwie ſeine Perſonalien be⸗ 
kanntgegeben hat, oder weil die ſubjektiven Vorausſetzungen 
der Fahrerflucht fehlen, ſo kann keine Beſtrafung wegen 
Fahrerflucht erfolgen. Da aber die Tatſache, daß ſich der 
Fahrer entfernt, einen Schluß auf die Abſicht der Fahrer- 
flucht zuläßt, ſo iſt es Sache des Fahrers, darzutun, welche 
Umſtände, wenn nicht der Wille zur Flucht, ihn zur Ent⸗ 
fernung veranlaßt haben. Der auf die Fluchtabſicht zu 
ziehende Schluß wird aber durch einen neuerdings häufiger 
beobachteten Vorgang noch beſtärkt. 


Fahrer, die zuvor Alkohol zu ſich genommen haben, ent⸗ 
fernen ſich nach dem Unfall, ſtellen ſich aber vor Ablauf der 
Friſt des § 22 Abſ. 1 Satz 2 KFG. der Polizei. Sie haben 
ſich zuvor entweder ernüchtert oder noch mehr Alkohol ge⸗ 
noſſen. In beiden Fällen haben ſie die Beſtimmung des 
Alkohols im Blut für die Zeit des Unfalls und damit den 
Zweck des Geſetzes vereitelt. Es kann weder die gemein⸗ 
ſchaftswidrige Geſinnung, nämlich das Fahren nach Genuß 
von Alkohol, mit Sicherheit feſtgeſtellt werden, noch iſt den 
Intereſſen der Allgemeinheit an der Feſtſtellung des Täters 
ganz generell gedient. Den Verwaltungsbehörden fehlt es 
dann oft an einer die Entziehung des Führerſcheins recht⸗ 
fertigenden Grundlage. Derjenige aber, der ſich heute noch 
aller Aufklärung und Warnung zum Trotz nach Genuß von 
Alkohol an das Steuer ſetzt, hat wenigſtens auf Zeit das 
Recht verwirkt, als Kraftfahrer an der Verkehrsgemein⸗ 
ſchaft teilnehmen zu dürfen. 


Hat ſich ein unter Alkoholwirkung ſtehender Fahrer nach 
einem Unfall entfernt, ſo wird in der Regel der Tatbeſtand 
der ſtrafbaren Fahrerflucht objektiv und ſubjektiv gegeben 
ſein, ohne daß es noch eines weiteren Nachweiſes bedarf, 
daß ſich der Fahrer der Feſtſtellung hat entziehen wollen. 
Die Tatſache allein, daß er fih nach vorherigem Alkohol- 
genuß entfernt hat, genügt ſchon zur Feſtſtellung der Mb- 
ſicht, daß der Fahrer ſich der Feſtſtellung ſeiner Perſon, 
wozu auch die Alkoholbeſtimmung im Blut gehört, hat ent⸗ 
ziehen wollen. 

Straflos bleibt nach dem Wortlaut des Geſetzes die 
Fahrerflucht bei nachträglicher Geſtellung bis zum nächſten 
Tage. Mit Recht ſagt Müller (Anm. Be zu 8 22 Abſ. 1), 
daß auch die nachträgliche Geſtellung den Zweck des Geſetzes 
erfüllen muß, die weitere behördliche Behandlung des 
Falles zu ermöglichen. Das iſt aber nicht mehr der Fall, 
wenn der Alkoholgehalt im Blut zur Zeit des Unfalls wegen 
der anfänglichen Entfernung des Fahrers nicht mehr feft- 
geſtellt werden kann. Inſoweit bleibt alſo die weitere be⸗ 
hördliche Behandlung des Falles Stückwerk. Der Zweck 
des Geſetzes wird trotz nachträglicher Geſtellung nicht er⸗ 
reicht. Da die Fälle dieſer Art ſich aber mehren, ſo kann 
darin keine Zufälligkeit erblickt werden. Es handelt ſich 
vielmehr um eine gewollte und bewußte Ausnutzung einer 
Geſetzeslücke, die ſich erſt jetzt gezeigt hat. Eine Beſtrafung 
ift aber wegen der ausdrücklichen Vorſchrift des § 22 Abſ. 1 
Satz 2 KF. nicht möglich. 

Es ift zu prüfen, ob in Anwendung des § 2 StGB. in 
Fällen der erwähnten Art eine Beſtrafung erfolgen kann. 
Aber auch das muß verneint werden. Nach § 2 StG. 
wird eine ſolche Tat für ſtrafbar erklärt, die nicht nach 
dem Wortlaut, aber nach dem Grundgedanken des Geſetzes 
und nach dem geſunden Volksempfinden Beſtrafung ver⸗ 
dient. Die Anwendung des § 2 StGB. wird alſo an die 
beiden Vorausſetzungen des Grundgedankens des Geſetzes 
und des geſunden Volksempfindens geknüpft. Schon die 
erſte Vorausſetzung liegt im erwähnten Falle nicht 
vor. Solange der § 22 RGG. mit ausdrücklichen Worten 
eine anfängliche Fahrerflucht bei rechtzeitiger nachträg⸗ 
licher Geſtellung für ſtraffrei erklärt, kann keine Rede 
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davon fein, daß ein Fahrer trotz nachträglicher Selbſtge⸗ 
ſtellung der Wohltat des § 22 Abſ. 1 Satz 2 AFG. nicht 
teilhaftig werden ſoll, weil er vor dem Unfall Alkohol zu 
ſich genommen hat. Das würde auf den neuen ſelbſtändigen 
ſtrafrechtlichen Tatbeſtand hinauslaufen, daß jemand ſchon 
dann beſtraft wird, wenn er ſich, nachdem er Alkohol ge- 
noſſen hat, noch an das Steuer ſetzt. Dieſer Tatbeſtand ent- 
ſpricht aber nicht dem Grundgedanken des § 22 KFG. 
Wohl aber wird er von dem Gefährdungsprinzip der 
StrBO. mit umfaßt. In einem ſolchen Falle kann der Täter 
nur wegen Uebertretung der § 1 StrBd. und § 2 Strg. 
beſtraft werden. In beiden Fällen iſt aber die Höchſtſtrafe 
von 150 RM. oder ſechs Wochen Haft unzulänglich. 

Die Anwendung des § 2 StGB. erfordert ferner, daß die 
Tat nach der geſunden Auffaſſung im Volke von Unrecht, 
Schuld und Sühne Beſtrafung verdienen muß. Mit Recht 
geht die Rechtſprechung des Reichsgerichts zu § 2 StB. 
dahin, daß die Anwendung dieſer Geſetzesbeſtimmung nicht 
zu einer Verallgemeinerung führen darf. Die Rechtsana⸗ 
logie iſt nur in den Fällen zuläſſig, in denen das Unter⸗ 
laſſen der ſofortigen Abhilfe durch Richterſpruch für das 
Rechtsgefühl im Volke untragbar wäre. Der Richter darf 
durch die Anwendung des § 2 StGB. nicht zum Geſetzgeber 
werden. Das geſunde Volksempfinden erwartet die Er⸗ 
gänzung von Rechtslücken in der Regel vom Geſetzgeber 
ſelber. Seine Tätigkeit iſt in ſolchen Fällen ſchon deswegen 
dringend geboten, um einer drohenden Rechtsunſicherheit 
bei einer möglicherweiſe verſchiedenartigen Rechtſprechung 
vorzubeugen. Will alfo der $ 2 StGB. einerfeits unbeab⸗ 
ſichtigte Geſetzeslücken ſchließen, ſo geſtattet er andererſeits 
nicht, die Grenzen zu überſchreiten, die der Geſetzgeber aus- 
drücklich mit klaren Worten der Anwendung einer Geſetzes⸗ 
beſtimmung gezogen hat. Das trifft aber für den hier zur 
Unterſuchung ſtehenden Fall zu, da tatbeſtandlich eine Be- 
ſtrafung wegen Fahrerflucht trotz friſtgemäßer Selbſtgeſtel⸗ 
lung nur wegen vorherigen Alkoholgenuſſes über den 
Rahmen des § 22 KF. hinausgeht. 

Befriedigt dieſes Ergebnis auch nicht, ſo bleibt nur der 
Weg offen, daß der Geſetzgeber hier helfend eingreift. Die 
Verkehrsgemeinſchaft bedarf nicht nur einer mindeſtens 
zeitweiſen Entfernung von unter Alkoholwirkung ſtehenden 
Verkehrsſündern durch Abnahme des Führerſcheins, ſon⸗ 
dern der Gemeinſchaftsgedanke erfordert außerdem, daß 
dieſe Verkehrsſünder, nachdem fie alle Belehrungen und 
Warnungen in den Wind geſchlagen haben, einer ſtrengen 
Beſtrafung zugeführt werden. Dazu reichen aber die bis⸗ 
her nur möglichen Uebertretungsſtrafen der StrBD. und 
Strg. nicht aus. 


Landgerichtsrat Dr. Budde, Hamburg 
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Urteilsbegründung aus dem Gemeinfcafts- 
gedanken 


Für jeden mit dem urſprünglichen und unverbildeten 
Rechtsempfinden, das die Natur geſunden Menſchen mit⸗ 
gibt, auf die Hochſchule gekommenen jungen Rechtswahrer 
bedeutete es ehedem eine erſte Enttäuſchung, zu ſehen, 
daß man das, was im Einzelfall Rechtens war, nach Art 
mathematiſcher Aufgaben jeweils ausrechnen konnte und 
ausrechnen mußte. Um zu einer „richtigen“ Löſung zu 
kommen, hatte man nur ſchematiſch zu prüfen, ob und 
aus welchen Kategorien Anſprüche zwiſchen Kläger und 
Beklagtem konſtruiert werden konnten. Daran, daß dies 
erlernt werden mußte, zeigte fih vermeintlich die Wiſſen⸗ 
ſchaftlichkeit des Faches. In gewiſſen Kreiſen galt es 
als Anzeichen beſonderer juriſtiſcher Begabung, ein ers 
ſtaunliches Ergebnis meſſerſcharf und juriſtiſch einwand- 
frei zu beweiſen. Moral und Recht waren begrifflich 
etwas Verſchiedenes. Es konnte unter Umſtänden A 
gegen B moraliſch keinen Anſpruch haben, rechtlich aber 
hatte er ihn. Man konnte die Gerechtigkeit ausſchließ⸗ 
lich aus Büchern lernen; ſie war daher auch oft papiern. 
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Der ſolchergeſtalt geſchulte Rechtswahrer, der gleich⸗ 
wohl den geſunden Blick für die Notwendigkeiten des 
Lebens ſich im weſentlichen bewahrt oder ihn in der 
Praxis zurückgewonnen hatte, pflegte zunächſt die Ent⸗ 
ſcheidung zu beſtimmen und danach eine entſprechende 
haltbare juriſtiſche Begründung für ſie zu ſuchen. Auf 
dieſe Weiſe verklauſulierte und verkomplizierte er die 
Rechtsbegriffe durch gewaltſame Auslegung; ſchließlich aber 
verirrte er fih dennoch nicht felten in dem ſelber mitge- 
ſchaffenen Labyrinth ſcharfſinniger Rechtsſätze, die insge⸗ 
ſamt ſich ſchon längſt nicht mehr zu einem einheitlichen 
Ganzen zuſammenfügen ließen, und das Ergebnis war 
wirklichkeitsfremd. 


Aber auch wenn er das Richtige traf, ſo war doch die 
Begründung niemals lebensnah. Welches Gericht hätte 
etwa den Vollſtreckungsſchutzantrag eines ungebührlich 
ſeine Verſprechungen nicht einhaltenden Schuldners mit 
der Erwägung zurückgewieſen, die Bindung des Schuld⸗ 
ners an feine Zuſage folge aus den ſchlichten Ehrbe⸗ 
griffen?!) Und doch ift diefe Begründung für jeden viel 
beſſer zu begreifen und gibt den wahren Gedankengang 
des Richters viel zutreffender wieder als eine Konſtruk⸗ 
tion mit Verzichtsverträgen und eine Erörterung über 
deren Zuläſſigkeit im gegebenen Falle. Wir leben nicht 
mehr als grundſätzlich untereinander beziehungsloſe In⸗ 
dividuen im deutſchen Raum. Wir bilden Gemeinſchaften, 
ſei es in den Betrieben, ſei es in den Mietshäuſern, und 
die größte Gemeinſchaft iſt die des geſamten Volkes. Dieſe 
Gemeinſchaften find Rechtsgrundlagen, aus denen fih redt- 
liche Folgerungen ergeben, die jedem Mitglied der Ge- 
meinſchaft ſelbſtverſtändlich erſcheinen. Der Richter, der 
hierauf ſeinen Spruch ſtützt, wird auch in der Begrün⸗ 
dung von jedem verſtanden werden. Mit Recht iſt einer 
an fih zutreffenden Entſcheidung, durch die eine grund- 
loje Kündigung des Vermieters als ſittenwidrig für un- 
wirkſam erklärt wurde, entgegengehalten worden, daß die 
Unbeachtlichkeit der Kündigung ohne umſtändliche und 
den Parteien zumeiſt nichts ſagende Erörterungen ſich 
aus der bloßen Rechtstatſache der Hausgemeinſchaft mit 
ihren daraus reſultierenden Pflichten ergebe). So kann 
auch eine nach Geſetz und Betriebsordnung zuläffige friſt⸗ 
lofe Entlaſſung eines Arbeitnehmers im beſonders gelager- 
ten Einzelfall aus der bloßen Tatſache der darin liegenden 
Verletzung der Betriebsgemeinſchaft unwirkſam fein, ohne 
daß man mit dem Reichsarbeitsgericht?) noch darüber hin- 
aus zu prüfen hätte, inwieweit zugleich eine die Nichtig⸗ 
keit begründende Sittenwidrigkeit i. S. von $ 138 VOB. 
gegeben iſt. Der Verſtoß gegen die Gemeinſchaftspflichten 
iſt es, der in dieſen Fällen eine volkstümliche Entſchei⸗ 
dungsbegründung darſtellt. Wie anders als aus dem 
Rechtstatbeſtand der Volksgemeinſchaft hätte beiſpielsweiſe 
das Landgericht Liegnitz') in voller Uebereinſtimmung mit 
der völkiſchen Rechtsüberzeugung vor Erlaß der Landber 
wirtſchaftungsverordnungen vom 23. März und 22. April 
1937 die Annahme begründen können, daß der Landwirt 
zur Beſtellung ſeiner Aecker verpflichtet ſei? Hier iſt der 
Fall, wo juriſtiſche Konſtruktionen überhaupt verſagt hätten 
und das Recht überzeugend allein aus der lebendigen 
Gemeinſchaft geſchöpft werden konnte. 

Jüngſt hat ein Viehhändler einem ihm unbekannten 
Betrüger, der ſich den Namen des Beklagten beigelegt 
hatte, Vieh verkauft und ihm einen Teil des Kaufpreiſes 
geſtundet. Er mahnte den reſtlichen Kaufpreis wiederholt 
ſchriftlich bei dem auswärtigen Beklagten als ſeinem ver⸗ 
meintlichen Abnehmer an. Dieſer ließ die erhaltenen Mah- 
nungen unbeantwortet. Erſt im Prozeß ließ er von ſich 
hören und erwies ſich als am Viehkauf unbeteiligter 
Dritter. Das Rechtsempfinden läßt ihn für die Prozeß⸗ 
koſten veranwortlich ſein. Wie aber muß ſich der Juriſt 
winden, um hier eine ſittenwidrige Schädigungsabſicht des 


1) So 26. Dresden in JW. 1934 S. 710, 711. 
2) Malz in DR. 1937 S. 74, 75. 

5) JW. 1937 S. 2015, 2016. 

) D3. 1036 S. 1940, 1941. 


Beklagten gegenüber dem Kläger zu konſtruieren! Die 
Urteilsbegründung unter Erörterung der Vorausſetzungen 
des § 826 BGB. würde beim Lefen leicht in dem Beklagten 
den Verdacht aufkommen laſſen, er ſei mit an den Haaren 
herbeigezogenen Gründen verurteilt worden. Wie klar 
hingegen erhebt ſich aus der völkiſchen Gemeinſchaft die 
Forderung, einen erſichtlich infolge ſofort aufklärbarer 
Perwechſelung Anſprüche ſtellenden Volksgenoſſen die mühe ⸗ 
los mögliche Aufklärung zukommen zu laſſen. Dieſe Be⸗ 
gründung für die Verurteilung des Beklagten in die ver- 
urſachten Koſten dürfte ſtichhaltig und volkstümlich ſein. 
So müſſen wir überhaupt noch vielfach beſtrebt ſein, die 
Entſcheidungen volkstümlicher zu begründen. Freilich 
machen auf Teilgebieten des Rechts die Notwendigkeiten 
der Zeit heute noch oft eine komplizierte Geſetzesregelung 
erforderlich. Aber die Rechtsbegriffe, die die ſtets ſchöpfe⸗ 
riſche tägliche Rechtſprechung entwickelt, ſind nur dann 
groß, wenn fie, wie alles Große, gleichzeitig von einer 

verwunderlichen Einfachheit und Klarheit ſind. 
Amtsgerichtsrat Linkhorſt, Lieberoſe 
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Befängnisſtrafe für Jugendliche? 

Die Frage, ob und inwieweit die Verfehlung eines 
Jugendlichen mit Gefängnisſtrafe zu ahnden ſei, dürfte als 
ein Kernproblem des Jugendſtrafrechts anzuſehen ſein. 
Das heutige Jugendſtrafrecht bejaht die Gefängnisſtrafe 
als prinzipielle Strafe. Es vertritt zwar in den in erſter 
Linie vorgeſehenen Erziehungsmaßnahmen auch den Für⸗ 
forger und Schutzgedanken. Praktiſch geſehen kommt aber 
der Gefängnisſtrafe in der Jugendgerichtspflege eine große 
Bedeutung zu. Dies hat feinen Grund darin, daß in einer 
großen Zahl der Fälle nur die Verhängung einer Ge⸗ 
fängnisſtrafe die Gewähr für eine nachdrückliche Wilens- 
beeinfluffung des Jugendlichen bietet. Die Erziehungs⸗ 
maßnahmen, die das heutige Jugendſtrafrecht zur Wahl 
ſtellt, ſind, abgeſehen von der Unterbringung und der Für⸗ 
ſorgeerziehung, zu wenig einſchneidend, um praktiſch wirk⸗ 
ſam und damit bedeutſam zu ſein. Fürſorgeerziehung und 
Unterbringung kommen nur in beſonders gelagerten Fällen 
geringer Häufigkeit in Betracht. Soweit die Gefängnis- 
ſtrafe nicht vollzogen wird, iſt ſeither in weitem Umfang 
die Gefängnisſtrafe mit Strafausſetzung als das Straf⸗ 
und Erziehungsmittel zu bezeichnen, mit welchem die 
Jugendgerichtspflege praktiſch arbeitete. 

Daß dies kein Idealzuſtand ift, dürfte nicht zu beſtreiten 
ſein. Es fehlt an einer wirkſamen Anfangsſtrafe. Wenn 
fühlbar geſtraft werden ſoll, muß gleich eine ſchwere Strafe 
angewandt werden. 

Dabei beſteht die Gefahr, daß ſich der Geſetzgeber mit 
dem von ihm ſelbſt aufgeſtellten Fürſorge⸗ und Schutz⸗ 
prinzip in Widerſpruch ſetzt. Denn der jugendliche Rechts⸗ 
brecher iſt vor allem ein unfertiger Menſch, der in erſter 
Linie gebeſſert werden ſoll. Der Fürſorgegedanke iſt vom 
Geſetzgeber zum Prinzip erhoben. Der Strafgedanke ſpielt, 
anders als im Erwachſenenſtrafrecht, nicht die erſte Rolle. 
Auch ſoweit auf eine Strafe erkannt wird, ſteht dieſe in 
erſter Linie im Dienſte der Erziehung. Der Jugendliche 
iſt auch im Zuſtand des Verbrechens Rechtsſchutzſubjekt, 
nicht nur Objekt der Strafverfolgung, d. h. Staats- und 
Gemeinſchaftsgegner. 

Es iſt zu prüfen, ob die ſeitherigen Kautelen des Jugend- 
ſtrafrechts ausreichen, um die Verhängung einer Kriminal- 
ſtrafe tragbar erſcheinen zu laſſen. 

Der in § 3 des Jugendgerichtsgeſetzes vom 16. Februar 
1923 erforderten Einſichts⸗ und Willensfähigkeit kommt 
praktiſch eine eindämmende (regulative) Wirkung nicht zu. 
Denn in der Hauptzahl der Fälle muß diefe Fähigkeit an- 
genommen werden. Die Aufſtellung dieſes Begriffes führt 
nicht zu der erforderlichen Löſung der eigentlichen Schwie⸗ 
rigkeit in der Beurteilung des jugendlichen Rechtsbruches. 
Denn trotz der grundſätzlichen Fähigkeir eines Jugend- 
lichen, das Gute zu tun und das Böfe zu laffen, ift dieſer 
noch lange nicht ein in der Entwicklung ſo gefeſtigter 


Menſch, daß er mit einem Erwachſenen auf die gleiche 
Stufe geſtellt werden kann. Der Entwicklungs⸗ und Un⸗ 
fertigkeitszuſtand des Jugendlichen, der eine beſondere An⸗ 
fälligkeit desſelben auch in krimineller Hinſicht zur Folge 
hat, iſt in nicht genügender Weiſe berückſichtigt. Das 
Jugendſtrafrecht erſcheint in der begrifflichen Beſtimmung 
des Jugendlichen⸗Delikts noch zu ſchematiſch und durch das 
Erwachſenenſtrafrecht beeinflußt. Eine moderne Auffaſſung 
desſelben kann an der biologiſch-entwicklungsmäßigen oder 
organiſchen Betrachtungsweiſe nicht vorübergehen, ohne 
damit in eine reine Anlage- und Milieutheorie zu ver- 
fallen. Die Gefängnisſtrafe kann danach grundfätzlich 
nicht als eine dem jugendlichen Rechtsbruch adäquate Strafe 
betrachtet werden. Sie läßt vor allem eine individuelle 
Behandlung des Jugendlichen vermiſſen, worauf es hier 
beſonders ankommt. 

Auch in dem Umſtand, daß im Regelfalle eine verhängte 
Gefängnisſtrafe nicht vollſtreckt, ſondern auf Wohlverhalten 
ausgeſetzt wird, liegt keine genügende Abſchwächung des 
Strafprinzips. Die Erziehungswirkung, die durch dieſe 
Maßnahme erzielt werden kann, wird durch die Nachteile 
überwogen, die in dem Ausſpruch der Gefängnisſtrafe ſelbſt 
liegen. Diefe wirkt in erſter Linie als Ehrenſtrafe. Schon 
dieſer Umſtand gebietet, von ihr bei Jugendlichen nur mit 
Vorſicht und in beſchränktem Umfang Gebrauch zu machen. 
Denn der Ehrbegriff darf bei der Beurteilung jugendlicher 
Verfehlungen nicht überſpannt werden. Eine Ehrenminde⸗ 
rung des Jugendlichen bedeutet für dieſen die beſondere 
Gefahr einer entwicklungsmäßigen Schädigung, nicht nur 
in materieller Hinſicht, ſondern auch im Sinne einer morali- 
ſchen Entmutigung, die bei der jugendlichen Mentalität 
verhängnisvoll ſein kann. 

Der Gedanke der grundſätzlichen Abſtandnahme von der 
Gefängnisſtrafe bei Jugendlichen erſcheint daher nicht ab- 
wegig. Er dient nicht dem Ziele unangebrachter Milde, 
ſondern lediglich der Abſicht, Schadensfolgen, die über den 
Strafzweck hinausgehen, zu vermeiden. Die Nachfolge der 
Gefängnisſtrafe kann in nicht geringem Ausmaß von der 
entſprechend ausgeſtalteten Strafe der Haft angetreten 
werden. Eine derartige Regelung würde im Einklang mit 
der Auffaſſung ſtehen, wonach die jugendlichen Rechts⸗ 
brüche als in beſonderem Maße ſubjekt⸗ und umgebungs- 
bedingte Verfehlungen einen Sondercharakter tragen, der 
ſich in einer lediglich graduellen Verſchiedenheit den Er⸗ 
wachſenendelikten gegenüber nicht erſchöpft und der nur 
durch Erkenntnis des Begriffes der „Diſziplinar⸗Verfeh⸗ 
lung“ im Rahmen des Jugendſtrafrechts deutlich wird. Da- 
her erſcheint es nicht ausreichend, diefe Verfehlungen ledig- 
lich unter dem Geſichtspunkt des allgemeinen Strafmilde⸗ 
rungsgrundes der Jugend zu betrachten; vergl. § 9 Abſ 3, 
Satz 1 des Jugendgerichtsgeſetzes. Vielmehr wird man 
dieſem Sondercharakter in erheblichem Umfang durch An⸗ 
wendung einer beſonderen Strafart Rechnung tragen 
müſſen. Die formelle Charakteriſierung einer Verfehlung 
als Vergehen oder Verbrechen braucht dabei nicht aufge⸗ 
geben zu werden. Im Vordergrund ſteht bei der Jugend⸗ 
gerichtspflege nicht die repreſſive Tätigkeit der Nieder⸗ 
kämpfung des Verbrechens, alſo das rein kriminelle Ver⸗ 
fahren, ſondern die perſönliche Betreuung der geſtrauchel⸗ 
ten Jugend im Sinne einer Rückführung derſelben zur 
ſozialen Brauchbarkeit, alſo Fürſorge auch bei Anwendung 
von Härte. Durch die Haftſtrafe ſollte die Möglichkeit der 
Abrügung kleinerer bis mittelſchwerer Verfehlungen ge- 
geben werden, wozu auch gewiſſe Verbrechensarten, wie 
die bei Jugendlichen nicht ſeltenen ſchweren Diebſtähle und 
Sittlichkeitsverbrechen in beſonders gelagerten Fällen, ge⸗ 
hören. Es handelt ſich hier um Fälle, in denen eine Er⸗ 
ziehungsmaßnahme (z. B. Verwarnung) nicht ausreicht 
oder nach Lage der Sache noch nicht in Frage kommt (Für⸗ 
ſorgeerziehung), in denen aber die Verhängung einer Ge⸗ 
fängnisſtrafe als zu weitgehend erſcheint. Daß es bei 
ſchwereren Verfehlungen von Jugendlichen, insbeſondere 
ſoweit ausgeſprochen Aſoziale oder Rückfällige der Be⸗ 
urteilung unterliegen, im übrigen bei der Anwendung der 
Gefängnisſtrafe verbleiben muß, erſcheint unumgänglich. 
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Ein leitender Gedanke im Jugendſtrafrecht folte fein, 
daß es nicht fo ſehr auf die Art der Strafe ankommt, als 
auf einen wirkſamen Strafvollzug. Daß dieſer bei einer 
Milderung der Strafart in ſorgfältigſter Weiſe und nach 
modernſten Geſichtspunkten zu erfolgen hat, ift Voraus- 
ſetzung. Um den Erziehungsgedanken deutlich herauszu⸗ 
ſtellen, wäre eine vollſtändige Trennung von den Ge- 
fängnisgefangenen vorzunehmen. 

Der mögliche Einwand, eine Abſchwächung des Straf⸗ 
prinzips würde zu einer Lockerung der jugendlichen Moral 
und damit ſelbſt zu einer weiteren Gefährdung der Jugend 
führen, iſt abzulehnen. Wohl kommt dem Gedanken der 
Prävention bei der Jugend eine große Bedeutung zu. 
Allein die Wirkung der präventiven Abſchreckung wird 
überſchätzt. Es iſt eine Erfahrungstatſache, daß Drohungen 
auch ſchwerwiegender Art, zumal bei gefährdeter Jugend, 
wenig verfangen. Die Jugend wird vielfach erſt durch 
üble Erfahrungen klug. Die Gefängnisſtrafe iſt aber, im 
ganzen geſehen, für die Jugend eine zu harte, in den 
Folgen unberechenbare Lehre, die mehr Gefahren herauf- 
beſchwört, als ſie alte beſeitigt. 

Durch die grundſätzliche Abſtandnahme von der Ge- 
fängnisſtrafe im Jugendſtrafrecht würde nicht nur dem 
Gedanken der materiellen Gerechtigkeit Raum gegeben, 
ſondern auch der Oeffentlichkeit gegenüber dargetan, daß 
die Verbüßung einer Strafe den Jugendlichen nicht 
entehrt, daß vielmehr der Strafvollzug an Jugendlichen 
den einzigen Zweck der Wiedereinordnung derſelben in die 
Gemeinſchaft als vollwertiges Glied hat, und daß eine 
berufliche und ſoziale Benachteiligung dem ſtaatlichen 
Strafvollzug nicht nur fremd iſt, ſondern als zweckwidrig 
mißbilligt wird. 

Weitere Gedanken zu der oben behandelten Frage ſind in 
einem Aufſatz: Zur Reform des Jugendſtrafrechts in der 
Zeitſchrift „Jugend und Recht“ vom 20. April 1938 S. 120 ff. 
veröffentlicht. Amtsgerichtsrat Stahl, Stuttgart 
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Nachbemerkung: Bei der Reichstagung des Sozia⸗ 
len Amts der Reichsjugendführung in München im Ja- 
nuar 1939, vergl. die Veröffentlichung in der Deutſchen 
Juſtiz 1939 Heft 4, wurde der Gedanke der Einſchränkung 
der Gefängnisſtrafe zugunſten der reinen Erziehungsſtrafe, 
beſtehend in dem Jugendarreſt, bejaht, dagegen das Be⸗ 
dürfnis, zwiſchen Jugendarreſt und Jugendgefängnis die 
Haftſtrafe als weitere Strafart vorzuſehen, verneint. Dieſe 
Löſung erſcheint in Anbetracht der Spanne zwiſchen dem 
Jugendarreſt und der geringſtzuläſſigen Gefängnisſtrafe 
(letztere teilweiſe mit 3 Monaten Mindeſtdauer angenom- 
men) wenig harmoniſch. Es iſt dabei noch zu berückſichti⸗ 
gen, daß der Jugendarreſt, beſtehend in ſtrenger Einzel⸗ 
haft, als Anfangsſtrafe bei jugendlichen Rechtsbrechern ſich 
kaum in der ſchroffen Form eines Freiheitsentzuges von 
mehreren Wochen wird durchführen laſſen. Hiergegen wer⸗ 
den ſich Bedenken vom Standpunkt des Jugendarztes und 
Jugendpſychologen aus erheben. Der Gedanke der Çin- 
führung der Haftſtrafe als grundſätzlicher Strafe für Zugend⸗ 
liche wird daher nicht ſchlechthin abzuweiſen ſein. Sie wird 
in den gerade praktiſch häufigen Fällen, in denen ein län⸗ 
gerer Freiheitsentzug erforderlich erſcheint, ohne daß dieſer 
ſchon den Charakter der Gefängnisſtrafe anzunehmen 
braucht, von Bedeutung ſein. 
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Die Berufung des Strafprozeßentwurfes 
in der Erfahrung 
der öſterreichiſchen Strafprozeßordnung 


Nach dem Berichte der amtlichen Strafprozeßkommiſſion 
ſieht das kommende deutſche Strafverfahren als Rechts⸗ 
mittel gegen Urteile des Amtsrichters und des Schöffen⸗ 
gerichtes die Berufung, gegen erſtinſtanzliche Urteile 
der Schöffenkammer und des Schwurgerichtes ſowie gegen 
die im Berufungsrechtszug ergehenden Urteile des Qand- 


116 


gerichtes die Urteilsrüge vor. Da nach der vore 
geſehenen Zuſtändigkeitsordnung der Amtsrichter auf Ge⸗ 
fängnis, Haft oder Feſtungshaft bis zu 6 Monaten, das 
Schöffengericht aber auf Zuchthaus bis zu 2 Jahren und 
auf Gefängnis oder Feſtungshaft bis zu 5 Jahren und auf 
Haft ſchlechthin erkennen kann, ſo wird für die überwiegende 
Mehrzahl aller Strafſachen die Berufung als das ordent- 
liche Rechtsmittel eröffnet. Nach Freisler werden 90 v9. 
aller Urteile durch dieſes Rechtsmittel angefochten werden 
können. 


Die Berufung des Entwurfes iſt das befriſtete, auf⸗ 
ſchiebende und aufſteigende Rechtsmittel, das den Weg zu 
einer zweiten Tatſachen inſtanz eröffnet: der Sachver- 
halt, der den Gegenſtand des Verfahrens bildet, ſoll nach 
den für die erſte Inſtanz geltenden Beſtimmungen neu ver⸗ 
handelt und entſchieden werden. Somit haben an der Feſt⸗ 
ſtellung des nämlichen Sachverhaltes zwei ſachlich nicht 
gleichgeordnete Gerichte mitzuwirken. Mit dieſen Be⸗ 
ſtimmungen entfernt fih das kommende deutſche Strafver⸗ 
fahren von den Grundſätzen, welche die „Denkſchrift“ des 
NSRB. zum Entwurf einer Strafverfahrensordnung 
(S. 64) aufgeſtellt hat. Sie ſah bekanntlich weder die Be⸗ 
rufung noch die Revifion als Rechtsmittel vor; für die ein⸗ 
heitliche Rechtsauffaſſung hätte eine zu ſchaffende Stelle zu 
ſorgen. Ein Gedanke, der im engliſchen Rechte ſein 
Spiegelbild findet. 

Daraus folgt: die amtliche Strafprozeßkommiſſion er- 
achtet in dem Beſtreben, den Grundſatz der materiellen 
Wahrheit zu verwirklichen, eine zweimalige Tatſachenfeſt⸗ 
ſtellung für ſo unumgänglich notwendig, daß die Berufung 
als ordentliches Rechtsmittel gegen 90 vH. aller Urteile 
zugelaſſen werden ſoll. 

Was lehrt hierzu die aus der Anwendung der öſterreichi⸗ 
ſchen Strafprozeßordnung geſammelte Erfahrung? 

Dieſes Verfahrensgeſetz kennt als befriſtetes, aufſchieben⸗ 
des und aufſteigendes Rechtsmittel gegen Urteile des Ein- 
zelrichters bei den Landgerichten, dann des Schöffen⸗ und 
Schwurgerichtes die „Nichtigkeitsbeſchwerde“. 
Sie dient zur Geltendmachung eines error in procedendo 
oder iudicando, niemals aber eines error facti, wenn auch 
der Oberſte Gerichtshof die außerordentliche Wiederauf⸗ 
nahme zugunſten eines Verurteilten verfügen kann, falls 
fih erhebliche Bedenken gegen die Richtigkeit der dem Ur- 
teile zugrunde gelegten Tatſachen ergeben. Sie gleicht der 
Urteilsrüge des Entwurfes. Hingegen werden Urteile der 
Amtsgerichte mit der „Berufung“ angefochten, die eine 
Ueberprüfung der im erſten Rechtsgang aufgenommenen 
Beweiſe und ihre Wiederholung darſtellt. 

Die Einrichtung der Nichtigkeitsbeſchwerde hat ſich durd- 
aus bewährt, während die der Berufung beſonders von den 
Praktikern meiſt abgelehnt wird, weil ſie in ihrer Art nicht 
nur die Rechts verzögerung, ſondern auch die Arbeitsver⸗ 
mehrung ungebührlich fördert, die Rechtsſicherheit aber im 
ſelben Maße keineswegs erhöht. Dabei ſei eines nicht ver⸗ 
geſſen: die StPO. ift nicht das Geſetz des Rumpföſterreich 
des Friedensdiktates, ſondern das Geſetz eines Staates, 
deſſen Aufgabe es war, den verſchiedenſten Völkern die 
Rechtsſicherheit zu wahren. 

Während nun z. B. im Jahre 1934 in der Oſtmark 
109 493 Strafſachen bei den Amtsgerichten durch Ur- 
teil erledigt wurden, beträgt die Zahl bei den Land- 
gerichten 21053, das heißt, daß nur 83 09. aller Ur- 
teile durch Berufung anfechtbar find, während 17 09. nur 
einer Ueberprüfung im Zuge einer Nichtigkeitsbeſchwerde 
unterliegen. Dabei umfaßt die herrſchende Zuſtändigkeits⸗ 
ordnung zahlreiche ſtrafbare Handlungen, die künftig nur 
als Polizeiübertretungen behandelt werden. 

Beſonders aufſchlußreich iſt aber die Entwicklung des 
vereinfachten Verfahrens in Verbrechens⸗ und Vergehens⸗ 
fällen, das mit dem Geſetze vom 5. 12. 1918, StG Bl. Nr. 93 
eingeführt wurde. Zur Bekämpfung der Ueberlaſtung der 
Gerichte wurden Strafſachen den Schöffengerichten abge⸗ 
nommen und einem Berufs- als Einzelrichter zugewieſen. 


Als Rechtsmittel gegen die Urteile des Einzelrichters 
wurde die Berufung vorgeſehen, über welche der Gerichts⸗ 
hof erſter Inſtanz zu entſcheiden hatte. Dieſes Geſetz 
wurde, als es im Jahre 1926 ablief, vom Parlamente aus 
rein demagogiſchen Gründen nicht verlängert, im Jahre 
1934 aber — allerdings in geänderter Faſſung — wieder 
eingeführt. Die Aenderung beſtand darin, daß nunmehr 
als Rechtsmittel gegen Urteile des Einzelrichters nicht mehr 
die Berufung, ſondern die Nichtigkeitsbeſchwerde bereit⸗ 
geſtellt wurde, weil die Erfahrung gezeigt hatte, daß die 
Tatſachenfeſtſtellung durch die erſte Inſtanz durchaus ge⸗ 
migt. Dabei kann der Einzelrichter keine ſtrengere Strafe 
verhängen als eine Freiheitsſtrafe von höchſtens einem 
Jahre, während das Schöffengericht nach dem Entwurfe auf 
Freiheitsſtrafen von fünf Jahren erkennen kann. 

Der Bericht der amtlichen Strafprozeßkommiſſion faßt 
die Gründe zuſammen, die gegen eine volle Berufung vor⸗ 
gebracht werden. Letzten Endes laufen alle Argumente auf 
den einen Gedanken hinaus, daß die Tatſachenfeſtſtellung 
etwas Einmaliges iſt. Hier gilt Mephiſtos Wort auch für 
den Zeugen: du mußt es dreimal fagen, nämlich vor der 
Polizei, vor dem Ermittlungsrichter und vor dem er⸗ 
kennenden Gerichte. Nun ſoll die teufliſche Aufforderung 
nicht genügen, vielmehr zu einem: du mußt es viermal 
ſagen, abgewandelt werden? Hat ein Zeuge gelogen, ſo 
wird ihn das Berufungsgericht ebenſowenig überführen 
können wie der Richter im erſten Rechtsgang. Weiß aber 
der Beſchuldigte, daß ſein Wort vor dem Gerichte nur 
einmal gehört wird, ſo kann er den Entſchluß, doch noch 
die Wahrheit zu ſagen, nicht vom Spruche des erſten Rich⸗ 
ters abhängig machen. 

Anderſeits iſt es richtig, daß es irgendwelcher Ein⸗ 
richtungen bedarf, durch die Fehler und Mängel in 
den tatſächlichen Feſtſtellungen nach Möglichkeit nicht ver- 
mieden — wie der Bericht ſagt — wohl aber verbeſſert 
werden können. Daß dieſes Ziel nur durch eine neuerliche 
Verhandlung vor dem Berufungsgericht erreicht werden 
kann, iſt nicht einzuſehen. Ein kaſſatoriſcher Erfolg der 
Urteilsrüge müßte dasſelbe Ziel erreichen. Auf Grund der 
Aktenlage kann das Urteilsrügegericht nicht etwa die Be⸗ 
weiswürdigung des Erſtrichters in bezug auf die Glaub- 
würdigkeit der Zeugen abändern, wohl aber immer dort 
eingreifen, wo nicht erſichtlich iſt, aus welchen Gründen 
und Ueberlegungen der Gerichshof erhebliche Tatſachen als 


erwieſen oder nicht erwieſen angenommen hat. Das muß 
noch zu keiner Vermiſchung von Berufung und Urteilsrüge 
führen. 

Ebenfalls dort, wo im Verfahren vor dem erſten Richter 
der Sachverhalt nicht genügend geklärt wurde, weil Be⸗ 
weiſe abgelehnt wurden, die zur gründlichen Beurteilung 
der Sache erheblich erſcheinen, könnte das Urteilsrüge- 
gericht kaſſatoriſch eingreifen. 

Gewiß beſtehen Bedenken in der Richtung, daß die Fülle 
der kleinen und mittelſchweren Strafſachen ihre ſorgfältige 
Vorbereitung und gründliche Erörterung verhindere. Man 
ſtreift den Gedanken — ohne ihn ausſprechen zu wollen — 
daß nicht von jedem Richter ein ſolches Maß von Konzen⸗ 
tration gefordert werden könne, daß ſeine Tatſachenfeſt⸗ 
ſtellungen unbedenklich wären. Aber ebenſogut kann dieſe 
Schlußfolgerung umgekehrt werden: nicht der mit der 
kleinen Kriminalität befaßte Richter bagatelliſtert das Ber- 
fahren, ſondern das Verſahren den Richter! Auf ihm 
laſtet, wenn ſeine Tatſachenfeſtſtellung unbedenklich ſein 
ſoll, ein gutes Maß der Verantwortung. Aber mit der 
Verantwortung wächſt der Wille, und mit dem Willen der 
Charakter. Richten ift aber Sache des Charakters ebenſo⸗ 
gut wie des Wiſſens. Das Verantwortungsgefühl wird 
aber dadurch erhöht, daß ſich der Richter nicht auf die 
zweite Inſtanz verlaſſen kann, ſondern auf ſeiner Arbeit 
der Urteilsſpruch in tatſächlicher Hinſicht beruht. 

Vor ähnliche Aufgaben jah ſich die Richterſchaft Alt- 
Oeſterreichs geſtellt, als die von Franz Klein entworfene 
Zivilprozeßordnung in das Rechtsleben eingeführt werden 
ſollte. Das Geſetz führte bekanntlich das Neuerungsverbot 
im Berufungsverfahren ein, wodurch eine ungeahnte Kon- 
zentration des Rechtsſtoffes im erſten Rechtsgang erreicht 
wurde. Heute noch finden Rechtswahrer des Altreiches 
dieſe Einrichtung gewagt. Daß ſie aber vorbildlich iſt, hat 
noch jüngſt Miniſter Dr. Hueber (Deutſche Juſtiz S. 1172) 
hervorgehoben. Die Rechtswahrerſchaft aber hat den kühnen 
Gedanken des Geſetzes zu vollem Erfolg verwirklicht. 

Nicht anders könnte die Rechtswahrerſchaft Großdeutſch⸗ 
lands handeln, wenn der Grundſatz der Einfachheit und Be- 
ſchleunigung der Rechtspflege mit dem des Strebens nach 
materieller Wahrheit und Rechtsſicherheit durch eine ein- 
heitliche Regelung des Rechtsmittelverfahrens in der Form 
der Urteilsrüge verwirklicht würde. 

Landgerichtsrat Dr. Guſtar Kaniak, St. Pölten 


Kritiſche Umfchau 


Ein Schuldner und 30 fjaftbefehle! 


Ueber die Erneuerungsbedürftigkeit des 
Offenbarungseids verfahrens. 


Einem Volksgenoſſen wird auf ſeine Anfrage vom Amts⸗ 
gericht zutreffend mitgeteilt, ſein Schuldner habe weder 
den Offenbarungseid geleiftet noch die auf Grund von § 19d 
der Vollſtreckungsmaßnahmen verordnung zugelaſſene Ver⸗ 
ſicherung abgegeben, jedoch lägen, da er in den bislang an⸗ 
beraumt geweſenen Offenbarungseidsterminen nicht er⸗ 
ſchienen ſei, bereits dreißig Haftbefehle gegen ihn vor. Dieſer 
kurze Tatbeſtand zeigt den Mißſtand des heutigen Offen⸗ 
barungseidsverfahrens in grellem Licht und iſt alles andere 
als geeignet, die Volkstümlichkeit der Rechtspflege zu wahren. 
Im Angeſichte des Gerichts, das dreißigmal die Haft zur 
Erzwingung der Offenbarung ſeines Vermögens gegen ihn 
beſchloſſen hat, ergeht der Schuldner ſich vergnüglich jeg- 
lichen Tag, und dem mit der erwähnten Mitteilung vom 
Amtsgericht beſchiedenen Gläubiger erſchließt ſich die ganze 
Groteskheit dieſer nur als Komödie zu bezeichnenden An⸗ 
gelegenheit noch mehr, als er gelegentlich der Suche nach 


ſeinem Schuldner dieſen endlich auf einem Bodbierfeft 
antrifft. 

Eine derartige Entwertung des Haftbefehls, wie wir ſie 
— wenngleich nicht in dem geſchilderten Ausmaß — zu 
Hunderten, der gegenwärtigen Geſetzeslage gemäß, bei 
unſern Vollſtreckungsgerichten finden, iſt des Gerichts und 
der in ihm verkörperten Staatsmacht unwürdig. Sie iſt 
das überkommene Schulbeiſpiel einer liberaliſtiſchen Ein- 
ſtellung des früheren Geſetzgebers. Durch ſie iſt es in die 
Hände des Gläubigers gegeben, ob er einen Haftbefehl des 
Staates vollziehen laſſen will oder nicht, ein Zuſtand, der 
mit unſern Anſchauungen von der Autorität des Staates 
unvereinbar iſt. Berückſichtigt man hierzu noch, daß nicht 
felten eine weichliche Praxis das Offenbarungseidsver⸗ 
fahren zu einem in den meiſten Fällen der tatſächlichen 
Sachlage nicht gerecht werdenden ſchleppenden Abzahlungs⸗ 
handel erniedrigt, ſo iſt verſtändlich, daß das Offenbarungs⸗ 
eidsverfahren in feiner heutigen Geſtalt für böswillige 
Schuldner ein wahrhaft ideales iſt. 

Hier muß eine Aenderung eintreten. Es geht nicht an, 
daß der Schuldner etwa durch die Leiſtung einer Zweimark⸗ 
rate bei dem Gläubiger die Ausſetzung der richterlichen 
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Haftanordnung erkauft. Die Parteienherrſchaft, die im Er- 
kenntnisverfahren durch eine energiſche und zielbewußte 
Praxis im Intereſſe des Anſehens der Gerichte weitgehend 
ausgeſchaltet iſt, muß auch im Offenbarungseidsverfahren, 
und zwar, ſoweit die Anordnung und Vollziehung des Haft⸗ 
befehls in Frage ſteht, durch Geſetzesänderung, beſeitigt 
werden. Bleibt jemand bewußt auf behördliche Ladung ohne 
Entſchuldigung aus, ſo iſt das immer eine Ungehörigkeit, 
und es ift niht erſichtlich, weshalb gegen den zum Offen⸗ 
barungseid nicht erſchienenen Schuldner die Haftanordnung 
nur ſtattfindet, wenn ein beſonders darauf gerichteter An⸗ 
trag (8 901 8 PO.) des Gläubigers vorliegt. Mit der Ber 
antragung des Verfahrens muß deſſen Geſtaltung auch der 
Willkür des Gläubigers entzogen ſein. Genau ſo wie gegen 
den ausgebliebenen Zeugen nach § 380 ZPO. von Amts 
wegen, auch wenn die Parteien nunmehr auf ihn verzichten, 
auf Ordnungsſtrafe erkannt wird, muß der terminsſäumige 
Schuldner des Offenbarungseides in Ordnungsſtrafe ge⸗ 
nommen werden. Und das gleiche muß gegenüber einem 
erſchienenen, aber den Eid weigernden Schuldner nicht 
anders als gemäß $ 390 ZPO. einem zwar erſchienenen, 
aber Zeugnis und Eidesleiſtung unberechtigt ablehnenden 
Zeugen gegenüber gelten. Die Ordnungsſtrafe hat grund- 
ſätzlich in Haft, nach richterlichem Ermeſſen aber daneben 
oder ſtatt deſſen in Geld zu beſtehen. Eine ſolche Regelung, 
die angeſichts der Vielgeſtaltigkeit der Lebensfälle auch ſonſt 
noch mit einer weitgehenden Ermeſſensfreiheit des Richters 
ausgeſtattet werden könnte, würde dem Offenbarungseids⸗ 
verfahren eine ganz andere Bedeutung erkämpfen und Fälle 
wie den eingangs geſchilderten von ſelbſt ausſchließen. Es 
ſteht nicht zu befürchten, daß die von Amts wegen erfolgende 
Vollſtreckung des Haftbefehls dem Reiche ins Gewicht fal⸗ 
lende Koſten bereiten würde. Denn die tägliche Praxis lehrt, 
daß der Schuldner in aller Regel eher ſein Vermögen offen⸗ 
bart als die Haft vollſtrecken läßt. Notfalls könnte aber 
auch hier ein Weg gefunden werden, der unter Meidung 
eines dem gerichtlichen Anſehen abträglichen Verfahrens 
die vorherige Entrichtung eines Auslagenvorſchuſſes ſicher⸗ 
ſtellt. Amtsgerichtsrat Dr. Linkhorſt, Lieberoſe. 


* 


Pfändung der füinderzulagen nach § 850b 300.7 


Nach 8 850 Abſ. 2 ZPO. find die Kinderzulagen der Be⸗ 
amten weder der Pfändung unterworfen, noch bei der Er⸗ 
mittlung der pfändbaren Beträge zu berückſichtigen. Aus 
der Tatſache, daß § 850b eine Verweiſung auf jene Bor- 
ſchrift nicht enthält, folgert bekanntlich die in der Redt- 
ſprechung und im Schrifttum herrſchende Anſicht, daß die 
Kinderzulagen der Arbeiter und Angeſtellten im Gegenſatz 
zu denjenigen der Beamten pfändbar find (vgl. LG. 
Plauen, JW. 1935, S. 2307 Nr. 66; OLG. Dresden, 
JW. 1935 S. 3052 Nr. 28; KG. in JW. 1937 S. 2790 
Nr. 35; AG. Berlin, JW. 1938 S. 1541 Nr. 36; LG. Berlin, 
JW. 1938 S. 2155 Nr. 35; Jonas, ZPO. II, 15. Aufl., 
Ben. II la u. b zu 5 850b; Baumbach 1938, § 850b 
Anm. 1; Sydow ⸗Buſch⸗Krantz - Triebel, ZPO. II 1935, 
Anm. 3 zu § 850b; Jonas, JW. 1935 S. 2987, Anm. B zu 
Nr. 80; Pohle, JW. 1935, Seite 3052 Anm. zu Nr. 28; 
derſelbe, Der Pfändungsſchutz der Arbeitsvergütung ſeit 
dem Geſetz vom 24. 10. 1934, Deutſches Arbeitsrecht 1937 
S. 100). 

Sie wird damit begründet, daß die Beſtimmung des 
8 850b ihrem Weſen nach eine Ausnahmevorſchrift fei, 
durch deren Erlaß der Geſetzgeber bewußt und unzwei⸗ 
deutig die unterſchiedliche Behandlung der Beamten einer⸗ 
ſeits, der Arbeiter und Angeſtellten andererſeits angeordnet 
habe. Für eine entſprechende Anwendung des § 850 Abſ. 2 
ſei kein Raum, weil der Geſetzgeber ſie ſonſt bei der Neu⸗ 
faſſung und Aenderung des § 850 in dem Geſetz vom 
24. 10. 1934 zum Ausdruck gebracht haben würde. Die Be⸗ 
lange der Gläubiger würden geſchädigt, wenn die Kinder⸗ 
zulagen für pfandfrei erklärt würden, obſchon der Abſ. 2 
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des § 850b den unpfändbaren Teil des Mehrbetrages 
unter Berüdfihtigung der Zahl der Unterhaltsberechtigten 
erhöhe. Bei den in der Privatwirtſchaft tätigen Arbeitern 
und Angeſtellten würde die Unpfändbarkeit der Kinder- 
zuſchläge leicht dazu führen, daß die Betriebsführer mit 
den Gefolgſchaftsmitgliedern willkürlich zum Nachteil der 
Gläubiger vereinbaren könnten, welcher Teil des Einkom- 
mens auf Kinderzuſchläge entfalle. 

Dieſe Argumente vermögen nicht zu überzeugen. Mag 
auch ein ausdrücklicher Hinweis auf den § 850 Abſ. 2 im 
§ 850b fehlen, fo ift damit noch nicht geſagt, daß eine ent- 
ſprechende Anwendung unzuläſſig iſt. Die Beſtimmung iſt 
vielmehr nach geſundem Rechtsempfinden auszulegen. 

Die Kinderzulagen ſind nun, wie kaum beſtritten werden 
kann, zweckgebundene Beträge. Sie ſind dazu beſtimmt, 
den Unterhalt und die Erziehung der Kinder ſicherzuſtellen 
und können folglich nicht einem Gläubiger des Unter- 
haltsverpflichteten eine beſſere Befriedigungsmöglichkeit 
verſchaffen. Eine unterſchiedliche Behandlung der Kinder- 
zulagen der Beamten auf der einen, der Arbeiter und An- 
geſtellten auf der anderen Seite kommt in der praktiſchen 
Auswirkung der Anwendung von zweierlei Recht inner⸗ 
halb derſelben Volksgemeinſchaft gleich. Das erſcheint mir 
um ſo weniger verſtändlich, als die Vorausſetzungen, unter 
welchen die Zulagen gewährt werden, durchweg die glei⸗ 
chen ſind. Der Beamte iſt zudem durch feſte Anſtellung 
(regelmäßig auf Lebenszeit) und die Penſionsberechtigung, 
wirtſchaftlich geſehen, dem Arbeiter und Angeſtellten gegen⸗ 
über im Vorteil, deren Dienft- bzw. Arbeitsverhältnis 
beliebig gekündigt werden kann. Wenngleich die Kündi⸗ 
gung Nachteile für den Gläubiger mit ſich bringen kann, 
ſo iſt wiederum zu bedenken, daß ſich bei dem heute herr⸗ 
ſchenden Menſchenmangel dem arbeitswilligen Schuldner 
jederzeit die Möglichkeit bietet, einen neuen Arbeitsplatz 
zu bekommen. Der Gefahr einer willkürlichen Verein⸗ 
barung von Kinderzuſchlägen in der Privatinduſtrie könnte, 
ſoweit es noch erforderlich ift, durch entſprechende Ergün⸗ 
zung der Tarifordnungen begegnet werden. Eine Beſſer⸗ 
ſtellung der Arbeiter und Angeſtellten im Vergleich zu den 
Beamten tritt durch die Pfändungsfreiheit der Kinder⸗ 
zulagen nicht ein. Während nach $ 850 Abſ. 2 8PO. für 
den pfandfreien Mehrbetrag bis zur Höchſtgrenze von zwei 
Dritteilen die Zahl der Unterhaltsberechtigten entſcheidet, 
genießt der Beamte nach § 850 Abf. 1 Satz 1 dieſen Schutz 
ohne weiteres. 

Die herrſchende Meinung muß ſelbſt zugeben, daß bei 
kinderreichen Schuldnern Härten unvermeidlich find (vgl. 
Pohle a. a. O.). Nachdem die Gerichte zum großen Teil 
verſucht hatten, ſie durch Anwendung des Vollſtreckungs⸗ 
mißbrauchsgefetzes abzuwenden, ift zur weiteren Milderung 
dieſer Härten inzwiſchen die Verordnung zur Ergänzung 
der Vorſchriften über die Pfändung der Arbeitsvergütung 
vom 7. 4. 1938 (RG Bl. I, 378) ergangen. So begrüßens⸗ 
wert dieſe Regelung iſt, bleibt doch zur grundſätzlichen 
Klärung der Frage eine geſetzliche Löſung unumgänglich. 
Allein die Tatſache, daß eine ganze Reihe von Gerichten 
in fortſchrittlicher Rechtsanwendung die Kinderzuſchläge für 
unpfändbar erklärt hat (vgl. DLG. Jena, JW. 1935 S. 1724 
Nr. 65; dazu Hodum, JW. 1935 S. 2986 Anm. A zu Nr. 80; 
AG. Berlin, JW. 1938 S. 608 Nr. 51; Amtsgericht 
Wuppertal, Beſchlüſſe vom 13. 4. 38 — 6b M 767/38 —, 
3. 11. 38 — 21 M 464/38 —, 5. 11. 38 — 21 M 444/38 —, 
6. 1. 1939 — 21 (6b) M 2875/38 —; OLG. Breslau, veröf⸗ 
fentlicht in „Völk. Wille“ Nr. 3, Jahrg. 1939, S. 5), nötigt 
dazu. 

Die Geſetzesänderung, welche hiermit in Vorſchlag ge- 
bracht wird, dürfte am beſten dadurch zu erreichen ſein, 
daß der zweite Satz des § 850b Abſ. 1 folgende Faſſung 
erhält: 

„Die Vorſchriften des § 850 Abſatz 1 Satz 3 und Abfah 2 
gelten dabei entſprechend“. 

Aſſeſſor Heinz Waechter, Wuppertal 


Blick in die Zeit 
Gemeindeneuordnung in Eftland auf politiſchem 


Kintergrund 


In Eftland tritt am 1. April 1939 ein neues Geſetz 
über die territoriale Reform der Landgemeinden in Kraft. 
Die Bedeutung, die eſtniſcherſeits der Umgeſtaltung der 
Landgemeinden beigemeſſen wird, kennzeichnete der Innen⸗ 
miniſter Weermaa dahin, daß das neue Geſetz die zweit⸗ 
wichtigſte Neuordnung im Aufbau des Staates neben der 
Agrarreform vom Jahre 1921 darſtelle. 

Die Neuordnung der Landgemeinden fußt auf dem „Ge⸗ 
feg iber die einmalige Ordnung der Landgemeinde- 
grenzen“, das am 8. April 1938 in Form eines Dekretes 
erlaſſen wurde und dem eſtniſchen Staatspräſidenten das 
Recht gibt, neben Grenzverſchiebungen auch Aenderungen 
in der Zahl der Landgemeinden vorzunehmen durch Ju- 
ſammenlegung beſtehender oder Schaffung neuer Ge⸗ 
meinden. 

Als Ergebnis jahrelanger parlamentariſcher Debatten 
und unzähliger, unzureichender, praktiſcher Verſuche zur 
Aenderung der Landgemeindegrenzen werden nunmehr an 
Stelle der in Eſtland beſtehenden 365 Gemeinden 248 treten 
und damit 117 Landgemeinden von der Landkarte ver- 
ſchwindend. Maßgebend für dieſe Neuordnung waren neben 
verwaltungstechniſchen insbeſondere wirtſchaftliche Gründe. 
Die bisherigen Landgemeinden waren in ihrer Größe 
durchweg uneinheitlich; es beſtanden 11 Gemeinden mit 
bis 500 Einwohner, 53 mit 500-1000, 72 mit 1000—1500, 
72 mit 1500—2000 Einwohnern, während der Reſt über 
2000 Einwohner gehabt hat. Weit über die Hälfte aller 
Gemeinden, die rund ein Drittel der geſamten Landbe⸗ 
völkerung umfaſſen, hat damit weniger als je 2000 Ein⸗ 
wohner gehabt. Dieſe Tatſache führte in den kleinen Ge- 
meinden zu einer übermäßig hohen Steuerbelaſtung; ſo 
beträgt z. B. die Immobilienſteuer in den kleinſten Ge⸗ 
meinden über 1 Krone, in den größeren jedoch nur etwa 
60 Cent auf den Kopf der Bevölkerung, die reinen Berz 
waltungskoſten in den kleinſten Gemeinden dagegen ſind 
— auf den Kopf der Bevölkerung gerechnet — doppelt ſo 
hoch als in den Gemeinden mit über 2000 Einwohnern. 
Die Folge dieſer Mißſtände war, daß rund ein Drittel 
aller Gemeinden mit Unterſchüſſen arbeitete. Als Grund- 
ſatz galt deshalb bei der Neuordnung der Gemeinden, 
daß ein geordneter Haushalt der Landgemeinden in ſtarkem 
Maße von ihrer Größe abhänge. Als Größe einer Land- 
gemeinde wurde daher im neuen Geſetz die Zahl von durd: 
ſchnittlich 2000 Einwohnern angenommen. Mit der Ber- 
größerung der Landgemeinden ſoll zugleich allgemeinen 
wirtſchaftlichen und kulturpolitiſchen Entwicklungen Rech⸗ 
nung getragen werden, die ebenfalls eine Neuordnung der 
vor etwa 40 Jahren geſchaffenen gegenwärtigen Gemeinde⸗ 
grenzen notwendig machten. Die durch die Reform er- 
zielten Einſparungen des Staates in Höhe von 300 000 Kr. 
jährlich ſollen vor allem dem Ausbau des Schulnetzes 
auf dem Lande zugute kommen. 

Die Kommunalreform findet jedoch mit der Feſtſetzung 
der Gemeindegrenzen noch nicht ihren Abſchluß. Da vom 
1. April 1939 an alle Gemeinden als neue Gemeinden 
im Sinne des Geſetzes betrachtet werden, müſſen auch die 
bisherigen Gemeinderäte und Gemeindeangeſtellte ihre 
Tätigkeit aufgeben und durch neue erſetzt werden. Bis 
zur Neuwahl der Gemeinderäte werden vom Innenminiſte⸗ 
rium ernannte zeitweilige Gemeindeverwaltungen die ver⸗ 
waltungsmäßigen Geſchäfte führen. 

Die territoriale Neuordnung der Landgemeinden bietet 
dem Eſtentum zugleich Anlaß, die Eſtiſierung der 
Namen mit allen Kräften zu fördern. Das ſtaatliche 
Intereſſe an der Eftifierung der Ortsnamen erweiſt 
ein faſt zu gleicher Zeit mit dem Geſetz vom 8. April 
1938 angenommenes „Geſetz über die Anpaſſung von Namen 


von Ortſchaften und Grundbucheinheiten an das Eſtniſche“, 
das ſofort nach ſeiner Veröffentlichung in Kraft getreten 
iſt. Dabei iſt die Abänderung von nichteſtniſchen, d. h. 
deutſchen Namen von Grundbucheinheiten für die 
nächſten zwei Jahre gebührenfrei gelaſſen worden; nach 
Ablauf der Friſt ſoll der Zwangsweg beſchritten werden. 
Eine wirkſame Abſtützung fand das ſtaatliche Intereſſe 
an der Eſtiſierung der Namen durch die eſtniſche Preſſe. 
So iſt in der eſtniſchen Preſſe gerade in letzter Zeit mehr⸗ 
fach betont worden, daß die territoriale Reform nur dann 
wirklich allſeitig befriedigend ausfallen und auf län⸗ 
gere Dauer Beſtand haben kann, wenn auch 
die Namen der Landgemeinden einer ſachlichen Erwägung 
unterzogen und fremdſprachige, d. h. deutſchklingende, 
Ortsbezeichnungen eſtiſiert werden. 

Damit nimmt das neue eſtniſche Geſetz eine Richtung, 
die über eine durchaus begründete und zweckmäßige ver⸗ 
waltungstechniſche Maßnahme hinausgeht; mit der vor- 
geſehenen vollſtändigen Neubeſetzung der Gemeindeſtellen 
hat ſich der eſtniſche Staat die Möglichkeit offen gehalten, 
ein noch ſtärker als bisher an den Staat gebundenes Be⸗ 
amtentum zu ſchaffen, während andererſeits die geforderte 
Eſtiſierung der Ortsnamen ſtolze Zeugen deutſcher Leiſtung 
in Eſtland beſeitigt. Dem Geſetz über die Neuordnung 
der Landgemeinden iſt damit auch eine wichtige politiſche 
Bedeutung nicht abzusprechen. Alfred Storz, Berlin 
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„Preis der verwaltungswiſſenſchaften“ 


Im Rahmen des im September 1939 in Berlin ſtatt⸗ 
findenden 7. Internationalen Kongreſſes für Verwal- 
tungswiſſenſchaften wird zum erſten Male ein „Preis der 
Verwaltungswiſſenſchaften“ verteilt. Das Thema der Preis- 
aufgabe lautet: „Die erzieheriſche Bedeutung der Ver⸗ 
waltung“ (Le role éducatif des administrations). Die 
eingereichten Arbeiten werden durch einen Ausſchuß be⸗ 
urteilt, der ſich aus ſechs Mitgliedern des Internationalen 
Inſtituts für Verwaltungswiſſenſchaften in Brüſſel zu⸗ 
ſammenſetzt. Die Deutſche Sektion des Brüſſeler Inter⸗ 
nationalen Inſtituts ſteht unter der Führung von Staats⸗ 
ſekretär Dr. Stuckart. — Der Preis beträgt 15 000 
belg. Fr. Einzelheiten über die Statuten des Preisaus- 
ſchreibens ſind bei der Deutſchen Sektion des Internatio- 
nalen Inſtituts für Verwaltungswiſſenſchaften (Anſchrift: 
Akademie für Deutſches Recht, Berlin W, Leipziger 
Platz 15) zu erfahren. 


Der nichtſeßhafte Menſch 


Seit Jahrhunderten ſtellt der Landſtreicher ein ſoziales 
Problem dar, deſſen Löſung nirgends reſtlos gelang, ſchon 
deshalb, weil die Stellung der Geſetzgebung wie auch die 
Haltung der Bevölkerung außerordentlich uneinheitlich war. 
Der Begriff der Gemeinſchaft und ſeine Wirkungen waren 
entweder kompromißlos, z. B. im Mittelalter — der Nicht⸗ 
ſeßhafte wurde zum Teil mildtätig unterſtützt, aber er 
war geächtet —, oder der Gemeinſchaftsgedanke war ſo 
ſchwach, d. h. es fehlte jegliches Empfinden dafür, im Fah⸗ 
renden einen Volksgenoſſen zu ſehen, der hilfsbedürftig 
war; dazu umgab jeden Landſtreicher eine gewiſſe Ro⸗ 
mantik, und man beneidete ihn geradezu um ſeine Lebens⸗ 
kunſt. 

Der Rechtswahrer in Juſtiz und Verwaltung kämpfte 
ſeit Jahren vergeblich gegen das Vagabundentum in jeder 
Form an. Es iſt klar, daß der nationalſozialiſtiſche Staat 
hier neue Wege und durchgreifende Reformen anſtrebt, 
die nun in einer geplanten reichseinheitlichen Regelung 
ihren Niederſchlag finden ſollen. Die Verwaltungsbehörden, 
insbeſondere auch Polizei und Fürſorge, find dabei maf- 
geblich beteiligt, neben der Juſtiz, deren Mitarbeit bei 
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Heinen Delikten (Bettel uſw.) auch durch das neue Straf- 
geſetzbuch als feſtſtehend erſcheint. Vorbild der angeſtrebten 
Regelung ſollen die Einrichtungen des Bayeriſchen Landes⸗ 
verbandes für Wanderdienſt, Körperſchaft des öffentlichen 
Rechts, in München ſein, der auf Initiative von Gau⸗ 
leiter Innenminiſter Wagner am 31. Mai 1934 ins Leben 
gerufen wurde und deſſen Einrichtungen und Wirken ſich 
hervorragend bewährten. Um die gleiche Arbeit im Reich 
zu unterſtützen, berichtet der Wanderdienſt in einem von 
ihm in Zuſammenarbeit mit dem Bayriſchen Staatsmini- 
ſterium des Innern herausgegebenen Werk „Der nicht⸗ 
ſeßhafte Menſch“, in dem aber darüber hinaus — vielfach 
geſtügt auf vom Panderdienſt geſammeltes Material — 
hervorragende Mitarbeiter vom Standpunkt ihres or- 
ſchungsgebietes aus das Problem beleuchten). 


Der Inhalt des Buches zeigt verſchiedene Probleme 
auf — wobei die Darſtellung allein auf den männlichen 
Wanderer auf der Landſtraße abgeſtellt iſt — ohne damit 
Vollſtändigkeit zu erreichen. Nach drei Richtungen hin ſei 
kurz nach Urſache und Erſcheinungsform der nichtſeßhafte 
Menſch beleuchtet. 

Zunächſt erwächſt dem Staat eine große rechtspolitiſche 
Aufgabe, die in erſter Linie auf die möglichſte Verhinde⸗ 
rung der Nichtſeßhaftigkeit ihr Augenmerk lenken muß. 
Iſt nun ein Menſch trotz aller erdenklichen Fürſorge dennoch 
auf die Landſtraße gekommen, ſo iſt Vorſorge zu treffen, 
ihn möglichſt raſch wieder zur Seßhaftigkeit und damit 
zur Gemeinſchaft zurückzuführen. Gelingt dies nicht früh⸗ 
zeitig genug, dann haben Rechtspflege und Fürſorge nicht 
allein helfend, ſondern auch ſtrafend einzugreifen. Bis⸗ 
her ließ man es faſt immer ſoweit kommen und beſtrafte 
— ohne durchgreifend zugleich zu helfen. So wurde der 
Landſtreicher ein kriminaliſtiſches Problem und das vor⸗ 
liegende Werk befaßt ſich in großem Umfang mit dem 
Wanderer vor dem Strafgericht. Bon 7609 Wanderern, 
deren kriminelle Betätigung von Baumgärtner mit Hilfe 
ſtatiſtiſcher Methoden genaueſtens durchforſcht wird, ſind 
5637 (— 74 v. H.) zum Teil ſehr häufig und auch ſchwer 
vorbeſtraft. Art und Zahl der Vorſtrafen laffen eine Ein- 
teilung der kriminellen Landſtreicher zu: in „wandernde 
Bettler“ (ſind nur wegen Bettel, Landſtreicherei u. ä. be⸗ 
ſtraft), „verbrecheriſche Bettler“ (begehen auch gelegentlich 
ernſtere Delikte), „bettelnde Verbrecher“ (der Bettel iſt für 
ſie der Weg zum Verbrechen) und „wandernde Verbrecher“ 
(ſie ſind Verbrecher, entziehen ſich auf der Landſtraße der 
Verfolgung und ſuchen Verbrechensgelegenheiten). Arbeit⸗ 
ſuchende, aber auch irgendwie erblich belaſtete Perſonen 
finden fi) neben den Zigeunern und jeniſchen Qand- 
fahrern — einer eng umgrenzten Gaunerclique — auf der 
Landſtraße ein, und die Not zwingt ſie zu Bettel und 


) Der nichtſeßhafte Menſch. Ein Beitrag zur Neu⸗ 
geſtaltung der Raum- und Menſchenordnung im Groß⸗ 
deutſchen Reich. In Zuſammenarbeit mit dem Bayer. 
Staatsminiſterium des Innern herausgegeben vom Bayer. 
Landesverband für Wanderdienſt München. Mit Geleit- 
worten von Reichsminiſter Dr. Frick und Staatsminiſter 
Adolf Wagner. XVI, 466 Seiten. München 1938. 
Verlag C. H. Beck. Inhalt des Werkes: Seidler: Ein- 
führung; Polligkeit: Die Haltung der Volksgemein⸗ 
ſchaft gegenüber dem nichtſeßhaften Menſchen; Blaum: 
Die Binnenwanderung als wirtſchaftliche Erſcheinung in 
der Neuzeit; Ritter: Zigeuner und Landfahrer; 
Exner: Die mittelloſen Wanderer vor den Gtrafgerichten; 
Baumgärtner: Die Straffälligkeit der mittellosen 
Wanderer; Villinger: Welche Merkmale laſſen am 
jugendlichen Rechtsbrecher den künftigen Gewohnheitsver⸗ 
brecher vorausfehen?; Sieverts: Die ſtrafrechtliche 
Behandlung der Frühkriminellen; Ehrlicher: Jugend: 
ſchickſal als Grund ſozialer Entwurzelung; Stumpfl: 
Geiſtige Störungen als Urſache der Entwurzelung von 
Wanderern; Schultze: Oer Richtſeßhafte, eine Gefahr für 
die Volksgeſundheit; Eiſerharbt: Die brachliegende 
Arbeitskraft der Wanderer: Schwierigkeiten und Möglich⸗ 
keiten ihrer Verwertung; Polligkeit: Menſchen und 
Schickſale. Aus Lebensläufen von Landſtreichern; G pel- 
meyer: Perſönliche Hilfe bei der Seßhaftigkeit von Wan- 
derern; Seidler: Aufgaben und Einrichtungen des 
Bayeriſchen Landesverbandes für Wanderdienſt. 
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kleineren Delikten. Die Strafen find kurz, und nach ihrer 
Verbüßung gibt es für dieſe Menſchen keine andere 
Heimat mehr als die Landſtraße. Die erſte Straftat iſt 
ausſchlaggebend für das weitere Leben, und ſo geſchieht es, 
daß ein 43jähriger Landſtreicher reſigniert feſtſtellt: mehr 
als die Hälfte meines Lebens habe ich im Gefängnis zu⸗ 
gebracht. „Die andere Hälfte weiß ich nicht, wohin ſie 
gelommen iſt.“ 

Damit iſt eine andere Seite der ſozialen Lage des 
Wanderers geſtreift: Das Leben iſt für ihn ſinnlos und 
keinesfalls ſorglos. Großenteils finden ſich auf der Land: 
ſtraße aſoziale — wenn auch nicht gerade ſchwerkriminelle 
— Elemente, und wer nicht ſchon arbeitsſchen ift, der wird 
es auf der Landſtraße. Einweiſungen in ein Arbeitshaus 
ſind erſtens bisher verhältnismäßig ſelten und meiſtens 
nutzlos geweſen. Von 7609 Wanderern haben beiſpiels⸗ 
weiſe nur 969 (— 12,7 v. H.), darunter 537 (= 55,5 v. H.) 
einmal und 95 fünf⸗ und mehrmal, Bekanntſchaſt mit dem 
Arbeitshaus gemacht. Nicht Arbeitsſcheu allein aber 
hindert den Nichtſeßhaften, ſich nützlich zu machen, ſondern 
auch Arbeitsentwöhnung und Unfähigkeit. Legt man an 
die Einſatzfähigkeit auch nur den niederſten Maßſtab an, 
fo waren unter 22 946 Wanderern nur 52,2 v. H. voll 
arbeitsfähig 17,6 v. H. waren leicht arbeitsbeſchränkt, 
14,8 v. H. ſtark arbeitsbeſchränkt und 8,4 v. H. arbeits⸗ 
unfähig, und dabei ſteht die Hauptmaſſe der Wanderer 
(über die Hälfte) im beſten Alter (unter 40 Jahren). Dazu 
kommt aber noch, daß qualifizierte Facharbeiter, einmal 
der Landſtraße verfallen, ihre Fähigkeiten verlieren und 
zu ungelernten Arbeitern herabſinken. Die Leute um- und 
neu zu ſchulen, ihnen Arbeitsgelegenheit zu verſchaffen und 
ſie ſo als nützliche Glieder wieder der Volksgemeinſchaft 
einzugliedern, ift eine der wichtigſten und ſchönſten Auf⸗ 
gaben des Wanderdienſtes. Die hier in Bayern bereits 
erzielten Erfolge find außerordentlich erfreulich. 

Im engen Zuſammenhang mit der Einſatzfähigkeit ſteht 
die geſundheitliche Bedrohung des Wanderers, die durch 
das unſtete Leben ohne weiteres gegeben iſt. Durch ſchlechten 
Geſundheitszuſtand (Tuberkuloſe, Geſchlechtskrankheiten) be⸗ 
droht der Nichtſeßhafte aber auch andere Volksgenoſſen, mit 
denen er in Berührung kommt. Eine neue rechtliche Rege- 
lung — polizeilicher Unterſuchungszwang — dient dem 
Wanderer und dem Volksganzen und verhütet großen 
Schaden. 

Damit iſt aber die mediziniſche Seite des Problems 
noch nicht erſchöpft. Gerade die Urſachen der Nichtſeßhaftig⸗ 
keit ſind oft in der Perſönlichkeit bedingt. Erblich belaſtete 
Menſchen mit angeborenen Abnormitäten der Perſönlichkeit 
und Hefekten des Verſtandes, Begabung und Körper- 
beſchaffenheit bilden ein Hauptkontingent der Landſtreicher. 
Dazu können äußere Einflüſſe, wie ſchlechte Erziehung, 
Verweiſung, Unehelichkeit, wirtſchaftliche Notlage, nicht 
gefeſtigte Menſchen, einmal der Landſtraße verfallen, 
zu Vagabunden machen. Durch beſondere Aufmerkſamkeit 
bei ſchwererziehbaren Jugendlichen und beſondere Behand- 
lung von Frühkriminellen kann eine Vermehrung der 
Nichtſeßhaften verhindert werden, die durch die raffen- 
hygieniſche Verbrechensbekämpfung und durch die Maf 
regeln gegen Gewohnheitsverbrecher bereits teilweiſe er⸗ 
reicht wird. 

Gerade in einer geit, in der aus wirtſchaftlichen Gründen 
viele Menſchen ihre angeſtammte Heimat verlaſſen, bietet 
der Wanderdienſt den geſirandeten Binnenwanderern mit 
ſeinen Wanderhöfen, Wanderarbeitsſtätten und Ver⸗ 
pflegungsſtationen einen ſicheren Halt und läßt ſie nicht 
auf der Landſtraße verkommen. Alte Wanderer aber finden 
hier — ſoweit ſie nicht mehr volleinſatzfähig ſind für die 
Gemeinſchaft — nach oft lebenslanger Wanderung in ihrem 
Alter noch Ruhe und damit eine Heimat. 

Aufgabe und Erfüllung des Problems der Nichtſeßhaftig⸗ 
keit wird in dem genannten Buch aufgezeigt, deſſen zum 
Teil ſehr lebenswahre Darſtellung jedem deutſchen Rechts⸗ 
wahrer für Wiſſenſchaft und Praxis ſehr viel zu fagen hat. 

Aſſeſſor Dr. Zoſef Krug, München 


Neues Recht im Geſetz 


Am 30. Januar 1939 hat der Reichstag das Geſetz zur 
Behebung der Not von Volk und Reich, das der Reichs ⸗ 
regierung die Geſetzgebungsbefugnis erteilte und bis zum 
1. April 1941 befriſtet war, abermals bis zum 10. Mai 1943 
verlängert. Wie verlautet, wird es ſich dabei um die letzte 
Verlängerung des Ermächtigungsgeſetzes handeln, nach 
deren Ablauf die Geſetzgebung alsdann wieder durch den 
Reichstag ausgeübt werden wird. 


Gleichzeitig iſt das Geſetz über die Wahlperiode des 
Reichstags vom 30. Januar 1939 von der Reichsregierung 
erlaſſen worden, auf Grund deſſen der Reichstag auf vier 
Jahre gewählt wird und ſpäteſtens am 60. Tage nach Ab⸗ 
lauf der Wahlperiode die Neuwahl ſtattfinden muß. 


Durch Verordnung vom 28. Januar 1939 iſt die Wehr⸗ 
pflicht von Offizieren und Wehrmachtsbeamten im Offi⸗ 
ziersrang abgeändert worden. Danach ſind nunmehr ohne 
zeitliche Begrenzung wehrpflichtig alle aktiven Offiziere 
und Beamten, die in Zukunft aus dem aktiven Dienſt ent- 
laſſen werden, alle ehemals aktiven Offiziere und Beamten 
der neuen Wehrmacht, der Reichswehr und der alten Wehr⸗ 
macht, die jetzigen und ehemaligen Offiziere und Beamten 
des Beurlaubtenſtandes der neuen und der alten Wehr⸗ 
macht. 


Die Verordnung über Garagen und Einſtellplätze vom 
17. Februar 1939, die in Anbetracht des ſtändig zuneh⸗ 
menden Kraftfahrzeugverkehrs erforderlich geworden iſt, 
beſtimmt, daß bei der Errichtung von Wohnbauten, Be- 
triebs- und Arbeitsſtätten oder bei Um- und Erweiterungs⸗ 
bauten Einſtellplätze für die vorhandenen und zu erwar⸗ 
tenden Kraftfahrzeuge der Bewohner, des Betriebes und 
der Gefolgſchaft auf dem Grundſtück oder in ſeiner Nähe 
freigehalten werden müſſen. In beſtimmten Fällen kann 
die Baupolizei auch die Errichtung von Garagen verlangen. 
Die Garagenbaupflicht entfällt aber inſoweit, als Luft⸗ 
ſchutzräume gleichzeitig als Garagenbauplätze genehmigt 
werden. 

In einem weiteren Abſchnitt bringt die Verordnung 
Beſtimmungen und Richtlinien für die Anlegung von 
Garagen oder Einſtellplätzen. Dabei iſt insbeſondere auch 
die Anlegung von Gemeinſchaftsgaragen in der Nähe ge- 
ſchloſſener Wohngebiete vorgeſehen. Die Entfernung von 
der Wohnung zur Garage darf dabei 500 Meter nicht über⸗ 
ſchreiten. Infolgedeſſen können heute grundſätzlich in allen 
für die Bebauung beſtimmten Gebieten Garagen oder Ein- 
ſtellplätze errichtet werden, was bisher nicht zuläſſig war. 

Schließlich bringt die Verordnung noch Erleichterungen 
hinſichtlich der feuer- und ſicherheitspolizeilichen Bor- 
ſchriften mit dem Zweck, die Geſtehungskoſten ſo gering 
wie möglich zu halten. Die Erleichterungen betreffen da⸗ 
her auch nur die kleinen Garagen bis zu 100 am und 
beſtimmen vor allem, daß ſtatt der bisherigen feuerbeſtän⸗ 
digen Wände feuerhemmende als ausreichend anzuſehen 
ſind. Für freiſtehende kleine Garagen ſind die feuerpolizei 
lichen Bedingungen überhaupt gefallen. Beſondere Erleich⸗ 
terungen beſtehen ſodann noch für Krafträdergaragen. 

Für Landgemeinden kann vom Landrat beſtimmt werden, 
daß bis auf weiteres von der Durchführung der Verord⸗ 
nung überhaupt abgeſehen wird. 


Die Verordnung über den Betrieb von Kraftfahrunter⸗ 
nehmen im Perſonenverkehr vom 13. Februar 1939 bringt 
erſtmals eine Sonderregelung für alle Unternehmen, die 
den Vorſchriften des Geſetzes über die Beförderung von 
Perſonen zu Lande unterliegen. Es handelt ſich dabei in 
erſter Linie um Kraftdroſchken⸗ und Omnibusunternehmen, 


ſoweit die Fahrzeuge nicht durch einen Elektromotor an⸗ 
getrieben oder durch Tiere fortbewegt werden. 

Die Verordnung begründet eine klare Verantwortlichkeit 
des Unternehmers für die Innehaltung der in der Ber- 
ordnung niedergelegten Beſtimmungen ſowie andere mit 
der Betriebsführung zuſammenhängende Pflichten der 
Genehmigungsbehörde gegenüber. 

Für den Fahrdienſt mit Omnibuſſen, Laſtwagen und 
Droſchken iſt künftighin ein beſonderer Ausweis erforder⸗ 
lich, der für Omnibus- und Laſtwagenfahrer, abgeſehen 
von den allgemeinen Vorausſetzungen für die Erlangung 
des Führerſcheines, nur erteilt werden darf, wenn die 
Bewerber eine zweijährige Praxis in der Fahrzeugklaſſe 2 
nachweiſen können, die perſönliche, geiſtige und körperliche 
Eignung für dieſen beſonders verantwortlichen Beruf be⸗ 
figen und das 23. Lebensjahr vollendet haben. Der Be- 
werber muß ſich zu dieſem Zweck im allgemeinen einer be⸗ 
ſonderen Prüfung unterwerfen. Bei Droſchkenfahrern ſind 
grundſätzlich dieſelben Vorausſetzungen erforderlich; hier 
genügt jedoch der Nachweis einer zweijährigen Praxis in 
der Fahrzeugklaſſe 2 oder 3 und die Vollendung des 
21. Lebensjahres. 

Zu den Pflichten des Fahrperſonals gehört außer einem 
korrekten und höflichen Verhalten im Fahrdienſt insbeſon⸗ 
dere die Verpflichtung zur Prüfung der Bremſen vor 
Beginn einer jeden Fahrt oder bei längerer Fahrdauer 
nach jeder Pauſe ſowie dann, wenn das Befahren von 
Steigungen oder Gefällen bevorſteht. 

Von der Beförderung ausgeſchloſſen ſind Perſonen, 
welche die Sicherheit und Ordnung des Betriebes oder die 
Mitfahrenden gefährden, insbeſondere alſo Betrunkene oder 
Perfonen mit ekelerregenden oder anſteckenden Krant- 
heiten. 

Die Verordnung trifft weiter eingehende Beſtimmungen 
über die Ausrüſtung und Beſchaffenheit der Fahrzeuge, 
aus denen hier auf die Sondervorſchrift über die An- 
bringung einer — dritten — Motorbremſe bei Omnibuſſen 
hingewieſen fei. — Eine Sondervorſchrift für Linien- und 
Droſchkenverkehr bringt die Beförderungspflicht in dieſem 
Verkehr, wenn ſeitens der Benutzer den allgemeinen 
Beförderungsbedingungen entſprochen wird und die Beför⸗ 
drung mit den regelmäßigen Beförderungsmitteln möglich 
und nicht durch unvorherſehbare Umſtände verhindert wird. 

Schließlich enthält die Verordnung noch Beſtimmungen 
über den Droſchkenverkehr, insbeſondere über die Geſtal⸗ 
tung des Fahrpreisanzeigers und die Pflichten des Fah⸗ 
rers gegenüber dem Fahrgaſt, wozu auch die Ausſtellung 
einer Quittung über den Fahrpreis gehört. 


Gleichzeitig damit iſt eine Aenderungsverordnung vom 
3. Februar 1939 zu der Verordnung zur Bekämpfung der 
Notlage des Kraftdroſchkengewerbes ergangen, wonach der 
8 4 der Verordnung dahin abgeändert ift, daß Kraft- 
droſchkenunternehmern und ihren Ehegatten auf die Dauer 
von zehn Jahren eine neue Betriebsgenehmigung an dem 
bisherigen Betriebsſitze nicht erteilt werden darf. Das gilt 
aber nicht, wenn die Genehmigung zur Uebertragung der 
aus der Genehmigung erwachſenden Rechte und Pflichten 
oder des Betriebs oder zur Weiterführung eines Unter: 
nehmens beim Tode des Unternehmers durch den Erben 
beantragt wird. 


Das Geſetz über die berufsmäßige Ausübung der Heil- 
kunde ohne Beſtallung (Heilpraktikergeſetz) vom 17. Februar 
1939 und die gleichzeitig ergangene erſte Durchführungs⸗ 
verordnung regeln die Ausübung der Heilkunde durch 
Nichtärzte. Grundſätzlich wird danach bei Vorliegen der 
perſönlichen, politiſchen und ſittlichen Vorausſetzungen den 
Praktikern, die die Heilkunde bisher berufsmäßig ausgeübt 
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haben, die Erlaubnis zur weiteren Ausübung durch die 
untere Verwaltungsbehörde im Benehmen mit dem Geſund⸗ 
heitsamt erteilt werden. Entſprechende Anträge müſſen bis 
zum 1. April 1939 geſtellt werden. 

Dagegen kann dieſe Erlaubnis denjenigen, die die Heil⸗ 
kunde bisher nicht ausgeübt haben, nur noch in beſonders 
begründeten Ausnahmefällen erteilt werden. Während die 
bisherigen Heilpraktiker dieſe Bezeichnung weiterführen 
werden, erhalten dagegen die letzteren das Recht zur Füh⸗ 
rung der Bezeichnung „Arzt für Naturheilkunde“. 

Wer ſchließlich durch beſondere Leiſtungen feine Fähig⸗ 
keit zur Ausübung der Heilkunde glaubhaft macht, wird 
auf Antrag unter erleichterten Bedingungen zum Studium 
der Medizin zugelaſſen, ſofern er ſeine Eignung für die 
Durchführung des Medizinſtudiums nachweiſt. 

Die unerlaubte Ausübung der Heilkunde wird mit Ge⸗ 
fängnis bis zu einem Jahr und mit Geldſtrafe oder mit 
einer dieſer Strafen beſtraft. — Die Ausübung der Bahn- 
heilkunde fällt nicht unter die Beſtimmungen dieſes Geſetzes. 

In der Durchführungsverordnung iſt das Verfahren zur 
Erteilung der Erlaubnis und der Rechtsmittelweg gegen 
einen ablehnenden Beſcheid im einzelnen geregelt und fer⸗ 
ner zur Wahrung der Berufsbelange der Heilpraktiker die 
„Deutſche Heilpraktikerſchaft e. V.“ gegründet worden, bei 
der jeder Heilpraktiker die Mitgliedſchaft zu erwerben ver⸗ 


pflichtet ift. 


Die nach dem Feuerſchutzſteuergeſetz vom 1. Februar 1939 
von den Feuerverſicherungsunternehmungen zu entrichtende 
Steuer ſoll der Förderung des Feuerlöſchweſens und des 
vorbeugenden Brandſchutzes dienen. Die Steuer beträgt, 
je nachdem, ob es fih um öffentlich rechtliche Verſicherungs⸗ 
unternehmen mit oder ohne Zwangsverſicherung oder aber 
um private Verſicherungsunternehmen handelt, 12, 6 oder 
4 vom Hundert des Geſamtbetrages der Verſicherungsent⸗ 
gelte. Steuerſchuldner iſt ausſchließlich der Verſicherer. 

Das Geſetz ſowie die gleichzeitig ergangene Durchfüh⸗ 
rungsbeſtimmung enthält dann insbeſondere noch nähere 
Beſtimmungen über den Begriff des Verſicherungsentgeltes, 
die Berechnung im Falle der Zuſammenfaſſung mehrerer 
Verſicherungen, wobei bei der Hausratverſicherung gegen 
Feuer, Einbruchdiebſtahl und Waſſerleitungsſchäden 40 vom 
Hundert, in den übrigen Fällen die Hälfte vom Geſamt⸗ 
betrage in Abſatz gebracht werden kann, und ſchließlich 
über die Entrichtung der Steuer. 


Das Geſetz über die Befugniſſe der Luftaufſichtsbehörden 
bei Ausübung der Luftaufſicht (Luftaufſichtsgeſetz) vom 
1. Februar 1939 gewährt den Luftfahrtbehörden, die nach 
der gleichzeitig ergangenen Durchführungsbeſtimmung der 
Reichsminiſter der Luftfahrt und die Luftämter ſind, die 
Befugnis, in Ausübung der Luftaufſicht Verordnungen und 
Verfügungen zu erlaſſen und ſonſtige Anordnungen zu 
treffen. Derartige Verfügungen können durch Ausführung 
der zu erzwingenden Handlung auf Koſten des Verpflich⸗ 
teten, durch Feſtſetzung von Zwangsgeld bis zu 300 RM. 
oder durch unmittelbaren Zwang durchgeſetzt werden. 

Gegen eine Verfügung ſteht dem Betroffenen die Ber 
ſchwerde zu, die aufſchiebende Wirkung hat, wenn nicht die 
Luftfahrtbehörde die Verfügung ausdrücklich für ſofort voll ⸗ 
ſtreckbar erklärt. 

Die Durchführungsverordnung beſtimmt, daß der Erlaß 
von Verordnungen grundſätzlich dem Reichsminiſter der 
Luftfahrt zuſteht, und nur inſoweit den Luftämtern, als ſie 
hierzu durch die Verordnung über Luftverkehr ermüchtigt 
find, — Der Vollzug der Luftaufſicht bleibt Aufgabe des 
Luftaufſichtsdienſtes. 


Durch Verordnung vom 9. Februar 1939 iſt in Linz 
(Donau) ein Oberlandesgericht errichtet worden, dem die 
Landgerichte Linz, Ried, Steyr und Wels unter Abtrennung 
vom Oberlandesgerichtsbezirk Wien zugelegt ſind. 
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Durch eine weitere Verordnung vom 2. Februar 1939 
ſind im Vollzuge der allmählichen Beſeitigung der Orts⸗ 
gerichte die Ortsgerichte in Horchheim, Niederberg und 
Pfaffendorf, die zu den Oberlandesgerichtsbezirken Frant- 
furt und Kaſſel gehörten, aufgehoben worden. 


Durch die Verordnung zur Sicherſtellung des Kräfte⸗ 
bedarfs für Aufgaben von beſonderer ſtaatspolitiſcher Be⸗ 
deutung vom 13. Februar 1939 ſoll verhütet werden, daß 
es zur Durchführung ſolcher Aufgaben an Arbeitskräften 
mangelt. Zu dieſem Zwecke kann privaten und öffentlichen 
Betrieben und Verwaltungen vom Arbeitsamt die Abgabe 
von Arbeitskräften auferlegt werden. Bei zeitlich begrenzter 
Verpflichtung gelten dieſe Verpflichteten bei ihrem erſten 
Beſchäftigungsverhältnis als beurlaubt. Bei Verpflichtung 
von unbeſchränkter Dauer erliſcht das Dienſtverhältnis. 

Im übrigen regelt die Verordnung die Anſprüche der 
Verpflichteten ſowie ihre Pflicht, gegebenenfalls zur Bor- 
bereitung auf ihre Dienſtleiſtung an einer Schulung teil⸗ 
nehmen zu müſſen. 


Das Geſetz zur Förderung der Hitler⸗Jugend⸗Heim⸗ 
beſchaffung vom 30. Januar 1939 legt den Gemeinden die 
Verpflichtung zur Errichtung und Unterhaltung der Hitler⸗ 
Jugendheime auf. Daneben iſt eine Beteiligung der Partei 
und des Staates an den Baukoſten nach Maßgabe der ihnen 
zur Verfügung ſtehenden Mittel vorgeſehen. Soweit die 
Gemeinden die Mittel hierfür nicht unmittelbar aufbringen 
können, ſind ſie verpflichtet, eine Rücklage nach Maßgabe 
der Rücklagenverordnung anzuſammeln. Desgleichen haben 
die Landkreiſe in jedem Falle eine entſprechende Rücklage 
anzuſammeln, die alsdann den Gemeinden als Beihilfe zur 
Verfügung zu ſtellen iſt. Die Partei gewährt der Gemeinde 
eine Beihilfe in Höhe von mindeſtens der Hälfte des der 
Gemeinde von dem Kreiſe zu ſtellenden Betrages. 


Auf dem Gebiete des Fürſorge⸗ und Verſorgungsrechtes 
und des Beſoldungsrechts ſind einige neue Verordnungen 
ergangen, fo die Aenderung und Ergänzung der Durch- 
führungsbeſtimmungen zum Wehrmachtfürſorge- und -ver- 
ſorgungsgeſetz vom 21. Januar 1939, ferner als Ergänzung 
zum Befoldungsgefeh das Geſetz über die Beſoldung der 
Beamten des Ingenieurkorps der Luftwaffe vom 1. Februar 
1939 und ſchließlich die erſte Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung des Reichsarbeitsdienſtverſorgungsgeſetzes 
vom 3. Februar 1939. 

Durch das Geſetz über die Beſoldung der Hochſchullehrer 
vom 17. Februar 1939 wird erſtmalig dle Beſoldung der 
Hochſchullehrer einheitlich für das geſamte Reichsgebiet 
feſtgeſetzt. Neu in dem Geſetz ift vor allem, daß die bis- 
herigen Privatdozenten, die wiſſenſchaftliche Aſſiſtenten, 
Lektoren und andere außerplanmäßige Beamte geworden 
ſind, nach Maßgabe einer beſonderen Diätenordnung be⸗ 
ſoldet werden. 


Die Verordnung über die deutſche Pelztierzucht vom 
20. Januar 1939 gewährt dem Reichsnährſtand die Ermäch⸗ 
tigung, Vorſchriften über die Pelztierzucht zu erlaſſen. Es 
kann danach insbeſondere die Errichtung und Erweiterung 
von Pelztierzuchtbetrieben von einer Genehmigung ab⸗ 
hängig gemacht werden. Zuwiderhandlungen dagegen 
werden mit einer Ordnungsſtrafe bis zu 10 000 RM. ger 
ahndet, und ferner iſt die Errichtung oder Erweiterung 
wieder rückgängig zu machen. 


Der Reichsnährſtand iſt weiterhin durch Verordnung 
über Erzeugung von Küken in Brütereien vom 27. Januar 
1939 ermächtigt worden, insbeſondere die Neuerrichtung, 
Verlegung und Erweiterung von Brütereien ſowie ihre 
nicht nur vorübergehend eingeſtellte Wiederaufnahme von 
einer Genehmigung abhängig zu machen. Er kann ferner 
Vorſchriften für Brütereien über den Bezug von Bruteiern 


erlaſſen. Bet Zuwiderhandlungen kann auch hier eine 
Ordnungsſtrafe bis zu 10 000 RM. feſtgeſetzt werden. 
Oer Reichsnährſtand kann ferner die Fortführung dieſer 
Betriebe auf Zeit oder Dauer unterſagen, wenn der 
Betriebsführer oder ein Mitglied der Betriebsleitung die 
für die Führung des Betriebes erforderliche Zuverläſſigkeit 
nicht beſitzt. Ein ſolcher Fall liegt insbeſondere bei einem 
Verſtoß gegen Anordnungen des Reichsnährſtandes vor. 


Die zweite Verordnung zur Einheitsbewertung der ge⸗ 
werblichen Betriebe und zur Veranlagung der Vermögens- 
ſteuer und der Aufbringungsumlage vom 28. Januar 1939 
ſchiebt den Zeitpunkt der nächſten Hauptfeſtſtellung der 
Einheitswerte für gewerbliche Betriebe auf den 1. Januar 
1940 hinaus. Dementſprechend wird auch die nächſte Haupt- 
veranlagung der Vermögensſteuer und der Aufbringungs⸗ 
umlage nach dem Stand vom 1. Januar 1940 vorgenommen 
werden. 


Durch Geſetz vom 1. Februar 1939 wird die Geltungs- 
dauer der Vorſchriften über die Reichsfluchtſteuer bis zum 
Ablauf des 31. Dezember 1939 verlängert. 


Durch das Süßſtoffgeſetz vom 1. Februar 1939 wird eine 
neue Verbrauchsſteuer auf Süßſtoff eingeführt. Das Geſetz 
beſtimmt weiter, daß zur Herſtellung und zur Einfuhr von 
Süßſtoff nur der berechtigt ift, dem die Reichsregierung 
die Erlaubnis hierzu erteilt. è 

Ferner ift im Anſchluß an eine Reihe anderer bereits 
bekanntgemachter Verbrauchsſteuergeſetze das Zündwaren⸗ 
ſteuergeſetz neu gefaßt worden. 


Das Reichsgeſetz für die Jugendwohlfahrt iſt durch Geſetz 
vom 1. Februar 1939 dahin abgeändert worden, daß die 
Geſchäfte des Jugendamtes künftighin vom Bürgermeifter 
nach den Vorſchriften der Deutſchen Gemeindeordnung zu 
führen ſind. Zu ſeiner Beratung werden Beiräte beſtellt, 
und zwar der zuſtändige Vormundſchaftsrichter, ein Lehrer 
und eine Lehrerin, der zuſtändige Kreisamtsleiter des 
Amtes für Volkswohlfahrt und je ein Vertreter der Hitler ⸗ 
Jugend und des Bundes Deutſcher Mädel, die das 
21. Lebensjahr vollendet haben müſſen. 


In Abweichung des Jugendſchußzgeſetzes ift die Beſchäfti⸗ 
gung Jugendlicher in bergbanlichen Betrieben durch Ber- 
ordnung vom 20. Januar 1939 einer beſonderen Regelung 
unterworfen worden. Dieſe Abweichungen betreffen die 
Anrechnung der Unterrichtszeit in einer Berufsſchule auf 
die Arbeitszeit, die Arbeitszeitverlängerungen, die Ruhe⸗ 
pauſen, die Nachtruhe und den Frühſchluß vor Sonn- und 
Feiertagen. Von dieſen Abweichungen darf jedoch nur 
Gebrauch gemacht werden, wenn dadurch die Geſundheit 
und die körperliche Entwicklung der Jugendlichen nach dem 
Zeugnis eines Amtsarztes nicht gefährdet wird. 


Durch Erlaß über die Amtsſchilder vom 2. Februar 1939 
werden künftighin die Amtsſchilder der ſtaatlichen Ver⸗ 
waltung mit Ausnahme der Polizei als Grundfarbe Rot, 
die der Polizei die Grundfarbe Schwarz zeigen. 


Durch das Geſetz über die vermögensrechtliche Ausein⸗ 
anderſetzung zwiſchen den Ländern und den vormals regie · 
renden Fürſtenhäuſern vom 1. Februar 1939 wird beſtimmt, 
daß bei einem Rechtsſtreit über die vermögensrechtliche 
Auseinanderſetzung in den im Geſetz einzeln aufgeführten 
Fällen das Gericht das Verfahren von Amts wegen aus⸗ 
zuſetzen hat. Einem entſprechenden Ausſetzungserſuchen des 
Reichsminiſters des Innern hat das Gericht zu entſprechen. 
Dem Reichsminiſter des Innern ſteht nach Einvernehmen 
mit dem Stellvertreter des Führers und dem Reichsminiſter 
der Juſtiz die Entſcheidung darüber zu, ob der ausgeſetzte 
Rechtsſtreit fortgeſetzt werden darf oder nicht. In letzterem 


Falle liegt die Entſcheidung über die weitere Durchführung 
oder die Abänderung der vertraglichen Beſtimmungen bei 
dem Reichsminiſter des Innern. 


Der Reichsminiſter des Innern wird weiter ermächtigt, 
die Beſtimmungen dieſes Geſetzes auf jeden Rechtsſtreit für 
anwendbar zu erklären, in dem von einem vormals regie- 
renden Fürſten oder einem feiner Angehörigen ein An- 
ſpruch geltend gemacht wird, der mit dem Verluſt der 
Landeshoheit oder ſonſtiger landesherrlicher Rechte im 
Zuſammenhang ſteht. 

Alle auf Grund der Vorſchriften des Geſetzes vom 
Reichsminiſter des Innern getroffenen Verfügungen ſind 
für die Gerichte und Verwaltungsbehörden bindend. 


Die fünfte Verordnung zur Durchführung des Geſetzes 
zur Ordnung der nationalen Arbeit in öffentlichen Verwal⸗ 
tungen und Betrieben vom 7. Februar 1939 erweitert die 
Befugniſſe des Reichstreuhänders für den öffentlichen 
Dienſt dahin, daß dieſe auch für Angeſtellte, deren Gehalt 
die für die Rentenverſicherung maßgebende Grenze über- 
ſteigt, Richtlinien für den Inhalt von Dienſtordnungen 
und für die Geſtaltung von Arbeitsverhältniſſen oder 
Tarifordnungen erlaſſen können, ſoweit der Reichsminiſter 
der Finanzen einer ſolchen Regelung zuſtimmt. 


Das Tierkörperbeſeitigungsgeſetz vom 1. Februar 1939 
verlangt die unſchädliche Beſeitigung von Kadavern in 
Tierkörperbeſeitigungsanſtalten. Soweit ſolche Anſtalten 
noch nicht beſtehen, ſind die Stadt⸗ und Landkreiſe zu ihrer 
vorſchriftsmäßigen Errichtung verpflichtet. Der Tierbeſitzer 
oder der, in deſſen Obhut ſich das Tier befunden hat, hat 
der Ortspolizeibehörde oder der Tierbeſeitigungsanſtalt 
unverzüglich nach dem Tode des Tieres Anzeige zu erſtatten. 
Die Anſtalt iſt zur Abholung des Kadavers verpflichtet und 
hat dem Tierbeſitzer eine angemeſſene Vergütung zu ge⸗ 
währen. 

Die noch beſtehenden Abdeckereiberechtigungen werden bei 
beſonderen Härten gegen Gewährung einer Entſchädigung 
aufgehoben. — Soweit Tierkörperbeſeitigungsanſtalten 
fehlen, iſt die Beſeitigung nach den bisherigen Beſtimmun⸗ 
gen bis längſtens 31. März 1943 geſtattet. 

Hunde, unter ſechs Wochen alte Ferkel, Schaflämmer und 
Ziegenlämmer dürfen vergraben und verbrannt werben, 
ſoweit nicht die Ortspolizeibehörde andere Anordnungen 
trifft oder getroffen hat. 


Durch Verordnung über die Neugeſtaltung der Reichs⸗ 
hauptſtadt Berlin und der Hauptſtadt der Bewegung 
München vom 8. Februar 1939 iſt beſtimmt, daß Räume, 
die aus einem Mietverhältnis zwiſchen einem nichtjüdiſchen 
Vermieter und einem Juden frei werden, anmeldungs- 
pflichtig find. Die Meldung ift in Berlin an den Präſi⸗ 
denten der Durchführungsſtelle für die Neugeſtaltung der 
Reichshauptitadt, in München an den Oberbürgermeiſter 
zu richten. Die erſtmalige Wiedervermietung der frei ge- 
wordenen oder frei werdenden Räume bedarf in jedem 
Falle der Genehmigung. 


Gemäß der achten Verordnung zum Neichsbürgergeſetz 
vom 17. Januar 1939 find Beſtallungen jüdiſcher Zahn- 
ärzte, Tierärzte und Apotheker am 31. Januar 1939 er⸗ 
loſchen. Den Juden iſt für alle Zukunft die Ausübung dieſer 
Berufe verboten. Jüdiſchen Zahnärzten kann widerruflich 
die Ausübung ihres Berufes inſoweit geſtattet werden, 
als ſie Juden weiter behandeln dürfen. 

Dienſtverträge, die die durch die Verordnung betroffenen 
Juden als Dienſtberechtigte abgeſchloſſen haben, dürfen 
vorzeitig gelöſt werden. Auf die Kündigung von Miet⸗ 
verhältniſſen finden die entſprechenden, im Anſchluß an 


die Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums getroffenen 
Beſtimmungen Anwendung. 
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Die erſte Verordnung zur Durchführung des Geſetzes 
über die Rechtsverhältniſſe der jüdiſchen Kulturvereini⸗ 
gungen vom 30. Januar 1939 unterwirft den Eintritt in 
dieſe Vereinigungen und ihren Austritt den Vorſchriften 
des Bürgerlichen Rechts. Die Kulturvereinigungen haben 
den Ein- und Austritt unverzüglich der Meldebehörde und 
dem Standesamt mitzuteilen. 

Als Angehöriger der jüdiſchen Neligionsgemeinſchaft gilt 
im übrigen nur noch, wer einer jüdiſchen Aulturvereini- 
gung angehört. 


Für Deſterreich ift eine beſondere Bürgerſteuerverord⸗ 
nung ergangen, auf Grund deren nunmehr auch die Ge⸗ 
meinden im Lande Oeſterreich berechtigt ſind, eine Bürger⸗ 
ſteuer als Gemeindeſteuer zu erheben. Die Beſtimmungen 
lehnen ſich im weſentlichen an diejenigen des im Altreich 
geltenden Bürgerſteuergeſetzes an. 


Durch Verordnung zur Vereinheitlichung des Strafrechts 
für Wehrmachtangehörige vom 13. Januar 1939 gilt das 
Reichsſtrafgeſetzbuch, ſoweit es nicht ſchon auf Grund 
ſonſtigen Reichsrechts anwendbar iſt, für die Taten aller 
Soldaten und Wehrmachtsbeamten, die ſie im Lande 
Oeſtereich während ihrer Zugehörigkeit zur Wehrmacht be⸗ 
gehen. 


Die zweite Verordnung über eine allgemeine Preis⸗ 
ſenkung im Lande Oeſterreich vom 3. Februar 1939 be⸗ 
ſtimmt, daß grundſätzlich die Preiſe für Waren und Lei⸗ 
ſtungen um den Betrag zu ſenken find, der dadurch er⸗ 
ſpart wird, daß Waren oder Leiſtungen zu einem 
niedrigeren Preiſe als am 17. März 1938 erworben werden. 
Eine Zuwiderhandlung gegen die Beſtimmungen wird mit 
Gefängnis und Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen 
beſtraft. 


Mit dem 15. Februar 1939 iſt durch Verordnung vom 
9. Februar 1939 die ſtaatliche Hoheits⸗ und Aufſichtsbefug⸗ 
nis über die Eiſenbahnen in Oeſterreich auf den Reichs⸗ 
verkehrsminiſter übergegangen. 

Im übrigen ſind hauptſächlich folgende Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen unter gleichzeitiger Aufhebung der bisher gel⸗ 
tenden Beſtimmungen und unter Erlaß der notwendig 
gewordenen Angleichungs⸗ und Ergänzungsbeſtimmungen 
für Oeſterreich ergangen: 

1. Das Geſetz gegen heimtückiſche Angriffe auf Staat 

und Partei und zum Schutze der Parteiuniformen; 

2. das Kapitalverkehrsſteuergeſetz nebſt Durchführungs⸗ 

beſtimmungen; 
das Verſicherungsgeſetz: 

.das Salzſteuergeſetz; 

. das Geſetz zur Förderung der Energiewirtſchaft; 

die Arbeitszeitordnung und die damit zuſammen⸗ 
hängenden weiteren Geſetze und Verordnungen; 

7. das Bierſteuergeſetz und eine beſondere Verordnung 
zur Ueberleitung der öſterreichiſchen Bierſteuer auf 
das Reich; 

8. das Reichsnaturſchutzgeſetz; 

9. das Geſetz über die Reichslotterie; 

10. das Geſetz über die Neubildung deutſchen Bauern⸗ 
tums; 

11. das Reichsſiedlungsgeſetz mit Nebengeſetz und Ver⸗ 
ordnung; 

12. das Waffengeſetz mit ſeinen Durchführungsverord⸗ 
nungen; . 

13. das Geſetz über Aus⸗ und Einfuhr von Kriegsgerät. 


D Die eo 


Gleichwie für Oeſterreich ſo iſt auch für die ſudetendeut⸗ 
ſchen Gebiete eine beſondere Bürgerſteuerverordnung er⸗ 
gangen. Wegen der Einzelheiten wird auf die Verordnung 
ſelbſt verwieſen. 
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Die Verordnung über Betriebe und Zweigniederlaſſungen 
ausländiſcher Unternehmungen in den ſudetendeutſchen Ge⸗ 
bieten vom 20. Januar 1939 beſtimmt, daß Unterneh- 
mungen, die in den ſudetendeutſchen Gebieten einen Be⸗ 
trieb oder eine Zweigniederlaſſung unterhalten, aufgefordert 
werden können, binnen einer zu beſtimmenden Friſt ihren 
Betrieb oder ihre Zweigniederlaſſung zu einer ſelbſtändigen 
Unternehmung mit dem Sitz im Deutſchen Reich umzuge⸗ 
ſtalten. Im Weigerungsfalle kann die weitere gewerbliche 
Betätigung unterſagt werden. Bis zu der Umgeſtaltung 
kann durch den zuſtändigen Reichsminiſter ein Treuhänder 
beſtellt werden. 


Durch die dritte Verordnung auf dem Gebiete der 
Zwangs vollſtreckung vom 28. Januar 1939 ift die Geltungs⸗ 
dauer der in der Verordnung vom 14. November 1938 in 
den §§ 2 und 3 vorgeſehenen oder auf Grund dieſer Ber- 
ordnung angeordneten Vollſtreckungsbeſchränkungen bis zum 
31. März 1939 verlängert worden. Das gilt auch, ſoweit 
nicht landwirtſchaftliche und gärtneriſche Betriebe betroffen 
werden. 

Durch die erſte Verordnung über die Gliederung der 
Gerichte in den ſudetendeutſchen Gebieten vom 10. Februar 
1939 iſt für die in den ſudetendeutſchen Gebieten gelegenen 
Landgerichte ein Oberlandesgericht in Leitmeritz errichtet 
worden, das gleichzeitig zuſtändig iſt für die bisher den 
dortigen Obergerichten obliegenden Angelegenheiten und 
ferner die Aufgaben erledigt, die das im Sudetenland ein⸗ 
geführte Reichsrecht den Oberlandesgerichten zuweiſt. 


Ferner iſt durch die Verordnung ein weiteres Land⸗ 
gericht in Trautenau und Mähriſch⸗Schönberg errichtet 
und die Zuſtändigkeit verſchiedener Landgerichte neu ge⸗ 
regelt worden. 


Durch die Verordnung über Neichsmarkeröffnungsbilan⸗ 
zen und Umſtellungsmaßnahmen in den ſudetendeutſchen 
Gebieten (Umſtellungsverordnung) vom 9. Februar 1939 ift 
den Vollkaufleuten und Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften aufgegeben, ihr Inventar und ihre Bilanz in 
Reichsmark aufzuſtellen. 

Desgleichen haben die Kapitalgeſellſchaften ihre Aktien 
und Geſchäftsanteile in Reichsmark neu feſtzuſetzen. Für 
das dabei innezuhaltende Verfahren ſind beſondere Beſtim⸗ 
mungen erlaſſen, auf die verwieſen wird. 

Die Vorſchriften gelten ſinngemäß auch für Vereine und 
Verſicherungsunternehmen. 

Ein weiterer Abſchnitt befaßt ſich mit der Aenderung 
des Geſetzes über Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
und mit der Umrechnung der Geſchäftsanteile bei den Er⸗ 
werbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. 


Durch die zweite Verordnung zur Einführung handels⸗ 
rechtlicher Vorſchriften in den ſudetendeutſchen Gebieten 
vom 9. Februar 1939 iſt das Aktiengeſetz mit einer Reihe 
von Uebergangsvorſchriften und das Umwandlungsgeſetz 
eingeführt. Ferner ſind durch dieſelbe Verordnung die 
Bekanntmachungen des Regiſtergerichts und der Geſell⸗ 
ſchaften geregelt worden. 


Sodann find noch folgende weitere Geſetze mit Durch⸗ 
führungsverordnungen und Angleichungsvorſchriften für 
das Sudetenland in Geltung geſetzt: 

Das Geſetz über die Unterkunft bei Bauten; 

das Geſetz über den Verkehr mit Betäubungsmitteln 

nebſt dazugehörigen Verordnungen; 

3. die „Beſtimmungen über den Rundfunk“; 

4. die Neichsapothekerordnung; 

5. das Geſetz über die Verpachtung und Verwaltung 
öffentlicher Apotheken; 

6. das Geſetz über die Regelung der Kohlenwirtſchaft 
mit den ſonſtigen darauf Bezug habenden Verord- 
nungen; 
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7. das Viehſeuchengeſetz, das Geſetz über die Belämp- 
fung der Daſſelfliege; das Geſetz betreffend die Be⸗ 
ſeitigung von Tierkadavern; 

8. das Gefetz über die Kinderarbeit und über die 
Arbeitszeit der Jugendlichen; 

9. die Arbeitszeitordnung; 

10. das Geſetz über die Arbeitszeit in Bäckereien und 


Konditoreien; 

11. das Umlegungsgeſetz und die Reichsumlegungs⸗ 
ordnung; x 
12. die reichsrechtlichen Vorſchriften über den Gtrapen- 

verkehr; 


13. das Reihs- und Staatsangehörigkeitsgeſetz; 

14. das Tierſchutzgeſetz: 

15. das Geſetz über die Sicherung der Reichsgrenze 
und über Vergeltungsmaßnahmen; ti 

16, die Verordnung über die Genehmigung öffentlicher 
Lotterien und Ausſpielungen und die Gebühren- 


Schrifttum 


„Jugendſchutzgeſetz“ (Geſetz über Kinderarbeit und über 
die Arbeitszeit der Jugendlichen) vom 30. April 1938. 
Erläutert von Dr. Wolfgang Siebert, o. 5. Profeſſor 
in Berlin. Deutſche Jugendgeſetze Band 1. Verlag von 
W. Kohlhammer, Stuttgart und Berlin 1938. XX VII 
und 422 S. Mit einem Nachtrag. 


Das Geſetz über die Kinderarbeit und über die Arbeits- 
zeit der Jugendlichen (Jugendſchutzgeſetz) geht in ſeiner 
Bedeutung für das geſamte Recht weit über das hinaus, 
was die Bezeichnung umſchreibt. Es iſt ein Grundgeſetz 
des im Entſtehen begriffenen deutſchen Jugendrechtes, das 
die Stellung des nationalſozialiſtiſchen Geſetzgebers zu der 
Förderung und Ausbildung unſerer Jugend in der 
Geſamthaltung und in Einzelheiten feſtlegt und damit 
eine notwendige Vorausſetzung für das werdende Berufs- 
erziehungs- und Berufsausbildungsrecht ſchafft. Darüber 
hinaus ſtellt es einen Markſtein auf dem Wege zu einem 
nationalſozialiſtiſchen Arbeitsſchutzrecht überhaupt dar, und 
es wird ſchon heute auch außerhalb des Jugendarbeits⸗ 
rechtes vielfach ſinngemäß angewandt werden können. 

Das Geſetz iſt in dem Kommentar von Wolfgang Sle: 
bert, dem der Reichsrechts- und der Reichsjugendführer 
empfehlende Geleitworte vorausgeſchickt haben, dieſer Ber 
deutung entſprechend bearbeitet worden. Die Erläute⸗ 
rungen der einzelnen Vorſchriften, bei denen Siebert auch 
die internen Verhandlungen des Jugendrechts-Ausſchuſſes 
der Akademie für Deutſches Recht verwerten konnte, bieten 
eine gründlich durchdachte, erſchöpfende, klar gegliederte 
und ausgezeichnet gelungene Darſtellung aller einzelnen 
Auswirkungen. Sie werden den praktiſch, wie den 
wiſſenſchaftlich arbeitenden Rechtswahrer nirgends im 
Stich laffen. Ueberall wird beſonderer Wert auf die 
Klarlegung des Zuſammenhanges mit dem übrigen Arbeits. 
recht und mit weiteren Rechtsgebieten gelegt. Dabei zeigt 
es ſich aufs neue, daß die auf Siebert zurückgehende neue 
Auffaſſung vom Weſen des Arbeits⸗ und Lehrverhältniſſes 
in keiner Weiſe die Ermittlung eindeutiger, rechtlich feſt 
fundierter Einzelergebniſſe hindert und daß auch die un- 
mittelbare Ableitung von Anſprüchen aus dem Arbeits- 
verhältnis mit Hilfe des 8 2 Abſ. 2 ADG, im gejeßes- 
freien Raum — etwa für den Urlaubsanſpruch — nicht 
in Rechtsunſicherheit führen kann. 

Siebert bietet aber über die Erläuterung des neuen 
Geſetzes hinaus noch eine eingehende, grundrißartige Dar- 
ſtellung des geſamten Jugendarbeitsrechtes in ſeinem 
heutigen Stande überhaupt. Er ſchildert neben der Rege⸗ 
lung des Lehrverhältniſſes das Anlernverhältnis der 
Jugendlichen, deſſen rechtliche Erfaſſung noch mancherlei 
Arbeit erfordern wird, und grenzt beides vom Dienft- 


ordnung für die Genehmigung zur Veranſtaltung 
von Lotterien und Ausſpielungen, jedoch nicht in 
den von Dber- und Niederöſterreich verwalteten Ge- 
bieten. 


Schließlich ſind noch gleichzeitig auf Oeſterreich und das 
Sudetenland die folgenden Geſetze und Verordnungen aus- 
gedehnt worden: 


1. Das Geſetz über die Aenderung von Familiennamen 
und Vornamen; 

2. die Verordnung über den Zuſammenſchluß von Berg⸗ 
bauberechtigten; 

3. die zweite Verordnung zur Durchführung des Vier⸗ 
jahrsplanes; 

4. das Geſetz zum Schutze der landwirtſchaftlichen 
Kulturpflanzen. 


leiſtungsverhältnis der Kinder und vom Arbeitsverhältnis 
des ungelernten Jugendlichen oder des Jugendlichen nach 
beendeter Lehre ab. Dabei betont er die Einheit der 
Pflichten aus Arbeitsſchutz und Arbeitsverhältnis, macht 
es aber mit Recht vom Einzelfall abhängig, ob dem 
Jugendlichen auch ein klagbarer Anſpruch auf Erfüllung 
der Schutzvorſchriften des Jugendſchutzgeſetzes gegen den 
Unternehmer zu geben iſt. Eine verhältnismäßig ein⸗ 
gehende Darſtellung widmet Siebert auch dem auslän- 
diſchen Jugendſchutzrecht. 

Von beſonderem Wert iſt es, daß Verfaſſer und Verlag 
dem Kommentar bereits jetzt einen erſten Nachtrag bei⸗ 
gefügt heben, der die bis Ende 1938 ergangenen, ein⸗ 
ſchlägigen Verordnungen und Erlaſſe, insbeſondere die 
al Ausführungsverordnung vom 12. Dezember 1938 mit 
kurzen Hinweiſen enthält. Auch in Zukunft fol das Werk 
erforderlichenſalls durch Nachträge ſtets auf dem neueſten 
Stand gehalten werden. — 

Der Kommentar, der als erſter Band einer Sammlung 
„Deutſche Jugendgeſetze“ erſchienen ift, kann als vorbild⸗ 
liche Bearbeitung eines neuen deutſchen Grundgeſetzes 
bezeichnet werden. 

Prof. Dr. Heinz Rhode, Münſter i. W. 
* 


„Reich und Oſtmark.“ Eine Vortragsreihe der Oeſterreichi⸗ 
ſchen Verwaltungsakademie, herausgegeben von Reichs⸗ 
miniſter Dr. Lammers, Berlin⸗Wien, 1938. 


In dieſer Sammlung ſind Vorträge führender Staats- 
männer des Altreichs und der Oſtmark zuſammengefaßt. 

Die Grundlage des nationalſozialiftiſchen Staatsbaues 
errichtet Reichsminiſter Lammers in ſeinem Vortrag 
vor der Oeſterreichiſchen Verwaltungs⸗Akademie auf der 
politiſch und philoſophiſch gleich bedeutſamen Rede des 
Führers auf dem Parteitage 1935. Mit Recht heißt 
es dort, daß im Mittelpunkt aller Politik die Er- 
haltung des Volkes liege. „Auch Religionen haben nur 
dann einen Sinn, wenn ſie der Erhaltung der lebenden 
Subſtanz der Menſchheit dienen. Denn ſind erſt die Völ⸗ 
ker als ſolche zugrunde gegangen, bleiben weder die Reli⸗ 
gionen noch die Staaten als Ewigkeitserſcheinungen 
übrig.“ Die Staatsverfaſſung ſei keine Verfaſſung in 
herkömmlichem Sinne mehr, ſondern „eine allumfaſſende 
Volksordnung“. Bezüglich der rechtlichen Schwierigkeiten, 
die die Einheit von Partei und Staat aufgibt, meint der 
Verfaſſer: „Es wäre an der Zeit, daß man ſich endlich 
einmal auf eine eindeutige Beſtimmung dieſer Begriffe 
einigte.“ (S. 17.) Der Verfaſſer trägt hierzu folgendes 
bei: Die nationalſozialiſtiſche Partei ſei „ein Teil des 
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Deutſchen Volkes, die Elite dieſes Volkes, in der Sehnen, 
Wille und Ziel des Geſamtorganismus Volk Bewußtheit, 
Geftalt und klare Ausrichtung zur Tat finde. Die Partei 
iſt demgemäß der politiſche Willensträger der Nation. 
Sie iſt ſo wenig Organ des Reiches oder des Staates wie 
das Volk ſelbſt. Ihre Aufgabe und Sendung iſt es, Er⸗ 
zieher und Bildner des Volkes und andererſeits Schöpfer 
und Former der äußeren, der ſtaatlichen Organiſation 
dieſes Geſamtorganismus Volk zu ſein und dieſe Organi⸗ 
ſation mit ihrem politiſchen Willen zu erfüllen. In 
dieſem Sinne befiehlt die Partei dem Staate. Damit 
glaube ich über das Verhältnis zwiſchen Partei und Staat 
das geſagt zu haben, was zur Charakteriſierung der 
Grundlagen des nationalſozialiſtiſchen Staatsaufbaues uns 
erläßlich iſt.“ 

Der Führerſtaat wurzele in der Verantwortlichkeit eines 
einzelnen für die Staatsführung. Seine Dauer ſei in der 
Hoffnung verbürgt, daß aus dem „ſich immer von neuem 
verjüngenden Führerkorps immer wieder derjenige Mann 
hervorwachſen werde, der berufen iſt, an die Spige von 
Volk und Reich zu treten, ihnen oberſter Führer zu ſein, 
nachdem er fih vorher tauſendfältig bewährt hat als die 
reinſte Verkörperung des Bollstums und der fähigſte 
Geſtalter der Geſchicke des Volkes“. 

Mit Recht ſtellt der Redner feſt, daß die ſeit Jahren in 
der Geſchichte vorgezeichnete Entwicklung zum Einheits⸗ 
ſtaat nicht mehr rückgängig gemacht werden könne. 

Ueber die Bedeutung des Reichstags urteilt er unter 
Anführung eines bekannten Wortes dahin, daß er „eine 
Verſammlung politiſch bewährter Perſönlichkeiten ſei, die 
den Beſchlüſſen der Führung durch ihre Zuſtimmung ein 
beſonderes Gewicht nach innen und außen verleihen, ein 
Forum, das dazu dient, die Uebereinſtimmung von Volk 
und Regierung in großen Schickſalsfragen der Nation 
öffentlich zum Ausdruck zu bringen“. 

Das Verhältnis von Partei und Staat erläutert der 
Verfaſſer näher dahin, daß „die Partei ... ein organi» 
ſcher Beſtandteil, nämlich Kopf, Herz und Willensorgan 
des Geſamtlebeweſens Volk“ ſei. Es ſei die Schaffung 
eines „neuen deutſchen Menſchentypus der Gemeinſchafts⸗ 
perſönlichkeit“ vonnöten. Dabei handele es ſich um ein 
vollſtändiges Aufgehen der Perſönlichkeit im Nationalſo⸗ 
zialismus, nicht etwa bloß um eine nationalpolitiſche und 
ſoziale Erziehung, ſondern um eine weltanſchaulich ge= 
feſtigte Haltung. Angeſichts der nahezu zweitauſendjähri⸗ 
gen Erfahrung, welche die chriſtliche Kirche in dieſer Hin⸗ 
ſicht der Erziehung des deutſchen Volkscharakters gemacht 
hat, laſſen ſich die Schwierigkeiten ermeſſen, welche einer 
ſolchen Erziehung im Wege ſtehen. Es ift bisher nie ge- 
lungen, aus dem Deutſchen einen Einheitsmenſchen zu 
machen. Man bedenke auch, daß auch im chriſtlichen Mit⸗ 
telalter die größten Kulturträger nicht zu den gläubigſten 
zählten, für die Neuzeit iſt die revolutionäre Haltung 
aller führenden Kulturträger zu deutlich, als daß man 
davon zu ſprechen brauchte. Dem Verfaſſer iſt jedenfalls in⸗ 
ſoweit beizupflichten, als eine nationalpolitiſche und ſo⸗ 
ziale Erziehung für die Zukunft unſeres Volkes und unſe⸗ 
rer Kultur dringend nötig iſt. 

Reichsſtatthalter Dr. Seyß-Inquart ſchil⸗ 
dert die beim Anſchluß zur Entſtehung gelangten ſtaats⸗ 
politiſchen und wirtſchaftlichen Fragen. Er findet begei⸗ 
ſterte Worte für die geſchichtliche Bedeutung des An⸗ 
ſchluſſes. 

Staatsſekretär Stuckart ergänzt diefe Dar- 
legungen in völkerrechtlicher und ſtaatsrechtlicher Hinſicht. 
Der Anſchluß fand ſeinen völkerrechtlichen Ausdruck darin, 
daß „die diplomatiſchen Vertretungen des Deutſchen Reichs 
den auswärtigen Mächten den Text des Geſetzes vom 
13. März 1938 mit der Erklärung bekanntgaben, daß die 
ehemaligen öſterreichiſchen Vertretungen angewieſen ſeien, 
ſich mit ihrem Perſonal der deutſchen Vertretung zu 
unterſtellen“. Der Redner ſtreift alsdann die Schwierig⸗ 
keiten der öſterreichiſchen Verwaltungseinteilung bei der 
Vereinheitlichung. 
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In einem ebenfo klaren wie vorzüglichen Ueberblick gibt 
Senatspräſident Mannlicher ein Bild von 
der Verwaltungsgliederung des Altreiches und deren Ver⸗ 
hältnis zu Oeſterreich. Dabei widmete er feine Haupt- 
aufmerkſamkeit der Verwaltungsrechtspflege. 

Dieſe Ausführungen erweitert der öſterreichiſche Mi⸗ 
niſter Dr. Hueber in einem aufſchlußreichen und 
geiſtvollen Vortrag über die Rechtsangleichung auf dem 
Gebiete des Zivil- und Strafrechts. Dabei vergleicht der Red- 
ner die miteinander zum Ausgleich zu bringenden Rechtsord⸗ 
nungen. Während das öſterreichiſche Eherecht erneuerungs⸗ 
bedürftig geweſen ſei, wird die an das Grundgeſchäft 
gebundene Wirkſamkeit der öſterreichiſchen Eigentumsver⸗ 
ſchaffung mit Recht dem deutſchen abſtrakten Uebergabe⸗ 
geſchäft vorgezogen. Es verdiene auch das öſterreichiſche 
Unehelichenrecht vor dem deutſchen den Vorrang, wenne 
gleich es auch noch hinter der anzuſtrebenden Zukunfts- 
löſung zurückbleibt. Auch die im ABGB. beſchränkte ge- 
ſetzliche Erbfolge iſt ein beachtlicher Schritt zu einem 
familien- und gemeinſchaftsgebundenen Erbrecht. Es ift 
der im deutſchen BGB. geltenden unbeſchränkten Erbfolge 
römiſchen Geiſtes überlegen. Im bürgerlichen Rechtsſtreit 
könne die ſtraffe Zuſammenfaſſung des öſterreichiſchen Ver⸗ 
fahrens gleichfalls zum Vorbild dienen. Im Strafver- 
fahrensrecht habe ſich insbeſondere der Adhäſionsprozeß 
bewährt. Er fege den Geſchädigten inſtand, feinen Erſatz⸗ 
anſpruch ſogleich im Strafverfahren geltend zu machen. 

Miniſterialrat Dr. Gruber gibt eine über⸗ 
ſichtliche Darſtellung des deutſchen Beamtenrechtes. 

Miniſterialdirektor Gütt ſchildert in ſpan⸗ 
nender Rede die umwälzende Wirkung der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Raffen- und Geſundheitspolitik. Man erkenne 
ſie insbeſondere an der ſteigenden Geburtenziffer in 
Deutſchland, während Wien, die geburtenärmſte Stadt der 
Welt, bis 1937 eine ftändig abnehmende Geburtenzahl 
aufweiſe. Dies dürfte auch in der Hinſicht bemerkenswert 
fein, daß Wien als die katholiſchſte Stadt Mitteleuropas 
der entſittlichenden Wirkung der Kinderzahlbeſchränkung 
nicht zu ſteuern vermochte. Es iſt eine Tatſache, die zu 
denken gibt, wenn man hört, daß die größten Kultur- 
träger aus den kinderreichſten Familien ſtammen. Johann 
Sebaſtian Bach war das achte von zwölf Kindern, Franz 
Schubert das zwölfte von vierzehn, Karl Loewe das 
zwölfte, Karl Maria von Weber das neunte, Gg. Friedrich 
Händel das zehnte, Mozart das ſiebente, Robert Schumann 
das fünfte und Richard Wagner das neunte Kind. An 
Hand dieſer Aufſtellung begreift man, was Kinderreich⸗ 
tum für die Kultur eines Volkes zu bedeuten hat. Geſellt 
ſich dazu auch noch eine Zeit geiſtiger Freiheit und gün⸗ 
ſtiger Entwicklungsmöglichkeiten eigenwilliger Perſönlich⸗ 
keiten, wie ſie das Genie fordert, ſo iſt der Boden für 
eine Zeit fruchtbarer Kultur bereitet. 

Hauptamtsleiter Dr. Reiſchle unterſucht „die 
Sicherung der deutſchen Volksernährung“. Die deutſche 
Ernährungslage charakteriſiert er durch folgende Geſichts⸗ 
punkte: „1. Verluſt wichtiger Ueberſchußgebiete durch den 
Verſailler Vertrag. 2. Steigende Geſamtbevölkerung auf 
verringertem Reichsgebiet. 3. Wandlung in dem Alters- 
aufbau und Verſtärkung der Vollverbraucher. 4. Ver⸗ 
ringerung der landwirtſchaftlichen Nutzfläche durch In⸗ 
anſpruchnahme für nationalpolitiſche und ſonſtwie öffent⸗ 
liche Zwecke. 5. Fortdauer der Induſtrialiſierung. 6. 
Wandlung der Verbrauchsgewohnheiten und Verbeſſerung 
der Lebenshaltung.“ Die einzigartigen Erfolge der Preis- 
und Marktregelung konnte der Redner überzeugend an 
dem Beifpiele der Patenaktion zur Befeitigung des dent- 
ſchen Weinüberfluſſes beweiſen. Auch die ſachgemäße Ver⸗ 
wertung der Abfälle hat eine nicht zu unterſchätzende ge⸗ 
ſamtwirtſchaftliche Bedeutung. 

Der Reichskommiſſar für Preisbildung, Gauleiter 
Joſef Wagner, legte die Grundſätze der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Preispolitik dar. Man gelangte von den 
Grundſätzen der freien Wirtſchaft durch die Kriegsnot all- 
mählich zu einer ſtaatlichen Preisbeobachtung, ohne aller⸗ 
dings Herr der Lage zu werden. Im Gegenſatz zu der 
wahnwitzigen Vorſtellung Rathenaus, daß die Wirtſchaft 


Schickſal fei, betrachte der Nationalſozialismus den Men⸗ 
ſchen als den Herren der Wirtſchaft. Mit Recht behauptet 
der Redner, daß der Kapitalismus eine ſterbende Wirt⸗ 
ſchaftsform ſei, welche in der ganzen Welt durch den So⸗ 
zialismus abgelöſt werde. Man kann darüber hinaus 
ſagen, daß auch das Verſtändnis der geſchichtlichen Ent⸗ 
wicklung von dieſer Einſicht abhänge. 

Profeſſor Dr. Suchenwirth gibt eine geſchicht⸗ 
liche Darſtellung „vom erſten zum dritten Reich“, die ſich 
mit der Entwicklung Deutſchlands ſeit dem Ausgange des 
Mittelalters befaßt. 

Amtsgerichtsrat Dr. Rudolf Bechert, 
Roſenheim 


* 


Kammergerichtsrat Dr. Hans Müller: „Elterliche Gewalt 
und Vormundſchaft“. Schriften der Akademie für Deut- 
ſches Recht Nr. 3, 1938. 

Der Perfaſſer, ein langjähriges Mitglied des in Fami⸗ 
lienrechtsſachen zuſtändigen Senats des Kammergerichts, 
unterſucht das geltende Recht der elterlichen Gewalt und 
der Vormundſchaft in rechtsvergleichender Weiſe auf feine 
Verwertbarkeit für die Rechtserneuerung. Der Umſtand, 
daß der Verfaſſer aus der lebendigen Rechtsanwendung 
ſchöpft, verhilft ſeinen Geſetzgebungsvorſchlägen zu einer 
außerordentlichen Anwendungefähigkeit. 

Die Einzelheiten, welche zu Meinungsverſchiedenheiten 
Anlaß bieten können, beeinträchtigen die rechtspolitiſche 
Leiſtung des Verfaſſers in ihrer Geſamtheit nicht. 

Unter anderem ſchlägt der Verfaſſer vor, daß der Ge- 
walthaber, dem Vormund entſprechend, für ſeine Ver⸗ 
mögensverwaltung dem Kinde gegenüber für jedes Ver⸗ 
ſchulden haften folle. Der Verfaſſer geht dabei von der 
Erwägung aus, daß es nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen 
nicht mehr entſpreche, den Vater das Kindesvermögen 
nutznießen zu laſſen. Er befindet ſich hier im Einklang 
mit Frau Dr. Eben-Gervaes, Dieſe Forderung geht aber 
nicht bloß über den deutſchrechtlichen Grundſatz hinaus: 
Mündelgut wächſt und ſchwindet nicht, ſondern ift auch 
ſonſt geeignet, die zu überwindenden Einzelbelange in der 
Familiengemeinſchaft wieder ſtark hervortreten zu laſſen. 
Dazu kommt, daß es einem Vater doch ſchwerlich zuzu⸗ 
muten iſt, über das Vermögen ſeines Kindes aufmerkſamer 
zu wachen als über ſeine eigenen Angelegenheiten. Hier 
erſchiene zumindeſtens eine Beſchränkung auf Sorgfalt in 
eigenen Angelegenheiten, entſprechend § 690 BGB., gerecht 
und billig. 

Bezüglich der Vormundſchaft über uneheliche Kinder 
enthält der Verfaſſer fih eigener Vorſchlüge und verweiſt 
auf meine Ausführungen im „Deutſchen Recht“. 


Um das Zuſammentreffen widerſtreitender Belange zu 
verhindern, rät der Verfaſſer allenfalls $ 1795 BGS. zu 
ergänzen: „Der Vormund kann den Mündel auch bei der 
Entſcheidung darüber, ob die Rechtsgeſchäfte vorzunehmen 
find oder der Rechtsſtreit zu führen iſt, nicht vertreten. 
Bedenkt man aber, daß nach der Rechtſprechung des 
Reichsgerichts (RG8Z. 93, 337) der Selbſtabſchluß nach 
§§ 181, 1795 II BGB. nicht nichtig, ſondern nur unwirk⸗ 
ſam iſt, ſo erſcheint dieſe Abhilfe ſehr fragwürdig. Der 
Verfaſſer nahm denn auch dieſe Faſſung nicht in ſeinen 
Geſetzgebungsvorſchlag auf. 

Auch die Verweiſung des Vaters auf die Beſchränkun⸗ 
gen des Vormunds iſt nicht deutſchrechtlich gedacht. X Ich 
habe bereits in Franks Handbuch darauf hingewieſen. 
Dieſe Verweiſung ſetzt die in der Familie zufammenge- 
ſchloſſenen Belange einander ebenſo ſcharf gegenüber wie 
die vom Verfaſſer gewünſchte verſtärkte Haftung des 
Vaters. Die nationalſozialiſtiſche Familie kann nicht auf 
Mißtrauen gedeihen. 

Meines Erachtens muß bei der Neuregelung von der 
unauflöslichen Einheit der deutſchen Familie auch in ver 
mögensrechtlicher Hinſicht ausgegangen werden, gleichgül. 
tig, wie eng oder wie weit man den Begriff der Familie 
faſſen wird. Amtsgerichtsrat Dr. Rudolf Bechert, 

Rofenhein. 


Burgdörfer⸗Böhm⸗Frieſe⸗Linden: „Grundlagen der Erb⸗ 
und Raſſenpflege.“ Handbücherei für den öffentlichen 
Geſundheitsdienſt, Band 2. Karl Heymanns Verlag, 
Berlin. 

Der vorliegende Band will allen, die ſich beruflich oder 
aus völkiſchem Intereſſe mit Erb» und RNaſſenpflege ber 
ſchäftigen, einen Ausſchnitt aus den Grundlagen dieſes für 
den Beſtand unſeres Volkes ausſchlaggebenden Gebiets 
vermitteln. Er gliedert fih in 4 Hauptabſchnitte: Holts- 
kunde von Burgdörfer, Erbkunde von Böhm, Raſſenkunde 
von Frieſe und Geſetzliche Grundlagen der Erb. und 
Raſſenpflege von Linden. 

In dem Abſchnitt Volkskunde bringt Burgdörfer eine 
biologiſch⸗ſtatiſtiſche Betrachtungsweiſe des Volkes. Er hat 
damit, daß er dieſes Gebiet in die Volkskunde eingliedert, 
nicht ſo ganz unrecht, wenngleich das, was man heute unter 
„Volkskunde“ verſteht, eigentlich nur ein Teil des großen 
Bereiches der „Kunde vom Volke“ iſt. Auf der anderen 
Seite könnte man dann allerdings jegliche Darſtellung, die 
ſich mit dem Volk und ſeinen Lebensäußerungen — alſo 
auch des Rechtes — befaßt, zur Volkskunde in dieſem Sinne 
rechnen. Die Begriffe ſind zweifellos noch nicht geklärt. 

Böhm gibt eine klare, leicht verſtändliche Einführung in 
die Erbkunde, ausgerichtet auf die Unterſuchung des Kräfte⸗ 
ſpieles: Erbanlage Umwelt. Die Grundbegriffe der Erb- 
kunde ſollte jeder Rechtswahrer kennen. Das gleiche gilt 
von den Grundbegriffen der Raſſenkunde, die Frieſe, aller⸗ 
dings für den Amtsarzt, herausgeſtellt hat. Seine Ein- 
führung ſoll dem Arzt einen Ueberblick über das Geſamt⸗ 
problem geben. Sie kann in gleicher Weiſe dieſen Ueber⸗ 
blick auch dem Rechtswahrer vermitteln. Die zeichneriſche 
Darſtellung der einzelnen Raſſen in Deutſchland iſt m. E. 
etwas daneben geraten (insbefondere die Abbildung Ia 
Seite 197). Anſchaulicher wirken neben guten Fotos immer 
noch Schädelzeichnungen. 

Abſchließend bringt ſodann Linden eine Darſtellung der 
geſetzlichen Grundlagen der Erb- und Raſſenpflege. Be- 
handelt werden: das Geſetz zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchſes, die Beſtimmungen über Cheftandsdarlehn, das 
Geſetz zum Schutze der Erbgeſundheit des deutſchen Volkes 
und das Geſetz zum Schutze des deutſchen Blutes und der 
deutſchen Ehre. 

Der Band iſt ein Handbuch im wahrſten Sinne des 
Wortes und ſollte als zuverläſſiger Helfer in allen Fragen 
der Erb- und Raſſenpflege bei der Arbeit des Rechts. 
wahrers nicht fehlen. 

Dr. Schmidt⸗Klevenow, Berlin. 


* 


Helmut Schwabe: „Richter im Werden“, Deutſcher Rechts⸗ 
verlag, Berlin 1939. 


Helmut Schwabe, den Leſern des „Deutſchen Rechts“ 
aus manchem gedankenvollen Beitrag bekannt, veröffentlicht 
in einem kleinen, vom Deutſchen Rechtsverlag liebevoll 
ausgeſtatteten Büchlein Tagebuchblätter und Betrachtungen. 
Die Aufzeichnungen ſind von einem ganz eigenartigen Reiz: 
Nur ein Rechtswahrer, der die Stadien, von denen die 
Blätter berichten, ſelbſt durchlaufen hat, kann mit ſolcher 
Lebensnähe berichten, daß wir die Luft der Gerichtsſäle zu 
ſpüren glauben. Aber nur ein Dichter kann, aufblickend aus 
irgendeiner Tätigkeit, die ihm der tägliche Dienſt auferlegt, 
ſozuſagen aus ſich ſelbſt heraustreten und ſich gleichſam ver⸗ 
wundert ſelbſt am Werke betrachten. Und in dieſen Augen⸗ 
blicken, in denen der Rechtswahrer und Dichter den Rechts⸗ 
wahrer in ſeinem Tun und ſeiner Wirkung im Volke be⸗ 
trachtet, kommt Schwabe den letzten Erkenntniſſen über die 
Stellung des Rechtswahrers nahe. Er ſieht ſich als Verteidi⸗ 
ger im Spannungsfelde zwiſchen dem Gericht und dem 
Angeklagten, er ſieht ſich als Richter inmitten der Proble⸗ 
matik einer neuen Richtergeneration, einer Problematik, von 
der die Daubenſpecke ſo beruhigend wenig vermittelten: 
„Der Weg von meinem Richtertiſch bis zu dem im Hinter- 
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grund des Raumes ſitzenden Volk ift kurz. Und doch fühle ich, 
wenn ich aufblicke, wie unendlich weit dieſer Weg iſt. Nicht 
nur die papierne Mauer der Kommentare, hölzerne Bar⸗ 
rieren und ein ſtreng ausſehender Wachtmeiſter ſtehen da⸗ 
zwiſchen, wie viele Barrieren und Masken noch, die ich 
nicht fehe ... Wo ift der geiſtige Ort des Richters im Leben 
des Volkes und des Staates? Mein Zimmer iſt angefüllt 
mit Lehrbüchern, Entſcheidungsſammlungen und Kommen⸗ 
taren — aber ich weiß, ich könnte ſie alle von der erſten bis 
zur letzten Seite durchblättern, nicht eine Zeile wirklicher 
Antwort würde ich finden ... „Richten“ heißt ausrichten, 
hinlenken, in Ordnung bringen — ein Wort, der Sprache 
des Baumeiſters entnommen. Einen Menſchen richten heißt, 
ihn zu einem „Gerichteten“ machen; einen, der ausgebrochen 
iſt aus der Gemeinſchaft, zu ihren gemeinſamen Zielen 
wieder hinlenken. Das iſt eine Aufgabe, nicht erfüllbar allein 
mit rationalen Begründungen der Einzelurteile — damit 
wäre heute weniger getan als jemals — ſondern im letzten 
Sinne nur erfüllbar durch Haltung und Vorbild des Rid- 
ters. Gein Amt erfordert, daß er den lebendigen Zuſammen⸗ 
klang von Menſchentum und Bindung an die Grundſätze der 
ſtaatlichen Gemeinſchaft beiſpielhaft vorlebt“. — Schwabe 
wandert als „Zuhörer“ durch Moabit und er beſucht die 
Sitzungen des Arbeitsgerichts, nicht als „Berichterſtatter“, 
nicht als Juriſt, der ſeinen Kollegen behorcht, ſondern als 
nichts anderes als „Mann aus dem Volk“. Und hier im 
Arbeitsgericht ſcheint ſich ihm ein Stück vom zukünftigen 
Leben unſerer Rechtspflege, einer Rechtspflege aus der Ge⸗ 
meinſchaft, abzuzeichnen. 

Das kleine Buch habe ich einem Freunde geſchenkt, der zu 
ſtudieren begann. Er hat es mit Freude geleſen. Es wäre 


Aus dem Inhalt 


Reihsminifter Dr. Hans Frank — Zum Rechts wahrertag 


Programm zum Tag des Deutſchen Rechts 
An unſere Leſer 


gut, wenn es viele leſen würden, die ſelbſt Richter — oder 
„Richter im Werden“ ſind. 


Rechtsanwalt Dr. Helmut Seydel, Berlin. 
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Amtsgerichtsrat Wolfgang Kramer: „Völkiſcher Staat und 
deutſche Gotterkenntnis.“ Ludendorffs Verlag m. b. H., 
München 1938. 40 Seiten. Preis 0,50 RM. 


Die Schrift enthält eine gemeinverſtändliche Einführung 
in die deutſche Gotterkenntnis des Hauſes Ludendorff. 
Dieſe Erkenntnis unterſcheidet ſich insbeſondere von der 
chriſtlichen Lehre durch Ablehnung einer dogmatiſchen Ber- 
nunftsvorſtellung von Gott als Grundlage von Prieſter⸗ 
macht — „mit Vernunftvorſtellungen ſteht und fällt Rom 
und auch zugleich die geiſtige Macht Judas“ (S. 12). Gott 
kann man nur erleben im Streben zum Guten, Schönen 
und Wahren ſowie in Liebe und Haß, und im Gotterleben 
beſteht der weſentlichſte Raſſenunkerſchied, zugleich iſt das 
Gotterleben richtunggebend für den Beſtand eines jeden 
Volkes. Weſentlich iſt dabei die Einheit von Raſſenerbgut 
und Weltanſchauung, nur wenn beide in Einklang mit⸗ 
einander ſind, iſt der Beſtand des Volkes geſichert. Bedroht 
ift aber die Einheit durch das Machtſtreben von Welt- 
religionen. 

Aus dem Einzelinhalt verdient hervorgehoben zu werden 
die Auswirkung der jüdiſchen und chriſtlichen Religion 
einerſeits und der deutſchen Gotterkenntnis andererſeits auf 
Volks- und Staatsleben, und zwar außen- wie innenpolitiſch. 
Gerade dies iſt für den deutſchen Rechtswahrer belangreich, 
mag er auf chriſtlichem Boden ſtehen oder nicht, in jedem 
Falle lohnt ſich das Leſen der Schrift. 


Volksgerichtsrat Jenne, Berlin. 
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auf Gegenſeitigkeit 
Berlin -Charlottenburg 2 © 
Feuer Berliner Straße 153 Einbruch 
Blilig — gut — sicher 
Drucksachen kosten os durch die Direktion 


Einheits-(Normal-)Beilrag: 0.40 RM für je 1000 RM Versicherungssumme und jede Versicherungsart 


einschl. Versicherungsstever und aller Nebenkosten 


SCHRIFTEN DES REICHSRECHTSFÜHRERS: 
Reichsminiſter Dr. Hans Frank 


Reichsleiter der NSDAP., Präſident der Akademie für deutſches Recht 


Heroiſches und georoͤnetes Recht 


Preis: Geſchenkband kartoniert RM 2.40 

Dieſe Schrift enthält die grundlegenden Ausführungen des Reichsführers des 
NS.⸗Rechtswahrerbundes und des Präſidenten der Akademie fur Deutſches 
Recht, die in ihrer einmaligen überzeugenden Klarheit für das Rechtswahrer⸗ 
ſchaffen in Geſetzgebung, Wiſſenſchaft und Praxis richtungweiſend find 


Rechtsgrundlegung des nafionaljozialiſtiſchen Führerſtaates 


56 Seiten 2. Auflage geb. RM. 2.40 
Dieſe Schrift bringt die maßgeblichen Grundgedanken einer allgemeinen Rechts⸗ 
lehre des Nationalſozialisnnis. Von politiſch autoritärer Stelle aus werden 
die entſcheidenden Geſichtspunkte des deutſchen Gemeinrechts der Öffentlichkeit 
unterbreitet. Die hier niedergelegten Gedanken haben im In- und Ausland 
beachtliches Aufſehen erregt und beanſpruchen mit Fug und Recht grundſätzliche 
Geltung für die Entwicklung der deutſchen Rechtswiſſenſchaft und des deutſchen 
Rechts überhaupt 


Nationalſozialiſtiſche Strafrechtspolitik 


50 Seiten geb. RM. 2.40 
Richtungweiſend für die Geſtaltung des kommenden deutſchen Strafgeſetzbuchs 
arbeitet dieſes Buch in großen, markanten Zügen die nationalſozialiſtiſche Auf- 
faſſung über die weltanſchaulichen Grundlagen der deutſchen Strafrechtspolitik, 
über das Verbrechen und ſeine ſtrafrechtliche Erfaſſung und die Durchſetzung des 
Strafrechts im Strafverfahren und in der Strafvollſtreckung heraus. Nicht nur 
dem Rechtswahrer, ſondern auch der großen Offentlichkeit des deutſchen Volkes 
eröffnet dieſes im deutſchen Strafrechtsſchrifttum hervorſtechende Buch die großen 
Geſichtspunkte nationalſozialiſtiſcher Arbeit am deutſchen Volksſtrafrecht 


In Kürze erscheint: 


Recht und Verwaltung 


40 Seiten geb. etwa RM 2.— 
Das Verhältnis von Recht und Verwaltung, eines der umſtrittenſten Themen 
des Staats⸗ und Verwaltungsrechts der Vergangenheit und Gegenwart, iff init 
der Machtübernahme durch den Nationalſozialismus in eine grundſätzlich neue 
politiſche und wirtſchaftliche Perſpektive getreten. Die gänzliche Neugeſtaltung 
des deutſchen Gemeinſchaftslebens und des Aufbaues unſerer Reichsgewalt haben 
eine neue Ausgangsſtellung für die Erörterung dieſes Problems geſchaffen, die 
von Hans Frank hier zum Gegenſtand einer überzeugenden politiſchen lnter- 
ſuchung gemacht wird 


DEUTSCHER RECHTSVERLAG - BERLIN-WIEN 


Direktausmeiner Spezial-Fabrik 


nur auf das genaueste kontrollierte Klingen 


Ohne Risiko zur Probe 


1000e Anerkennungen erhielt ich für Lieses 


Rasierklingen 


10 Tage zur Probe! 30 Tage Ziel! 


Qualität l: Die preiswerte Klinge Nils) Stück 1.25 
Qualität Il: Haarscharf........2...0220seeseececcne 100 Stück 2.25 
Qualia u, Mein Schlager fur starken und wine. 400 Stück 2,28 


Qualität IV: Aus bestem 0,10-mm-Stahl. Dtsch. Wertarbeit 100 Stück 4.25 


Qualität VI: Aus bestem 0,08-mm-Stahl. Besonders sann Ur 
drahthaarig. Bart, empfindl. Haut. Sie werden 2 
begeistert seln, Deutsche Wertarbeſt 100 Stück 5.00 


Zur Ansicht und Probe erhalten Sie (Porto und Verpackung frei) eine beliebige 


i i frieden, 
Packung. 3 Klingen können unverbindlich probier! werden. Sind Sie zu 
überweisen Sie den Betrag nach 30 Tagen. Andernfalls unfranko zurücksenden 


Rasierklingen-Spezial-Fabrik f 
Heinrich Liese, Essen 683/84 


Bei Bestellungen wollen Sie bitte Ihren Beruf genau angeben 


Grau! 
Spezısi-Haaröl nesalt. 
graue Haare od. ald zu- 
rück Mäh. fret. Ch.Schwarz 
Darmstadt E 243 Herdw 


Amtstrachten 


billigst. — Teilzahlung gestaltet 


BERLIN SO 36 
H Beck Dresdener Straha 127 
. Kottbusser Tor) 


Fernruf: 61 39 91 


Dr. Lahmanns Sanatorium 


„Weißer Hirsch“ seit 1888 


in Bad Weißer Hirsch- Dresden. 
Die klinisch geleitete vorbildliche physikalisch. 
diütetische Heilansta It für innere un 


Nervenkrankheiten 
7 Fachärzte / Alle neuzeitlichen diagnostischen und therapeutischen 
Einrichtungen Auffrischungskuren. 


Man verl.Werbeschr. als 


{im Kurort: Golfplatz. Tennisplätze, Sehwimmba4). 


Bil 
rn 
Winterkur für 


Nervös-Erschöpfte 


ikuranstalit Hofheim 36 (Taunus) 
1 n 3 85 rt am Main. Telephon 214 
S. R. Dr. M. Schulze - Kahleyss. Nervenarzt 


Sanatorium 
DRESDEN - RADEBEUL 


Naturheilkuren Diätkuren 


Maßige Preise. 


Neuhaus am Schliersee. 850 m Höhe, 
Wintersport u. Erhalg., Haus Schwarz- 
drossel, das Haus in der Sonne, m. höchst. 
Komt. Balkanzim. m. Frühst. ab 3.50 M. 


Telefon: Schllersea 222. 


Haus in der Sonne 
Kneipp-Kurheim und-Sanatorium 
Wald-Sieversdorf bei Bertiin 
(Mark. Höhenland). Ruf: Buckow 21. 
Fordern Sie bitte Prospeki DR an 


chenschwand 


Nul//sütdl. Schwur. 
pe 4045 mir. 
er 
Kurort der 


natürlichen Höhensonne 


imati ö j Kurhaus Höchenschwand. Das neu renovierte 
ee Hotel und vor nehme Kurhaus für Wintersporl IT 
Grippe, Erholung, Ruhe In Höhen- terkuren. Herrliches Skigelände EU un 
luft, Wald, Winterkuren, Unter- Alpensicht. Diätkuren aller Art. Pensıon ab M — 
kunftsmöglichk. i. J. Preislage. Prospekt durch dle D Irektlion. 


Prospekt durch den Kurverein 


Telefon 261 St. Blasien 


Nikotin C.V. Engelhard & Co 


vergiftet d Körpat Werdet Hannover 


Nichtraucheı ohne Gur- 
geln. öh. el Ch. Schwarz 
Darmstadt. B 143_Herdw. 


Die Bücher des Deutſchen 
Rechtsverlags erhalten Sie 
in ſeder Buchhandlung 


Drucksachen, Formulare 


Amtstrachten 


und Barette nach neuester Vorschrift 
in anerkannt guten Qualitäten liefert 
preiswert zu günstigen Bedingungen ! 


C. f. Fran Schmidt / imenau Thür. Pstl.87 


[For den Briefmarkensammter!] Briefmarken -Auswahlen 
reichhaltig, preiswert, auch für Anfänger, 


Zusendung portofrei gegen Berufsangabe. 
Markenvers. NEUMANN, Hauptm. a. D., 
Detmold, Emilienstraße 12 


12500 verschiedene 

1 Briefmarken, 5500 z. 
* 1! Pf., weitere 8000 
1 31% Pf., zum 
Aussuchen. Keine Mindestab. 
Probelief. gegen Berufsang. 


Marken-Schneider, Reutlingen 70 R 


BRIEFMARKEN-AUSWAHLEN 
länderweise in Europa u. Deutschland 
zu u Michel, erstklassige Erhaltung, 
gegen Referenzen od. Berufsangabe 

H. Schönwitz, Cottbus D. R. 

Sie ohne Entnahmazw. 


12 Pf 
2 a a m. Einhaitsauswahl 


eninehm. können. — Proheh. geg. 
Standesangabe. Max Herbst, 
Marken-Haus Hamburg 36/520 


kosi. jade Marke, welche 
der Deutschlandsammler' 
W f p i Das glatt des ernst Sammlers der 

die] sich für Deutschl.-Marken besond. 
ka} nteress. Probenummer kestenfr. 
cdu Rohr, Bl. W 136,Kurfstd.38-39 


Ab 1. 4. 1939 


Neuregelung im rechtswissen- 


schaftlichen Zeitschriftenwesen ! 


Beachten Sie bitte unsere Mit- 
teilung, die diesem Heft beiliegt! 


Deutscher Rechtsverlag, Berlin 


Es gibt Leute, Die... 


vor lauter Jukunfteforgen fo mancher = 
lei freuden unferer fchönen Gottesmelt 
nicht zu genießen wagen. Sie glauben jede, 
aber auch jede Mark fparen zu müffen, 
ftatt mit einem angemeffenen Telt ihres Ein⸗ 
kommens das leben fchöner, bequemer, fröh- 
licher und inhaltsreicher zu machen. Und 
doch können fie dae mit gutem Gewiſſen, 
wenn fie eine gute lebensverlicheruns haben. 
Wählen Sie wegen der Iparfamen unmittel- 
baren ‚„hannoverfchen Werbung“ und 
wegen der krühzeltigen, hohen Leiftungen 
des „hannoverſchen Gewinnplanes“ die 


Hannoverſche ¶ebensverſicherung 
auf Gegenfeltigkelt zu Hannover 
vormals Preußifcher Beamten=Verein 
Poftanfchrift: hannover i. Poſtfach 50 bn 


Eine Lebensverliherung, die Freude macht 


Ich bitte, ohne mich zu verpflichten, um Druchfachen 
über Lebens = / finder» 7 Penfione = Renten = Verficherung 


Name: 


Stand: 


Straße Nr.: 


GER 
VERSE 


GEGEN VERMÖGENSSCHÄDEN 


ALLIANZ UND STUTTGARTER VEREIN 


VERSICHERUNGS-AKTIEN-GESELLSCHAFT 


VERTRNGSBESELLSCHNFI 


DES N.-5.RECHTSWAHRERBUNDES 


